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Noch wird über Reformen beispielsweise im 
Gesundheitswesen diskutiert, aber der FAG-Pakt an 
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FAG-VERHANDLUNGEN

Erste 
Verhandlungserfolge 
des Gemeindebundes

D ie Verhandlungen zum Finanzausgleich beschäftigten den Österreichischen 
Gemeindebund auch in den letzten Wochen intensiv. Am 3. Oktober konnten 
wir mit dem Bund und den Ländern eine Grundsatzeinigung über die fi nan-

ziellen Eckpunkte der Finanzausgleichsjahre 2024 bis 2028 abschließen, die Länder 
und Gemeinden zusätzliche Bundesmittel von 2,4 Milliarden Euro pro Jahr einbringt. 
Damit wurden vor den weiteren Verhandlungsrunden im November zwar wesentliche 
Parameter außer Streit gestellt. Es wurde noch kein endgültiges Paktum zum Finanz-
ausgleich abgeschlossen. Dafür sind noch zu viele Details off en. Klar ist, dass es ohne 
Zustimmung des Gemeindebundes keinen Finanzausgleich geben wird.

Wesentliche Eckpunkte sind der Zukunftsfonds, der nun mit 1,1 Milliarden Euro pro 
Jahr dotiert ist und vor allem für die Bereiche Kinderbetreuung, Wohnen/Sanierung 
und Umwelt frische Mittel bereitstellen soll. Wir haben schon bei der Sitzung am 3. Ok-
tober und anschließend mehrmals öff entlich klargestellt, dass mindestens die Hälfte 
der Zukunftsfonds-Mittel direkt den Gemeinden zugutekommen soll. Die Kommunen 
haben große Herausforderungen vor allem im Ausbau der Elementarpädagogik und im 
Bereich des Klimaschutzes zu stemmen. Die auf Landesebene noch zu vereinbarende 
Aufteilung der Zukunftsfonds-Mittel muss fair, transparent und nachhaltig erfolgen.

Erfreulich ist, dass alle Städte und Gemeinden jährlich zusätzlich 100 Millionen 
Euro erhalten, die nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel verteilt werden. Ein 
weiterer Verhandlungserfolg des Gemeindebundes ist auch die Verdoppelung des 
Strukturfonds von 60 auf 120 Millionen Euro. Damit werden vor allem abwanderungs-
betroff ene und strukturschwache Gemeinden direkt unterstützt. Außerdem erhalten 
die Gemeinden und Städte – auf Druck des Gemeindebundes – im nächsten Jahr zur 
Stärkung der Liquidität einen in den Folgejahren rückzahlbaren Sonder-Vorschuss 
von 300 Millionen Euro auf die Ertragsanteile. Wir planen aktuell gemeinsam mit 
dem Finanzminister eine Videokonferenz mit allen Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern und interessierten Gemeinderäten und Gemeindebediensteten, um die 
Details zum Finanzausgleich gemeinsam zu erläutern. Den Termin werden wir euch 
zeitgerecht übermitteln.

Aktuelle Umfragen zeigen uns auch, dass die Vertrauenswerte in die Bürgermeister 
und Gemeinden ungebrochen hoch sind. Im Vergleich zu anderen politischen Ebenen 
ist das Vertrauen der Menschen in uns und unsere Arbeit mit Abstand am höchsten. 
Bei allen Krisen um uns herum und den vielen medial debattierten � emen sehen 
wir deutlich, dass die Bürgerinnen und Bürger genau wissen, wer tagtäglich für sie da 
ist. An dieser Stelle auch von uns ein herzliches Dankeschön für eure Arbeit in euren 
 Gemeinden. 

Bei allen Krisen 
um uns herum 
und den vielen 
medial debattier-
ten Themen 
sehen wir deut-
lich, dass die 
Bürgerinnen 
und Bürger ge-
nau wissen, wer 
tagtäglich für 
sie da ist.“

ANDREA KAUFMANN
Vizepräsidentin des Österreichischen Gemeindebundes

Feedback, Anmerkungen oder 
Kommentare bitte an 
 leserbriefe@kommunal at 

ERWIN DIRNBERGER
Vizepräsident des Österreichischen Gemeindebundes
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Informationsfreiheitsgesetz 
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IM FOKUS

Auf dem Weg zum FAG: 
Noch sind Details off en   
Die Grundsatzeinigung über die fi nanzi-
ellen Eckpunkte des Finanzausgleichs ist 
da, aber noch sind Details off en.
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MEINUNG

S chon Meyers Konversations-Lexikon 
von 1894 defi niert Bürokratie als Be-
zeichnung für eine kurzsichtige und 
engherzige Beamtenwirtschaft, der es an 
Verständnis für die praktischen Bedürf-

nisse des Volkes gebricht. Wörtlich bedeutet Bü-
rokratie „Herrschaft der Verwaltung“. Bürokratie 
wird auch als eine staatliche oder nicht staat-
liche Verwaltung verstanden, die durch klare 
Hierarchien, Entscheidungen nach Gesetzen und 
Vorschriften und geplantes Verwaltungshandeln 
innerhalb festgelegter Kompetenzen gekenn-
zeichnet ist. Schon Max Weber und Ludwig 
Mises schrieben dazu, dass der Begriff  Bürokrat 
immer mit einem ehrenrührigen Unterton be-
ziehungsweise mit einer negativen Stimmung 
verbunden werde. 

Während die Vorteile bürokratischen Han-
delns – wie der Schutz vor willkürlicher Aus-
übung von Staatsgewalten, Sicherheit durch 
verlässliche Regelungen oder Neutralität durch 
gleiche Behandlung aller – oftmals in den 
Hintergrund treten, treten die Nachteile immer 
mehr in den Vordergrund. Die lange Dauer von 
Verfahren und die damit verbundenen hohen 
Kosten werden oftmals genannt. Ursache dafür 
sind immer komplexer werdende Rechtsvor-
schriften und Normen, mit denen versucht wird, 
möglichst alle Lebenssachverhalte abzubilden 
und einem Regulativ zu unterwerfen. 

Es ist daher nicht verwunderlich, dass in 
regelmäßigen Abständen Entbürokratisierungs-
initiativen gestartet werden – von der Regierung 
genauso wie von der Opposition. In der Entbüro-
kratisierung wird nämlich die Möglichkeit gese-
hen, die Staatsausgaben zu reduzieren, schnellere 

Verfahren durchzuführen und letztlich Freiräume 
für individuelles und wirtschaftliches Handeln zu 
schaff en. In der Umsetzung sind diese Initiativen 
jedoch meistens gescheitert. Kaum ein Gesetz 
wurde aufgehoben und noch weniger wurden 
zeitlich befristet erlassen, um die Auswirkungen 
und den Bedarf nach Regelungen tatsächlich zu 
erheben. Es ist zugegebenermaßen auch schwer, 
immer den richtigen Interessensausgleich zwi-
schen dem Ziel eines Gesetzes, einer Richtlinie 
oder einer Norm und den damit verbundenen 
Nachteilen der bürokratischen Abwicklung zu 
fi nden. Bei manchen Gesetzen dürfte dies aller-
dings nicht so schwer sein. 

Ein gutes Beispiel dafür ist das Vergabegesetz. 
Die mit dem Gesetz verbundenen Ziele, wie 
Transparenz bei der öff entlichen Auftragsver-
gabe, Verschaff ung eines Marktüberblicks für die 
öff entliche Hand, das Erzielen des besten Preises 
und damit ein effi  zientes Handeln der Gebiets-
körperschaften und der von ihnen beherrschten 
Unternehmen zu ermöglichen, können getrost 
als gescheitert betrachtet werden. Wenn das 
Gesetz dermaßen komplex gestaltet ist und mit 
vielen artfremden, mit dem ursprünglichen Ziel 
nicht mehr im Einklang stehenden Zielen zu-
sätzlich verkompliziert wird, sodass weder große 
Unternehmen noch die Gebietskörperschaften 
Bund und Länder selbst in der Lage sind, ord-
nungsgemäße Vergabeverfahren abzuwickeln, 
dann muss es erlaubt sein, das System zu hinter-
fragen. Spezialisierte Anwälte müssen beauftragt 
werden, was mit hohen Mehrkosten verbunden 
ist. Wenn selbst ein Ministerium wie das BMK 
nicht in der Lage ist, eine ordnungsgemäße 

BÜROKRATIEABBAU UND VEREINFACHUNG

Verwaltung und 
die Liebe 
zur Bürokratie

 Wenn ein 
Gesetz wie das 
Vergabegesetz 
dermaßen kom-
plex gestaltet ist, 
dass weder große 
Unternehmen 
noch Bund und 
Länder selbst in 
der Lage sind, 
ordnungsgemäße 
Vergabeverfahren 
abzuwickeln, 
dann muss es 
erlaubt sein, 
das System zu 
hinterfragen.“

Feedback, Anmerkungen oder 
Kommentare bitte an 
 leserbriefe@kommunal at 
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MEINUNG

DR. WALTER LEISS
ist Generalsekretär 
des Österreichischen 
Gemeindebundes

Ausschreibung für eine Vergabe durchzuführen 
und diese dann widerrufen muss, spricht das ja 
Bände. Wie das die vielen Gemeinden schaff en 
sollen, sei dahingestellt. Dabei werden das Ziel 
und der Zweck des Vergabegesetzes, wie die 
jüngsten Erkenntnisse des Baukartellverfahrens 
zeigen, in vielen Fällen gar nicht erreicht. 

Auch mit dem gerade in der Ziellinie ver-
handelten Informationsfreiheitsgesetz ist es 
nicht viel anders. Bei allem Verständnis für eine 
Transparenz in der öff entlichen Verwaltung 
und im staatlichen Handeln ist zu bemerken, 
dass man einerseits über das Ziel hinausschießt 
und andererseits notwendige Vorgaben für die 
Ermöglichung dieser Transparenz noch nicht 
geschaff en hat. Dabei geht es nicht um die schon 
jetzt bestehende Möglichkeit der Bürger, Aus-
künfte von Behörden und Gebietskörperschaf-
ten zu erlangen, sondern um die sogenannte 
proaktive Veröff entlichungspfl icht. Was sind 
Informationen von „allgemeinem Interesse“? 
Wie ist bei der Abwägung zwischen Datenschutz 
und Information vorzugehen? Wo sind die 
Datenbanken und Register, in die die Daten ein-
gespeist werden sollen? Wer wird sie zukünftig 
betreiben und für die sinnvolle Zusammenfüh-
rung der Register sorgen? 

Dass im Zuge der diskutierten Ausnahme von 
Gemeinden unter 10.000 Einwohnern von der 
proaktiven Veröff entlichungspfl icht ausgerech-
net die Gemeinden kritisiert werden, weil damit 
drei Viertel Österreichs nicht betroff en wären, ist 
komplett unverständlich. Sollen doch einmal der 
Bund und die Länder vorangehen und zeigen, 
wie es geht. Sollte sich herausstellen, dass alle 

Probleme gelöst, die Register geschaff en und 
die erforderlichen Daten erfolgreich zusam-
mengeführt sind, werden auch die Gemeinden 
ihren Verpfl ichtungen gerne nachkommen. 
Zwischenzeitig können sich interessierte Bürger 
durch einen Blick in überschaubare Rechnungs-
abschlüsse und durch Information aus den 
Gemeindenachrichten die Informationen holen 
und nachlesen, wofür die Steuergelder verwen-
det wurden. 

Dass Bürokratieabbau und die Beschleunigung 
von Verfahren ein Gebot der Stunde sind, 
zeigen gerade die Entwicklungen in Zusammen-
hang mit der Energiekrise. Das dem Grunde 
nach unterstützte Ziel, die Abhängigkeit von fos-
silen Energieträgern zu reduzieren beziehungs-
weise zur Gänze auf erneuerbare Energieträger 
umzustellen, wird wohl von allen unterstützt. 
Die damit verbundene Notwendigkeit, diese 
erneuerbare Energie durch Wasser, Biomasse, 
Photovoltaik und Windkraftanlagen auch selbst 
zu produzieren, wird schon nicht mehr von allen 
so gesehen. Vor allem dann nicht, wenn diese 
Einrichtungen vor der eigenen Haustür stehen. 
Verfahrensdauern von fast einem Jahrzehnt für 
derartige Anlagen und den damit verbundenen 
notwendigen Ausbau unserer Stromnetze kön-
nen wir uns wohl nicht mehr leisten, wenn die 
angestrebten Ausbauziele und die Dekarbonisie-
rungsziele erreicht werden sollen. Selbst die EU 
hat dies erkannt und mit der RED III-Richtlinie 
Fristen für die Durchführung von Verfahren vor-
gegeben. In Österreich haben wir vor nicht allzu 
langer Zeit das Umweltverträglichkeitsgesetz 
geändert, um eine Beschleunigung der Verfahren 
zu erzielen. Zwar hat man sich nicht gescheut, 
die Gemeinden in ihrer Widmungskompetenz zu 
beschneiden, ob aber dessen ungeachtet die Be-
schleunigung tatsächlich erreicht werden kann, 
darf bezweifelt werden. 

Bürokratieabbau und eine Vereinfachung und 
Beschleunigung der Verfahren wären ein Gebot 
der Stunde. Der Weg der Umsetzung ist jedoch 
ein steiniger. 

 
Sollen doch Bund und Länder bei 
der Informationsfreiheit vorangehen 
und zeigen, wie es geht. Sollte sich he-
rausstellen, dass alle Probleme gelöst, die 
Register geschaff en und die erforderlichen 
Daten erfolgreich zusammengeführt sind, 
werden auch die Gemeinden ihren Ver-
pfl ichtungen gerne nachkommen.“
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THEMA
Die Bundesregierung hat Mitte 
Oktober im kommenden Budget ein 
Erneuerbare-Wärme-Paket (EWP) 
angekündigt. Damit will man Wirt-
schaft und Klimaschutz Rechnung 
tragen. Die Förderung von Sanie-
rungsmaßnahmen soll ausgebaut 
und die Umsatzsteuer auf PV-Anla-
gen abgeschaff t werden, öff entliche 
Bauprojekte sollen vorgezogen wer-
den. Der Einbau von Gasheizungen 
soll im Neubau ab 2024 verboten 
werden, der verpfl ichtende Hei-
zungstausch kommt nicht. 

Wer seine alte 
Heizung tauscht, 
bekommt im 
Durchschnitt drei 

Viertel ersetzt.“

Leonore Gewessler, 
Klimaschutzministerin 

Vielen Unken-
rufen zum Trotz 
hat die Koalition 
bewiesen, dass 
wir konstruktiv 
verhandeln.“

Karl Nehammer, Bundeskanzler

Drei Milliarden 
Euro des Pakets 
sind für 
Sanierungs-

maßnahmen zur 
Erreichung der Klimaziele 
gedacht.“

Martin Kocher, Wirtschaft sminister

QUELLE // NEWS.orf.at; 17. Oktober
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DER BLICK ÜBER DIE GRENZEN

FRANKREICH // 100 Gemeinden brauchen 
Hilfe bei der Denkmal-Instandhaltung
Eine Sammlung zur Rettung gefähr-
deter kleiner religiöser Denkmäler 
wurde von Frankreichs Präsident 
Emmanuel Macron ins Leben gerufen. 
Sie hat zum Ziel, 200 Millionen Euro zu 
sammeln, um kleinen Gemeinden zu 
helfen, die ihre Denkmäler nicht mehr 
instand halten können.
„Wenn Sie in Ihrer Gemeinde ein Juwel 
der romanischen Kunst haben, das 
unter Denkmalschutz steht, wissen Sie, 
dass die Kosten für einfache Instand-
haltungsmaßnahmen Ihr Gemeinde-
budget belasten werden.“ So fasste der 
Leiter der Abteilung für sakrale Kunst 
der französischen Bischofskonferenz, 
Gautier Mornas, die Schwierigkeiten 
Mitte September auf France bleu Péri-
gord zusammen.
„Für eine Gemeinde mit mehr als 

10.000 Einwohnern ist die Instand-
haltung von Kultstätten eine Frage der 
politischen Entscheidung“, erklärte 
Mornas, „für Gemeinden mit weniger 
als 10.000 Einwohnern ist es eine Frage 
der wirtschaftlichen Entscheidung. In 
der Regel erlauben es die Gemeinde-
fi nanzen nicht, dieses Erbe angemessen 
zu erhalten.“
In Frankreich gibt es 50.000 Kult stätten. 
2.500 bis 3.000 davon, hauptsächlich 
Kirchen, sind in einem sehr schlechten 
Zustand. Laut der diözesanen Kommis-
sion für sakrale Kunst müssen 80 bis 
100 Kirchen in der Dordogne gerettet 
werden, darunter die Kirchen von 
Ribérac und Vanxains, die im Juni 2022 
durch Hagel beschädigt wurden.

� jumelages-partenariats.com/de/

SCHWEIZ // „Keine Angst 
vor Bürgermeistern“
Der ehemalige Genfer Bürgermeister 
Sami Kanaan will, dass das Bürger-
meisterforum bei der UNECE, der 
Wirtschaft skommission für Europa der 
Vereinten Nationen, „ein vollwertiges 
UNO-Organ“ wird. Er rief die Staaten 
dazu auf, keine Angst vor den lokalen 
Gebietskörperschaft en zu haben. Seit 
heuer ist das Format Bürgermeister forum  
institutionalisiert. Kommunalverwaltun-
gen können nun ihre Forderungen inner-
halb der UNO weiterleiten. „Kommunen 
stehen an vorderster Front“ angesichts 
von Katastrophen und Klimawandel oder 
bei der Versorgung von Flüchtlingen, sagt 
Kanaan.

� www.rtbf.be/ 
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KANADA //  Bußgeld, wenn Bürger 
den Stadtrat respektlos behandeln
Wer während einer 
Sitzung des Stadtrats 
von Rivière-du-Loup, 
einer 15.000-Einwoh-
ner-Stadt am rechten 
Ufer des Sankt-Lo-
renz-Stroms, als unan-
gemessen empfundene 
Kommentare äußert oder 
Handlungen setzt, könnte bald mit 
einer Geldstrafe zwischen 150 und 
1.000 Euro belegt werden. 
Ein unhöfl iches, respektloses, ag-
gressives, abfälliges oder arrogantes 

Verhalten oder ein eben-
solcher Tonfall sollen 
künftig verboten sein. 
Bürgermeister Mario 
Bastille (Bild) stellte 
klar, dass er keine wei-

teren Ausschreitungen 
während der Ratssitzungen 

wie im vergangenen Jahr wol-
le. Es sei möglich, Fragen zu stellen 
oder Ablehnung zu äußern, ohne in 
grundlose Angriff e zu verfallen.

� jumelages-partenariats.com/de

MALEDIVEN: 
BÜRGERMEISTER ZUM 
PRÄSIDENTEN GEWÄHLT

Bei der Präsidentschaft swahl auf 
den Malediven hat sich der pro-
chinesische Kandidat Mohamed 
Muizzu (45), Bürgermeister der 
Hauptstadt Male, durchgesetzt. 
Er kam bei der Stichwahl Ende 
September auf 54 Prozent der 
Stimmen. Amtsinhaber Ibrahim 
Mohamed Solih räumte seine Nieder-
lage ein. Im Wahlkampf hatte Solih für eine traditionelle 
Ausrichtung des Inselstaats an Indien geworben. Muizzu 
hingegen setzt auf eine verstärkte Annäherung an China. 

� orf.at/stories/3333093/FO
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AKTUELL

Die HYPO NOE finanziert mit Weitblick in  
Österreichs Gemeinden. Darum können auch 
kommende Generationen auf unsere innovativen 
kommunalen Lösungen bauen: vom Kindergarten 
bis hin zum Hochwasserschutz. Mehr dazu auf 
hyponoe.at

Die bei uns geht 
was weiter Bank.

Eine Information der HYPO NOE Landesbank für Niederösterreich & 
Wien AG, Hypogasse 1, 3100 St. Pölten. Stand 09/2023. Werbung.
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„Unsere Hunde im Recht“
Das Thema ist dieser Tage in 
aller Munde – die schreckli-
chen Vorfälle in Oberösterreich 
haben einen vernachlässigten 
Bereich wieder in den Fokus 
gerückt. Eine gute Basis dazu 
bietet dieser 2023 im MANZ-
Verlag erschienene Ratgeber, 
der die wichtigsten rechtlichen 
Fragen zur Hundehaltung be-
antwortet. 
Die laut Statistik Austria rund 
600.000 in Österreich lebenden 
Hunde und ihre Besitzer:innen 
– sowie die Gemeinden – sind in 
vielfältiger und teils unübersichtli-
cher Weise von rechtlichen Rege-
lungen betroff en. Die Autoren des 
Ratgebers behandeln alle The-

men, mit denen sich Hundehal-
ter:innen rund um Anschaff ung 
und Haltung ihrer Haustiere aus-
einandersetzen müssen, anschau-
lich und praxisnah, beispielsweise:

 − Ein Hund kommt ins Haus
 − Tierschutzbestimmungen für 
den Hund
 − Grundsätze der Hundehaltung 
und der Hundeführung
 − Mit dem Hund unterwegs: 
Leinen-, Maulkorb-, Kotbeseiti-
gungspfl ichten
 − Reisen mit dem Hund
 − „Auff ällige" Hunde und „Listen-
hunde"

Außerdem beinhaltet das Werk 
vielerlei relevante Hinweise auf 

Rechtsvorschrift en und Recht-
sprechung sowie weiterführende 
Internetadressen.

Die Autoren 
MMag. Dr. Klaus Zeleny ist Ministe-
rialrat am Verwaltungsgerichtshof, 
(Mit-)Autor verschiedener juristi-
scher Werke sowie Mitbesitzer von 
zwei Hunden und der Dog-City bei 
Linz; DDr. Christoph Schmetterer 
war selbstständiger Rechtsanwalt 
in Wien und arbeitet derzeit am 
Lehrstuhl Bürgerliches Recht und 
Rechtsgeschichte der Universität 
Halle (Saale) an seiner Habilita-
tion. Außerdem unterrichtet er als 
Lektor Rechtsgeschichte an der 
Universität Wien.

 
 

Das Buch
Zeleny, Klaus; Schmetterer, Chris-
toph: „Unsere Hunde im Recht“ 
MANZ 2023. XIV, 
140 Seiten. Broschiert. 
23,80 Euro. 
ISBN: 978-3-214-04265-3
shop.manz.at/shop/
products/9783214042653

FACHBUCH – RATGEBER 
 
HUNDEHALTUNG IN ÖSTERREICH IN BUNDES- UND LANDESGESETZEN 

TITEL GRAFIK
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www.naturimgarten.at

Plakettenaktionstag 2024  
für Ihre Gemeinde

Schon jetzt an 2024 denken:
• mehrere private Gärten in einer Gemeinde an einem Tag 

mit einer „Natur im Garten“ Plakette auszeichnen lassen

• Austausch von alten „Natur im Garten“ Plaketten 
möglich

• Informationspaket daher gleich anfordern

• Vergünstigungen erhalten

Informationen zur Anmeldung unter  

www.naturimgarten.at/plakettenaktionstag

Inserat Kommunalzeitung Plakettenaktionstage.indd   1Inserat Kommunalzeitung Plakettenaktionstage.indd   1 18.10.2023   13:28:0918.10.2023   13:28:09
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 NEWS 

 „BEI UNS“ KOMMT ZU IHNEN!

Sprechen Sie 
die Sprache der Bürger?
BEI UNS Media ist ein Team von Kommuni-
kationsprofi s mit dem Spezialgebiet Ge-
meinden und Kommunen, die sich zum Ziel 
gesetzt haben, die Kommunikation zwischen 
Politik, Verwaltung und Bürger zu optimieren: 
Zum Beispiel schlaue Texter, kreative Gra-
fi kdesignerinnen oder vorausschauende 
Strategen. Manche haben Erfahrung als Ge-
meinderat. Ob Gemeindezeitungen, Websites 
und Kampagnen: was BEI UNS abliefert ist 
kreativ, sachlich oder begeisternd. Oft auch 
alles zusammen.

Am Anfang wird mit dem Kommunikations-
Check, eine genaue Analyse erstellt, wel-
che Kanäle und Medien von der Gemeinde 
genutzt werden, um Bürgerinnen und Bürger 
zu erreichen. Dann bringen die Expert:innen 
von BEI UNS konkrete Vorschläge und Ideen 
zur Optimierung ein. Auf Wunsch können 
sie auch gleich bei der Umsetzung mithelfen. 
Zum Beispiel bei einer neuen Webseite, einer 
modernen Gemeindezeitung oder einer Kam-
pagne für Standortprojekte oder Tourismus.
Mehr Infos auf beiuns.media/kommunal

BEWERBEN SIE SICH 
UM EINEN

„BEI UNS“- 
KOMMUNIKATIONS-

CHECK
 FÜR IHRE GEMEINDE! 

Als Medienpartner verlost 
KOMMUNAL einen BEI UNS-
 Kommunikationscheck und 

eine Überarbeitung von Gemeinde-
zeitung oder Webseite. 

Die Teilnahme ist ganz einfach: 
Schicken Sie Ihren 

Kommunikations-Wunschzettel, 
Ihr Wunsch-Video oder Ihr Wunsch-Foto 
an gewinnspiel@kommunal.at. Wer 

seinen Wunsch am originellsten zum 
Ausdruck bringt und unsere Jury aus 

Kommunikationsexpert:innen, 
überzeugt, bekommt Anfang 

nächsten Jahres einen 
kostenlosen Kommunikations-Check 
von BEI UNS Media und Unterstützung 

bei seinem Kommunikationsziel.

Einsendeschluss ist der 30.11.2023

KOMMUNAL   11/2023 // 11
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JETZT BESTELLEN: buergermeisterzeitung.at/bestellen

Immer aktuell und praxisnah

Z E I T U N G F Ü R  K O M M U N A L E  E N T S C H E I D E R

Jede Ausgabe bereitet ein nachhaltiges Thema umfassend und verständlich auf. 
Für bessere Entscheidungen und die professionelle Umsetzung neuer Ideen und Lösungen.

Nichts für 

SAMMLER:

NUR für

GESTALTER!

Eigenanzeige_halbe_BMZ.indd   35Eigenanzeige_halbe_BMZ.indd   35 18.10.23   23:2518.10.23   23:25



Finanzielle 
Eckpunkte fi xiert– 
viele Details noch off en

Die FAG-Verhandlungen wurden am 19. Dezember 2022 
offi  ziell aufgenommen, am 3. Oktober 2023 erfolgte eine 
Grundsatzeinigung über die fi nanziellen Eckpunkte der 
kommenden fünf Finanzausgleichsjahre.
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 Finanzausgleich I
Im November ist noch 
einiges zu klären // 
SEITE 12

 Finanzausgleich II
Der Blick zurück: Es geht 
um mehr als „nur“ Geld // 
SEITE 16



TEXT // KONRAD GSCHWANDTNER

D iese hier vorgestellte Einigung stellt 
sozusagen den ersten Teil des FAG-
Paktums in Form einer Punktation 
einiger Beträge und Überschriften zu 
den frischen Bundesmitteln für Län-

der und Gemeinden dar. Die politische Einigung 
auf den zweiten, inhaltlichen Teil (Paktumstext 
samt Detailregelungen, 15a Vereinbarungen etc.) 
hat noch vor dem 22. November 2023 zu erfol-
gen, denn bis dahin müssen die in eine Regie-
rungsvorlage gegossenen fi nanzausgleichsrecht-
lichen Regelungen spätestens ins Parlament, um 
ein Inkrafttreten des neuen Finanzausgleichs-
gesetzes mit 1. Jänner 2024 (ohne Rückwirkung) 
zu ermöglichen.

Eingangs ein Blick auf die Ertragsanteile. Im 
Anschluss an die Budgetrede des Finanzminis-
ters vom 18. Oktober wurde den Gemeinden die 
neue Ertragsanteile-Prognose des BMF (siehe 
Tabelle auf der Folgeseite) vorgelegt, die be-
reits die Inhalte der Grundsatzeinigung auf den 
Finanzausgleich 2024-2028 beinhaltet. Obgleich 
der Bund die Gemeindeertragsanteile im Jahr 
2024 um einen rückzahlbaren Sondervorschuss 
in Höhe von 300 Millionen Euro erhöhen wird, 
wurde die Prognose der kommunalen Ertragsan-
teile nach dem April und Juni heuer schon zum 
dritten Mal in Folge nach unten korrigiert. Dies 
liegt vor allem an den Einbrüchen von Kon-
junktur und Grunderwerbsteuer. Die nun in der 
Oktober-2023-Prognose für 2024 erwarteten 
kassenmäßigen Gemeindeertragsanteile liegen 
in etwa bei jenem Wert, der im Oktober 2022 für 
das Finanzausgleichsjahr 2023 erwartet wurde.

Überraschende Teil-Einigung am 3.10.2023. Im 
Vorfeld der politischen Runde vom 3. Oktober 
rechnete wohl kaum jemand mit einem substan-
ziellen Fortschritt bei den FAG-Verhandlungen. 
Auch der eingangs kontroversielle Sitzungsver-
lauf deutete lange darauf hin, dass die politischen 
Vertreter der Länder und Gemeinden die Johan-
nesgasse 5 in Wien unverrichteter Dinge wieder 
verlassen würden. Obwohl der Bund sein Ver-
handlungsangebot gegenüber der zwei Wochen 
zurückliegenden Landeshauptleutekonferenz 
kaum verbesserte und auch weiterhin die zent-
rale Forderung nach einer vertikalen Schlüssel-
änderung bei den Ertragsanteilen nicht erfüllte, 
willigten die Vertreter der Bundesländer (Bur-
genland, Oberösterreich, Vorarlberg und Wien) 
ein, sich im kleinen Kreis in die Büro-Räum-
lichkeiten des Finanzministers zurückzuziehen, 
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um sich dort auf rein politischer Ebene mit dem 
Bund und den Gemeindebünden auszutau-
schen. Dieser gut einstündige Austausch ebnete 
schließlich den Weg, sich noch am selben Abend 
auf die fi nanziellen Eckpunkte der kommenden 
fünf Finanzausgleichsjahre zu einigen.

Finanzielle Eckpunkte des Finanzausgleichs 
2024-2028. Nachfolgend eine Darstellung der 
zentralen Inhalte dieser Grundsatzeinigung vom 
3.10.2023, die insgesamt jährlich frische Mittel 
für Länder und Gemeinden in Höhe von rund 
2,4 Milliarden Euro gegenüber dem aktuellen Fi-
nanzausgleich vorsieht sowie mehrere bereits zu-
vor getroff ener Einigungen der Finanzausgleichs-
partner inkludiert. Ein Teil dieser zusätzlichen 
Bundesmittel kommt den Gemeinden direkt zu, 
andere Teile des Pakets werden den Ländern und 
Gemeinden dabei helfen, die Ausgabendynamik 
vor allem in den Bereichen Kinderbetreuung, 
Pfl ege und Gesundheit etwas zu bremsen.

≤ Der Bund stellt jährlich valorisiert 550 Millio-
nen Euro für den spitalsambulanten Bereich 
zur Verfügung, um Strukturreformen zu 
unterstützen und damit auch die Ausgaben-
dynamik der Länder und der ko-fi nanzieren-
den Gemeinden zu dämpfen.

≤ Bisherige Anschubfi nanzierungen des Bun-
des werden langfristig im Pfl egefondsgesetz 
verankert und die jährliche Wertanpassung 
des zu rund zwei Drittel vom Bund und einem 
Drittel von Ländern und Gemeinden fi nan-
zierten Pfl egefonds wird in Hinkunft zwei 
Prozentpunkte über der Infl ation betragen.

≤ Der Bund stellt jährlich wertgesicherte 1,1 
Milliarden Euro für den sogenannten Zu-
kunft sfonds zur Verfügung, die sich nach der 
Einwohnerzahl auf die Bundesländer aufteilen. 
Die konkrete Aufteilung der nach der Volks-
zahl auf neun Töpfe verteilten Mittel zwischen 
Land und Gemeinden ist jeweils zwischen 
Land und den Landesorganisationen von Ge-
meindebund und Städtebund zu vereinbaren.

≤ Verdoppelung der § 24 Finanzzuweisungen. 
Zu Beginn der Verhandlungen wollte der Bund 
die bisherigen 300 Millionen Euro gar nicht 
verlängern, nunmehr konnte eine Erhöhung 
auf jährlich 600 Millionen Euro erreicht wer-
den, die zu rund 37 Prozent den Gemeinden 
zukommen. Von diesen gut 220 Millionen Euro 
werden über 100 Millionen nach dem abgestuf-
ten Bevölkerungsschlüssel verteilt, die übrigen 
Mittel nach dem Strukturfonds-Schlüssel. 

KOMMUNAL   11/2023 // 13
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≤ Erhöhung der Strukturfondsmittel von 60 
auf 120 Millionen Euro pro Jahr. Derzeit 
erfolgt eine Evaluierung des Verteilungs-
schlüssels, aus der sich kleinere Änderungen 
ergeben könnten. Gemeinden, die bisher 
Mittel erhalten haben und bei denen sich die 
Rahmenbedingungen (v.a. Finanzkraft und 
Einwohnerentwicklung) nicht maßgeblich 
geändert haben, werden aber jedenfalls mit 
einer deutlichen Erhöhung gegenüber den 
heurigen Strukturfondsmitteln rechnen dür-
fen.

≤ Zur Liquiditätsstärkung der Gemeinden im 
schwierigen Finanzjahr 2024 wird es einen 
einmaligen und rückzahlbaren Sonder-Vor-
schuss in Höhe von 300 Millionen Euro auf 

FINANZAUSGLEICH

die Ertragsanteile geben. Dies wird das aktuell 
für 2024 erwartete Wachstum der Gemeinde-
Ertragsanteile um gut zwei Prozentpunkte er-
höhen und ist wie angeführt in der Prognose 
der Ertragsanteile bereits eingepreist.

≤ Bereits im Vorfeld des 3. Oktobers wurden 
weitere Änderungen im Finanzausgleich poli-
tisch vereinbart wie beispielsweise eine Erhö-
hung des jährlichen Neuzusage-Rahmens für 
Förderungen der Siedlungswasserwirtschaft  
von 80 auf 100 Millionen Euro, eine Erhöhung 
der Finanzzuweisungen für den ÖPNV um 
30 Millionen pro Jahr oder auch eine Erstre-
ckung der Zweckzuschüsse für Sicherungs-
maßnahmen an Eisenbahnkreuzungen von 
2029 bis 2034.

Grafi k Kommunal//Datenquelle: BMF II/3, kassenmäßige Ertragsanteile, Prognose 10/2023 
gem. BVA 2024, GZ 2023-0.760.262

Bemerkungen und Notizen

ANMERKUNGEN
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Für den Gemeindebund unterschrieben Vizepräsidentin 
Andrea Kaufmann (Bild links) und Vizepräsident Erwin 
Dirnberger (rechts) die Grundsatzeinigung zum Finanz-
ausgleich. Für die Länder unterzeichneten die Landes-
hauptleute Michael Ludwig, Thomas Stelzer, Markus 
Wallner und Hans Peter Doskozil und für den Bund 
Finanzminister Magnus Brunner und Sozialminister 
Johannes Rauch.

 Der Ge-
meindebund 
fordert weiter-
hin eine verti-
kale Schlüs-
selerhöhung 
für die Ge-
meinden und 
die Länder.“

Viele Themen im November noch zu klären. 
Neben diesen fi nanziellen Eckpunkten, die 
bis zum 22. November vielfach noch im De-
tail auszugestalten sind, wird das fi nale Pak-
tum, die Gesamteinigung zum Finanzausgleich 
2024-2028, noch einige weitere � emen und 
beabsichtigte Reformvorhaben umfassen: So 
etwa umfangreiche strukturelle Reformen im 
Gesundheitswesen, Aufgabenreformen im Be-
reich des assistenzpädagogischen Personals in 
den Ganztagsschulen oder nicht zuletzt auch das 
Vorbereiten der überfällige Modernisierung und 
Vereinfachung der Grundsteuer B. 

Neben den notwendigen Einigungen in Sa-
chen Gesundheitsreform dürften im November 
auch die Verhandlungen über die Verteilung der 
1,1 Milliarden Euro an Zukunftsfonds-Mitteln 
durchaus herausfordernd werden.

Unstimmigkeiten über Verteilung der Zukunft s-
fonds-Mittel. In den bisherigen Verhandlungen 
bzw. in der Grundsatzeinigung wurden für den 
Zukunftsfonds drei Sachbereiche verankert: Kin-
derbetreuung (darauf liegt der stärkste Fokus), 
Umwelt/Klima sowie Wohnen/Sanieren. Von 
BMF-Seite wurde in den Verhandlungen immer 
wieder eine Aufteilung der Zukunftsfondsmittel 
zu 50/25/25 Prozent auf diese drei Sachbereiche 
artikuliert. Diese Finanzzuweisungsmittel des 
Bundes sollen zielgerichtet für diese drei Berei-
che verwendet werden und diese Bereiche liegen 
überwiegend in der Finanzierungsverantwortung 
der Gemeinden.

Eine direkte Zuteilung von diesen Bundesmit-
teln an die Gemeinden, um in diesen Bereichen 
sowohl Investitionen als auch den laufenden 
Betrieb zu unterstützen, wurde seitens der Län-

der verhindert und diese stehen auch auf dem 
Standpunkt, dass die Zukunftsfonds-Mittel eine 
faktische Verbesserung in der vertikalen Vertei-
lung der Ertragsanteile (Bund, Länder, Gemein-
den) darstellen. Dies zeigte sich am 3. November 
2023 auch in medialen Aussagen im Anschluss 
an die Landeshauptleutekonferenz wonach die 
Ausgestaltung des Zukunftsfonds nur ein erster 
Schritt sein kann und beim nächsten Mal der 
vertikale Verteilungsschlüssel verändert werden 
müsse. Dementsprechend gehen die Länder auch 
davon aus, dass ihnen analog des Anteils am ver-
tikalen Schlüssel auch 63 Prozent der Zukunfts-
fonds-Mittel zustehen.

Der Österreichische Gemeindebund fordert 
weiterhin eine vertikale Schlüsselerhöhung für 
die Gemeinden und die Länder, sieht ein solche 
Stärkung der Gemeindefi nanzierung aber un-
abhängig von den Zukunftsfonds-Mitteln, die 
angesichts der vom Bund defi nierten Sachberei-
che (Ausbau und Betrieb der Kinderbetreuung, 
Sanierung und Dekarbonisierung vieler der rund 
55.000 kommunalen Gebäude etc.) mindes-
tens zur Hälfte den Gemeinden zugutekommen 
müssten.

Verhandlungen bisher durchaus erfolgreich. 
Auch wenn die kommunale Verhandlungs-
position hinsichtlich der Zukunftsfondsmittel 
gegenüber den Länder, die diese Mittel vom 
Bund direkt überwiesen erhalten und nach ge-
meinsam mit den Landesorganisationen von 
Gemeindebund und Städtebund ausgearbeiteten 
Zielsetzungen auch auf Gemeindeebene einset-
zen sollen, nicht besonders gut ist, kann bisher 
durchaus schon von erfolgreichen Finanzaus-
gleichsverhandlungen gesprochen werden. 
Denn schließlich umfasst die nun dargestellte 
Einigung über die fi nanziellen Eckpunkte der 
Finanzausgleichsjahre 2024 bis 2028 frische 
Bundesmittel für Länder und Gemeinden in fast 
fünff acher Höhe als dies noch im ersten konkre-
ten Verhandlungsangebot des Bundes vom Mai 
2023 der Fall war. Und letztlich dürfte auch allen 
Verhandlungspartnern bewusst sein, dass das 
Paktum zum Finanzausgleich 2024-2028 noch 
die Unterschriften von Bund, Ländern, Gemein-
debund und Städtebund braucht und ebenso 
Lösungen, mit denen alle leben können. 

KONRAD 
GSCHWANDTNER, BAKK. 
BA, IST FACHREFERENT IN 
DER ABTEILUNG RECHT 
UND INTERNATIONALES 
BEIM ÖSTERREICHISCHEN 
GEMEINDEBDUND
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Der Begriff  „Finanzaus-
gleich“ entstand um 1890 
in Anlehnung an den 

österreichisch-ungarischen „Aus-
gleich“ (1867) in der Schweiz; in 
Österreich wird er nur auf die 
Beziehungen zwischen den Ge-
bietskörperschaft en angewendet. 
Die „Bundesabgaben“ werden für 
ganz Österreich einheitlich ge-
regelt und eingehoben, doch wird 
der Ertrag nach einem periodisch 
festgelegten Bedarfsmaßstab auf 
die einzelnen Gebietskörperschaf-
ten (Bund, Bundesländer, Gemein-
den) aufgeteilt (Ertragsanteile). 
Der nach dem Ersten Weltkrieg 
angewandte Verteilungsschlüssel 
begünstigte bevölkerungsreiche 
Gemeinden, was dazu führte, 
dass nach der Trennung Wiens 
von Niederösterreich die Bundes-
hauptstadt bei etwa einem Drittel 
Einwohner über den Finanzaus-
gleich mehr als die Hälft e der 
Bundeseinnahmen bezog. Ende 
der 1920er-Jahren kam es im Zuge 
der Abgabenteilung zu politisch 
motivierten Kürzungen, die das 
„Rote Wien“ vor schwere fi nan-
zielle Probleme stellten. Das 1931 
beschlossene Finanzausgleichsge-
setz führte einen Lastenausgleich 
auf Kosten Wiens ein, was eine 
drastische Einschränkung des 
sozialen Wohnbaus und der Für-
sorgetätigkeit erzwang. 
In der Zweiten Republik bildet das 
Finanz-Verfassungsgesetz (F-VG) 
1948 die gesetzliche Grundlage. 
Wieder ein Sonderfall: Da Wien 
zugleich Bundesland und Gemein-

de ist und daher auch diff erieren-
de Aufgaben zu erfüllen hat, wird 
es im Finanzausgleich sowohl als 
Land wie als Gemeinde berück-
sichtigt.
Mit Abschluss eines Finanzaus-
gleichs werden auch die Aufgaben 
vereinbart, die jede Ebene zu 
übernehmen und zu fi nanzieren 
hat. Kommen im Laufe einer FAG-
Periode neue Aufgaben dazu, dann 
muss über deren Finanzierung 
gesondert verhandelt werden. Oft  
führt das zum Abschluss von 15a-
Vereinbarungen zwischen Bundes-
ländern und Bund.

Welche Mittel aufgeteilt 
werden. Ertragsanteile werden 
aus gemeinschaft lichen Steuern 
abgeschöpft , diese Mittel stehen 
also allen drei Gebietskörper-
schaft sebenen zu. Diese Steuern 
bilden mit Abstand den größten 
Anteil der staatlichen Einnah-
men. Im Jahr 2021 wurden rund 
93,8 Milliarden Euro eingehoben, 
davon stammten 33 Prozent aus 
der Umsatzsteuer (also Konsum-
verhalten) sowie 37 Prozent aus 
der Lohn- und 11 Prozent aus 
der Körperschaft steuer (somit 
Beschäft igung und Wirtschaft s-
lage). Auf Basis des letztgültigen 
Finanzausgleichsgesetzes vertei-
len sich diese gemeinschaft lichen 
Steuern zuerst vertikal auf die 
drei Gebietskörperschaft sebenen, 
dann horizontal auf die jeweiligen 
Bundesländer bzw. die einzel-
nen Gemeinden. Der horizontale 
Verteilungsschlüssel ist dabei 

komplex. Er basiert teilweise auf 
den Bevölkerungszahlen und 
teilweise auf historisch bedingten 
Fixschlüsseln. Bei den Gemeinden 
hat der abgestuft e Bevölkerungs-
schlüssel (= gewichtete Einwoh-
nerzahl) eine hohe Bedeutung. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt ist, 
dass durch Steuerreformen und 
Konjunkturschwankungen alle 
Gebietskörperschaft en gleicher-
maßen betroff en sind. Dies zeigte 
sich auch besonders in der CO-
VID-19-Krise, da die verfügbaren 
Mittel der gemeinschaft lichen 
Steuern einerseits durch Minder-
einnahmen (Konjunktureinbruch, 
Arbeitslosigkeit etc.) und ande-
rerseits durch die vorgezogene 
Steuerreform sanken. 
Eine zweite wichtige Einnahme-
quelle sind die eigenen Abgaben, 
die die einzelnen Gebietskörper-
schaft sebenen für sich einheben 
dürfen. Für das Jahr 2021 waren 
das insgesamt 18,2 Milliarden 
Euro. Für die Bundes- und Länder-
ebene sind diese eigenen Abga-
ben in Relation zu den Ertragsan-
teilen nicht allzu hoch. Im Bund 
sind es vor allem die Dienstgeber-
anteile aus dem Familienlasten-
ausgleichsfonds, womit vor allem 
die Familienbeihilfe ausbezahlt 
wird. Bei den Ländern ist es vor 
allem der Wohnbauförderungsbei-
trag, der 2017 zu einer vollständi-
gen Landesabgabe wurde. Anders 
sieht es bei den Gemeinden aus, 
die auf die eigenen Abgaben ver-
mehrt angewiesen sind (44 Pro-
zent der Gemeindemittel kommen 

aus diesem Bereich).
Eine wichtige Gemeindeabgabe 
ist die Kommunalsteuer, die von 
Unternehmen für die Löhne der 
Dienstnehmer:innen an die Ge-
meinde abgeführt wird. Dies zeigt, 
dass auch hier kommunale Ein-
nahmen stark von der Konjunktur 
und dem Beschäft igungsverhältnis 
abhängig sind.  Zu nennen ist 
auch die Grundsteuer, die jedoch 
vergleichsweise gering ausfällt. 
Weiters spielen auf der kom-
munalen Ebene Gebühren eine 
zentrale Rolle. Hierfür werden den 
Bewohner:innen der Gemeinde die 
kommunalen Leistungen direkt 
verrechnet – nämlich Leistungen 
für beispielsweise Müllabfuhr, 
Wasserversorgung und Abwasser-
beseitigung. 

Verschiebungen durch Trans-
fers zwischen den Gebiets-
körperschaft en. Die originäre 
Ausstattung an Ertragsanteilen 
und eigenen Abgaben wird über 
das umfassende Transfersystem 
nochmals deutlich verändert. 
Einerseits leistet der Bund Zu-
schüsse an die Länder und 
Gemeinden – 2021 waren das 
13 Milliarden Euro. Dies betrifft   
vor allem Transfers für bestimmte 
Zwecke, wie z. B. für die Kranken-
anstaltenfi nanzierung oder den 

FINANZAUSGLEICH

Der Finanzausgleich regelt (nicht nur) in Österreich die fi nanziellen Beziehungen 
zwischen Bund, Bundesländern und Gemeinden. 

DER FINANZAUSGLEICH IN ÖSTERREICH

Es geht um mehr 
als „nur“ ums Geld 

QUELLEN:// 
gemeindebund.at/themen-gemeindefi nan-
zen-und-vrv-2015-was-ist-der-fi nanzausgleich/
www.bmf.gv.at 
www.kdz.eu/de/aktuelles/blog/der-fi nanzaus-
gleich-einfach-erklaert 
www.geschichtewiki.wien.gv.at
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FINANZAUSGLEICH

Pfl egefonds sowie die Kostentra-
gung des Bundes für die Landes-
lehrer:innen. Zudem fallen die 
Zuschüsse für COVID-19 in diesem 
Jahr ins Gewicht. Andererseits gibt 
es vor allem zwischen Gemeinden 
und Ländern wesentliche Transfer-
ströme. Die Bundesländer erhalten 
von ihren Gemeinden Umlagen 
für die Kofi nanzierung bestimm-
ter Leistungen, wie z. B. Landes-
Krankenanstalten und Soziales. 
Gemeinden erhalten umgekehrt 
Zahlungen etwa zum Haushalts-
ausgleich, als Ko-Finanzierungen 
(z. B. Kinderbetreuung) oder Inves-
titionszuschüsse. Die Mittel dafür 
kommen jedoch zu einem großen 
Teil aus dem Gemeinde-Bedarfs-
zuweisungsmittel-Topf. Dies sind 
eigentlich Gemeindemittel, die im 
Rahmen des Finanzausgleichs über 
die Länder an die Gemeinden aus-
geschüttet werden.

Der „Abgestuft e“. Grundsätz-
lich werden die Finanzmittel „pro 
Einwohner“ an die Gemeinden 
ausbezahlt. Also: Je mehr haupt-
wohnsitzgemeldete Einwohner 
eine Gemeinde hat, umso mehr 
Geld bekommt sie. Darüber hinaus 
besteht immer noch der sogenann-
te „abgestuft e Bevölkerungsschlüs-
sel“, über den Gemeinden mit 
einer Bevölkerung von mehr als 
10.000 Menschen auch mehr Geld 
pro Einwohner bekommen. 
Eine Stadt mit mehr als 50.000 Ein-
wohnern bekommt beispielsweise 
den 2,3-fachen Betrag pro Kopf. 
Diese Regelung stammt im Grund-
satz noch aus der Nachkriegszeit, 
als die größeren Städte deutlich 
größere Kriegsschäden zu verkraf-
ten hatten und mehr Geld für den 
Wiederaufb au benötigten. Heute 
wird das vielfach mit den „über-
örtlichen Aufgaben“ der großen 

Städte argumentiert. Dieser Sicht-
weise kann sich der Gemeinde-
bund nicht anschließen, weil auch 
Landgemeinden Aufgaben und 
Bedürfnisse haben, die in großen 
Städten nicht vorhanden bzw. 
billiger sind. Am Land sind etwa 
deutlich mehr Straßen notwendig, 
auch die Versorgungsleitungen von 
Wasser oder Kanal sind länger, auf-
wendiger und daher teurer. 

Der Gemeinde-
bund fordert seit 
Jahren eine Abschaf-
fung des abgestuft en 
Bevölkerungsschlüs-
sels, damit jeder 
Einwohner Öster-
reichs gleich viel 
wert ist.“

Bund 
60,6%

54.1 Mrd EUR

Länder** 
29,6%

33,2 Mrd EUR

*   inkl. Gemeindeanteil 
Wien

**  inkl. Länderanteil 
Wien

Gemeinden*
16,2%

18,2 Mrd EUR

Ausschließliche 
Bundessteuern
8,5 Mrd EUR

Gemeinschaft liche 
Bundesabgaben

93,8 Mrd EUR

Gemeinden*
12,0 Mrd EUR

12,8 %

Länder** 
17,8 Mrd EUR

19 %

Bund
60,0 Mrd EUR

63,9 %

2095 Gemeinden
10,9 Mrd EUR

9 Länder-Töpfe 
17,0 Mrd EUR

Gemeinde Steuern***
5,3 Mrd EUR

Gemeinde Gebühren***
2,7 Mrd EUR

Länder Steuern**** 
1,7 Mrd EUR

Transfers 
Länder > Gemeinden

2,2 Mrd EUR

Finanzzuweisungen, 
Zuschüsse > Gemeinden

1,0 Mrd EUR

Kostentragung Länder
8,3 Mrd EUR

Umlagen 
Gemeinden > Länder 

4,0 Mrd EUR

Finanzzuweisungen, 
Zuschüsse > Länder 

3,3 Mrd EUR

2

3

4

1

5

1   Vorwegabzüge 4,0 Mrd EUR 
(FLAF, Gesundheit, Pfl egefonds, SWW

2   Vorwegabzüge 0,3 Mrd EUR
Krankenanstalten, Pfl egegeld

3   Vorwegabzüge 0,8 Mrd EUR
EU, Pfl egegeld

4   Vorwegabzüge 1,2 Mrd EUR
FLAF, Katastrophenfonds

5   Bedarfszuweisungen 1,1 Mrd EUR 
(ohne Wien)

*** inkl. Wien, exkl.
Wohnbauförderungs-
beitrag

**** inkl. Wohnbauförde-
rungsbeitrag Wien

Der österreichische Finanzausgleich
(Zahlen 2020, vereinfachte Darstellung)

gesamt
18,2 Mrd EUR

FAG Volumen 
gesamt 112 Mrd

Transfers
„Eigene“ Abgaben

Gebietskörperschaft en
Gemeinschaft liche 

Abgaben Oberverteilung Unterverteilung 
inkl Vorwegabzüge 

EINNAHMEN AUS ABGABEN ERTRAGSANTEILE & TRANSFERS

Tipp: Auf der Website 
www.kdz.eu/de/aktuelles/
blog/der-fi nanzausgleich-
einfach-erklaert gibt es aus-
führliche technische Erklärun-
gen, Videos und Grafi ken zum 
Thema Finanzausgleich

FINANZAUSGLEICH
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 Transparenz in 
Europa 
Österreich ist nicht so 
schlecht aufgestellt // 
SEITE 22

 Eisenbahnkreuzung 
Sicherung oft  ökonomischer 
Wahnsinn // 
SEITE 24

 Woche der Regionen
Die Zukunft  der Kohäsion 
gestalten // 
SEITE 36



Anfang Oktober wurde der in der Koalition abgestimmte 
Entwurf eines Informationsfreiheitsgesetzes präsentiert. 
Im Vergleich zum Begutachtungsentwurf wurden wichtige 
Änderungen vorgenommen. Eine Beschlussfassung soll 
noch in diesem Jahr erfolgen.

Informations-
freiheitsgesetz 
vor Beschlussfassung

KOMMUNAL   11/2023 // 19



TEXT // BERNHARD HAUBENBERGER

D em Grundgedanken dieses Entwur-
fes folgend sollen die bisherigen 
Regelungen zum Amtsgeheimnis 
abgelöst werden und dem Einzelnen 
soll gegenüber dem Staat ein verfas-

sungsrechtlich gewährleistetes subjektives Recht 
auf Information eingeräumt werden. Anstelle 
der Pfl icht der Behörde zur Geheimhaltung wird 
das Recht des Bürgers auf Information gestärkt. 
Durch diesen Paradigmenwechsel wird staat-
liche Transparenz zur Regel und die Geheimhal-
tung zur Ausnahme.

Individuelle Informationspfl icht trifft   alle. 
Allzu oft wurden in den letzten Wochen Falsch-
meldungen in Umlauf gebracht, nach denen 
Gemeinden pauschal von diesem Gesetz aus-
genommen werden sollen. 

Tatsächlich aber sind alle Gemeinden aus-
nahmslos verpfl ichtet, Informationen zu 
erteilen, so jemand (Journalist, NGO, Bürger) 
Informationen anfordert und einer Informa-
tionserteilung kein Geheimhaltungsgrund entge-
gensteht. Das Recht auf Informationsfreiheit ist 
damit umfassend gewährleistet. Die individuelle 
Informationspfl icht, die alle gleichermaßen triff t 
(gleich ob es sich um Informationen des Bundes, 
der Länder oder der Gemeinden handelt), ist 
im Vergleich zu den derzeitigen Regelungen der 
Auskunftspfl icht deutlich strenger: 

≤ So beträgt die Frist für die Informations-
erteilung vier Wochen anstatt acht Wochen. 

≤ Es wird ein rasches Behörden- und (im Falle 
von Beschwerden gegen ablehnende Beschei-
de) Verwaltungsgerichtsverfahren gewähr-
leistet. 

≤ Die Defi nition „Information“ ist weitreichen-
der als bisher („jede amtlichen bzw. unter-
nehmerischen Zwecken dienende Aufzeich-
nung“). 

≤ Hinzu kommt, dass die von der Erteilung 
einer Information Betroff enen (so etwa, wenn 
personenbezogene Daten in einem Gutachten 
genannt sind) vor einer allfälligen Informa-
tionserteilung zu verständigen und zu hören 
sind und selbige auch zu informieren sind, 
wenn die Information trotz Ablehnung des 
Betroff enen erteilt wurde. 

≤ Schlussendlich sind auch formfreie, ja sogar 
anonyme Informationsbegehren zulässig – 
Umstände, die in der Praxis durchaus Schwie-
rigkeiten bereiten können.

Ausnahmen nur bei proaktiver Veröff entli-
chungspfl icht. Dem derzeitigen Entwurf nach 
sollen Gemeinden wie auch Gemeindeverbände 
mit (zusammen) weniger als 5.000 Einwohnern 
von der proaktiven Veröff entlichungspfl icht aus-
genommen werden. 

Proaktive Veröff entlichungspfl icht bedeutet, 
dass im Falle des Überwiegens des öff entlichen 
Interesses Informationen „von allgemeinem 
Interesse“ proaktiv zu veröff entlichen (Home-
page, Plattform etc.) und zudem die Metadaten 
der Informationen (etwa bei einem Kaufvertrag: 
Preis, Käufer, Verkäufer, Gegenstand etc.) in ein 
zentrales Register einzuspielen sind, über das 
im Wege einer Verlinkung die Informationen 
jederzeit und überall abgerufen werden kön-
nen. Abgesehen davon, dass die Defi nition von 
„allgemeinem Interesse“ nach wie vor unprä-
zise ist („Informationen, die einen allgemeinen 
Personenkreis betreff en oder für einen solchen 
relevant sind“) und de facto jede Information 
darunterfallen könnte, muss/müsste bei jeder 
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Proaktive Veröff ent-
lichungspfl icht be-
deutet, dass im Falle 
des Überwiegens des 
öff entlichen Interesses 
Informationen „von 
allgemeinem Interesse“ 
proaktiv zu veröff ent-
lichen (Homepage, 
Plattform etc.) und zu-
dem die Metadaten der 
Informationen (etwa 
bei einem Kaufvertrag: 
Preis, Käufer, Verkäufer, 
Gegenstand etc.) in ein 
zentrales Register ein-
zuspielen sind.

Information, die aufl iegt, eine Prüfung erfolgen, 
ob diese von „allgemeinem Interesse“ ist, beja-
hendenfalls eine Interessensabwägung vorge-
nommen werden und je nach Ergebnis die Infor-
mation geheim gehalten oder aber veröff entlicht 
werden (mitsamt Einspielung der Metadaten in 
ein zentrales Register). 

Anders als bei der individuellen Informa-
tionspfl icht, bei der nur im Anlassfall (individu-
elles Informationsbegehren) eine derartige Prü-
fung vorgenommen werden muss (öff entliches 
Interesse versus Datenschutz, Urheberrecht, 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse etc.), muss/
müsste bei der proaktiven Veröff entlichungs-
pfl icht diese bei allen Informationen erfolgen, so 
diese von „allgemeinem Interesse“ sind. 

Die Ausnahme für Gemeinden und Gemein-
deverbände mit (zusammen) weniger als 5.000 
Einwohnern ist nicht nur sachlich gerechtfertigt, 
sie ist geradezu notwendig, möchte man nicht 
– in kleinen Gemeinden – die Verwaltung vor 
unlösbare Probleme stellen. Kleinere Gemeinden 
haben keine gegliederte Verwaltung und sind 
eben nicht in der Lage, die Anforderungen der 
proaktiven Veröff entlichungspfl icht (rechtlich, 
technisch, personell, administrativ, fi nanziell) 
zu erfüllen und aufwendige, rechtlich und 
technisch herausfordernde Daten- und Informa-
tionseinmeldungen durchzuführen. 

THEMA

GLOSSE

BERNHARD HAUBENBERGER ZUR 
INFORMATIONSFREIHEIT

Begriff e wie Mogelpackung und Au-
genauswischerei sind gefallen. Ös-
terreich wäre weiterhin Schlusslicht 

in Sachen Transparenz, war zu hören und 
zu lesen. Alles von Leuten, die entweder 
den Gesetzestext nicht gelesen haben, 
ihn nicht verstanden haben oder bewusst 
nicht verstehen wollten. Im Übrigen auch 
von Leuten, von denen man es allein ihrer 
Profession wegen nicht erwarten würde.

Wer lesen kann, ist klar im Vorteil. Ein 
Blick über den Tellerrand, anders gewen-
det ein Blick über die Grenzen Österreichs 
(zu fi nden auf der folgenden Seite dieser 
Ausgabe), zeigt ein anderes als jenes Bild, 
das auf Grundlage des nunmehr vorlie-
genden Gesetzesentwurfs gezeichnet wur-
de. Mitnichten ist es so, dass Österreich 
„im Transparenzranking“ auf den hinteren 
Rängen zu fi nden sein wird. Mit diesem 
Gesetz wird ein Meilenstein gesetzt, der – 
der Intention dieses Gesetzes gerecht 
werdend – die Information zur Regel und 
die Geheimhaltung zur Ausnahme macht. 

Dass mit dem, was vorliegt, nicht alle 
zufrieden sind, ist realpolitisch als Selbst-
verständlichkeit zu werten. Und doch 
wird mit diesem Entwurf das Recht auf 
Information gestärkt und die Transparenz 
staatlichen Handelns erhöht, zugleich 
werden Datenschutz und Persönlichkeits-
rechte gewahrt und die Bürokratie wird 
(zumindest in kleineren Gemeinden) 
im Zaum gehalten. Im Ergebnis ist es ein 
Drahtseilakt, der einem internationalen 
Vergleich sehr wohl standhält.

Der Vergleich 
macht sicher

 bernhard.haubenberger @ 
     gemeindebund.gv.at 
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Eine transparente öff entliche Verwaltung gehört heute zum guten Ton. Die europäischen 
Institutionen, EU-Kommission, Parlament und auch der Rat zeigen es vor. Die Fülle an 
verfügbaren Dokumenten, live übertragenen oder aufgezeichneten Sitzungen und öf-
fentlichen oder gezielten Konsultationen erschlägt einen fast. 

INFORMATIONSFREIHEIT UND TRANSPARENZ ÖFFENTLICHEN HANDELNS 

Ein kurzer Vergleich & 
ein Blick über die Grenzen

TEXT // DANIELA FRAISS

Konsultationen, Folgenabschätzungen, Kom-
missionsvorschlag, Ratsarbeitsgruppen, 
parlamentarische Ausschüsse, Stellung-

nahmen der beratenden Organe, Lobbyistentref-
fen, Einigung, Abstimmung, Veröff entlichung im 
Amtsblatt: All diese Schritte des EU-Gesetzge-
bungsprozesses kann man sehr genau nachvoll-
ziehen, wenn man sich durch Tausende Seiten 
Papier lesen oder Hunderte Stunden an Video-
material sichten möchte. 

Der Wert für die breite Öff entlichkeit ist 
wahrscheinlich gering, aber dennoch ist es 
wichtig, dass Prozesse nachvollziehbar sind. 

In der aktuellen Debatte über das Informati-
onsfreiheitsgesetz wird Österreich immer wieder 
als Nachzügler Europas dargestellt und die Ge-
meinden als Verhinderer. Dies erstaunt insofern, 
als es schon jetzt zahlreiche Plattformen gibt, die 
Einblicke in Fördergeschehen, Gemeindebud-
gets, Gemeindepolitik und vieles mehr geben. 
Auch im E-Government sind wir nicht schlecht. 

Der Wert 
für die breite 
Öff entlichkeit 
ist wahrschein-
lich gering, aber 
dennoch ist es 
wichtig, dass 
Prozesse nach-
vollziehbar sind.“

INFORMATIONSFREIHEIT

Das digitale Amt zählt sicher zu den besten in 
der EU, neben anderen Anwendungen können 
selbst Grundbuchabfragen online abgewickelt 
werden. 

Dass sich Kritik an Versäumnissen und Män-
geln aufhängt, ist verständlich. Dass Kritiker 
aber scheinbar selbst wenig Ahnung davon 
haben, welche Verpfl ichtungen Gemeinden 
anderswo treff en, zeugt von einer gewissen 
Kurzsichtigkeit.

Kommunale Veröff entlichungs- und Transpa-
renzerfordernisse im Vergleich. Eine Kurzum-
frage unter europäischen Kollegen zeigt nämlich 
kein einheitliches Bild, wie und wo Gemeinden 
Zugang zu Dokumenten gewähren müssen. 
Interessant ist auch, dass vorwiegend Verbände 
aus Ländern geantwortet haben, wo die Durch-
schnittsgemeinde fünfstellig ist, also jenseits der 
jetzt vorgeschlagenen 5.000-Einwohner-Grenze 
in Österreich. Ausnahmen sind hier die belgi-
sche Region Wallonie und Deutschland. 

eines Monats zu bearbeiten sind und für die, 
sofern es sich nicht um einfache Auskünfte 
handelt, Gebühren erhoben werden können. 
Transparenz- oder Informationszugangsgesetze 
gibt es – nicht fl ächendeckend – in den meisten 
Bundesländern. Proaktive Veröff entlichungs-
pfl ichten treff en dann jedenfalls die Landes-
verwaltungen, für die Gemeinden gibt es keine 
einheitliche Regelung.

Und in der belgischen Wallonie mit vielen 
kleinen und ländlich geprägten Gemeinden sind 
Tagesordnungen, Protokolle und Beschlüsse von 
Gemeinderatssitzungen auf den Gemeindeweb-
seiten zu veröff entlichen, der Zugang zu anderen 
Dokumenten ist explizit zu beantragen.

Im EU-Vergleich zeigt sich: Die zentrale 
Transparenzplattform, die auch kommunale An-
gelegenheiten umfasst, ist nicht gang und gäbe. 
Was relevante Dokumente und/oder Informa-
tionen von allgemeinem Interesse sind, wird 
üblicherweise taxativ aufgezählt. Individuelle 
Informationsgesuche gibt es auch bei höchsten 
Transparenzstandards weiterhin. Und von allen 
Kollegen hört man, dass Transparenz, einmal 
etabliert, zum Selbstläufer wird. Das heißt, 
Gemeinden veröff entlichen freiwillig über die 
gesetzliche Verpfl ichtung hinaus – einfach und 
ohne Umwege auf ihren Homepages. 

Klingt irgendwie bekannt …

Außerhalb der EU könnte man übrigens noch 
England als Transparenzvorreiter nennen. Der 
seit 2015 in Kraft befi ndliche „Local Government 
Transparency Code“ hat den englischen Kom-
munalverband dazu veranlasst, einen 18-seitigen 
Leitfaden herauszugeben. Was hier hervorsticht: 
Die Transparenzvorschriften betreff en vor allem 
das Finanzgebaren der Councils, Vergabeverfah-
ren, Dienstleistungsaufträge, Gehälter im höhe-
ren Dienst, jede Ausgabe über 500 Pfund. Andere 
Informationen fallen unter den Freedom of 
Information Act, sind also explizit anzufordern.
 
Fazit: Transparenz kann nur funktionieren, 
wenn alle öff entlichen Einheiten gehört werden 
und mit eindeutigen Regeln gearbeitet wird. 
Die zentrale Ebene muss Vorreiter sein und die 
untergeordneten Einheiten unterstützen. Ein 
Blick über den Tellerrand könnte auch jetzt noch 
hilfreich sein. 

Im EU-Vergleich 
zeigt sich: Die 
zentrale Transpa-
renzplattform, die 
auch kommunale 
Angelegenheiten 
umfasst, ist nicht 
gang und gäbe. 

Proaktive Veröff entlichung wo? Die Veröff ent-
lichung bzw. Verlinkung fast aller Dokumente 
(„Information von allgemeinem Interesse“ ist 
ein äußerst schwammiger Begriff  und wird in 
anderen Ländern nicht verwendet) auf einem 
zentralen Onlineportal gibt es eigentlich nir-
gendwo. Wenn zentrale Transparenzplattformen 
von den Gemeinden genutzt werden müssen, 
gibt es klare gesetzliche Vorgaben, welche Arten 
von Information und Dokumenten damit zu 
verlinken sind.  In den Niederlanden trat 2022 
ein umfassendes Transparenzgesetz in Kraft, die 
Ausführungsgesetzgebung zur Defi nition der 
auf der zentralen Onlineplattform zu veröff ent-
lichenden Dokumente steht jedoch noch aus. 
Auch Spanien ist ein Vorreiter bei staatlicher 
Transparenz, die Gemeinden fallen aber in die 
Kompetenz der Regionen, weshalb auch das 
zentrale spanische Transparenzportal nicht zu 
Inhalten der Gemeinden verknüpft. Hier wird 
man eher bei den autonomen Regionen, am 
besten aber auf den Webseiten der einzelnen 
Gemeinden fündig. 

Estland darf nicht vergessen werden, wenn es 
um Digitalisierung und Transparenz geht. Eine 
zentrale Transparenzplattform gibt dort Ein-
blick in 32 Tatbestände öff entlichen Handelns. 
In diesen Bereichen müssen alle öff entlichen 
Stellen, von der Gemeinde bis zur Zentralver-
waltung, Dokumente verlinken; für Gemeinden 
betriff t dies beispielhaft alle Entscheidungen mit 
Legislativ- oder Verordnungscharakter. Aber 
auch hier gilt: Die Tatbestände für die zentrale 
Plattform sind klar defi niert, alles Weitere wird 
auf eigenen Kanälen kommuniziert. 

Die Gemeindehomepage scheint generell 
zentrale Plattformen auszustechen. In Ländern 
wie Belgien, England, Finnland, Frankreich oder 
Schweden ist sie das Kommunikations- und 
Transparenzmedium Nummer 1. Welche Doku-
mente unter die proaktive Transparenzpfl icht 
fallen, ist meist gesetzlich geregelt. Der Zugang 
zu sensibleren Dokumenten muss individuell 
beantragt werden. Hier gibt es maximale Be-
arbeitungsfristen, mancherorts Gebühren und 
nur selten Ausschlussgründe. 

Das beschreibt auch ganz gut die Situation in 
Deutschland. Das dortige Informationsfreiheits-
gesetz regelt individuelle Anträge, die binnen 

INFORMATIONSFREIHEIT

MAG. DANIELA FRAISS 
IST LEITERIN DES 
BRÜSSELER BÜROS DES 
ÖSTERREICHISCHEN 
GEMEINDEBUNDES

Die Veröff ent-
lichung bzw. Ver-
linkung fast aller 
Dokumente auf 
einem zentra-
len Online-
portal gibt es 
eigentlich 
nirgendwo.“
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Eine transparente öff entliche Verwaltung gehört heute zum guten Ton. Die europäischen 
Institutionen, EU-Kommission, Parlament und auch der Rat zeigen es vor. Die Fülle an 
verfügbaren Dokumenten, live übertragenen oder aufgezeichneten Sitzungen und öf-
fentlichen oder gezielten Konsultationen erschlägt einen fast. 

INFORMATIONSFREIHEIT UND TRANSPARENZ ÖFFENTLICHEN HANDELNS 

Ein kurzer Vergleich & 
ein Blick über die Grenzen

TEXT // DANIELA FRAISS

Konsultationen, Folgenabschätzungen, Kom-
missionsvorschlag, Ratsarbeitsgruppen, 
parlamentarische Ausschüsse, Stellung-

nahmen der beratenden Organe, Lobbyistentref-
fen, Einigung, Abstimmung, Veröff entlichung im 
Amtsblatt: All diese Schritte des EU-Gesetzge-
bungsprozesses kann man sehr genau nachvoll-
ziehen, wenn man sich durch Tausende Seiten 
Papier lesen oder Hunderte Stunden an Video-
material sichten möchte. 

Der Wert für die breite Öff entlichkeit ist 
wahrscheinlich gering, aber dennoch ist es 
wichtig, dass Prozesse nachvollziehbar sind. 

In der aktuellen Debatte über das Informati-
onsfreiheitsgesetz wird Österreich immer wieder 
als Nachzügler Europas dargestellt und die Ge-
meinden als Verhinderer. Dies erstaunt insofern, 
als es schon jetzt zahlreiche Plattformen gibt, die 
Einblicke in Fördergeschehen, Gemeindebud-
gets, Gemeindepolitik und vieles mehr geben. 
Auch im E-Government sind wir nicht schlecht. 

Der Wert 
für die breite 
Öff entlichkeit 
ist wahrschein-
lich gering, aber 
dennoch ist es 
wichtig, dass 
Prozesse nach-
vollziehbar sind.“

INFORMATIONSFREIHEIT

Das digitale Amt zählt sicher zu den besten in 
der EU, neben anderen Anwendungen können 
selbst Grundbuchabfragen online abgewickelt 
werden. 

Dass sich Kritik an Versäumnissen und Män-
geln aufhängt, ist verständlich. Dass Kritiker 
aber scheinbar selbst wenig Ahnung davon 
haben, welche Verpfl ichtungen Gemeinden 
anderswo treff en, zeugt von einer gewissen 
Kurzsichtigkeit.

Kommunale Veröff entlichungs- und Transpa-
renzerfordernisse im Vergleich. Eine Kurzum-
frage unter europäischen Kollegen zeigt nämlich 
kein einheitliches Bild, wie und wo Gemeinden 
Zugang zu Dokumenten gewähren müssen. 
Interessant ist auch, dass vorwiegend Verbände 
aus Ländern geantwortet haben, wo die Durch-
schnittsgemeinde fünfstellig ist, also jenseits der 
jetzt vorgeschlagenen 5.000-Einwohner-Grenze 
in Österreich. Ausnahmen sind hier die belgi-
sche Region Wallonie und Deutschland. 

eines Monats zu bearbeiten sind und für die, 
sofern es sich nicht um einfache Auskünfte 
handelt, Gebühren erhoben werden können. 
Transparenz- oder Informationszugangsgesetze 
gibt es – nicht fl ächendeckend – in den meisten 
Bundesländern. Proaktive Veröff entlichungs-
pfl ichten treff en dann jedenfalls die Landes-
verwaltungen, für die Gemeinden gibt es keine 
einheitliche Regelung.

Und in der belgischen Wallonie mit vielen 
kleinen und ländlich geprägten Gemeinden sind 
Tagesordnungen, Protokolle und Beschlüsse von 
Gemeinderatssitzungen auf den Gemeindeweb-
seiten zu veröff entlichen, der Zugang zu anderen 
Dokumenten ist explizit zu beantragen.

Im EU-Vergleich zeigt sich: Die zentrale 
Transparenzplattform, die auch kommunale An-
gelegenheiten umfasst, ist nicht gang und gäbe. 
Was relevante Dokumente und/oder Informa-
tionen von allgemeinem Interesse sind, wird 
üblicherweise taxativ aufgezählt. Individuelle 
Informationsgesuche gibt es auch bei höchsten 
Transparenzstandards weiterhin. Und von allen 
Kollegen hört man, dass Transparenz, einmal 
etabliert, zum Selbstläufer wird. Das heißt, 
Gemeinden veröff entlichen freiwillig über die 
gesetzliche Verpfl ichtung hinaus – einfach und 
ohne Umwege auf ihren Homepages. 

Klingt irgendwie bekannt …

Außerhalb der EU könnte man übrigens noch 
England als Transparenzvorreiter nennen. Der 
seit 2015 in Kraft befi ndliche „Local Government 
Transparency Code“ hat den englischen Kom-
munalverband dazu veranlasst, einen 18-seitigen 
Leitfaden herauszugeben. Was hier hervorsticht: 
Die Transparenzvorschriften betreff en vor allem 
das Finanzgebaren der Councils, Vergabeverfah-
ren, Dienstleistungsaufträge, Gehälter im höhe-
ren Dienst, jede Ausgabe über 500 Pfund. Andere 
Informationen fallen unter den Freedom of 
Information Act, sind also explizit anzufordern.
 
Fazit: Transparenz kann nur funktionieren, 
wenn alle öff entlichen Einheiten gehört werden 
und mit eindeutigen Regeln gearbeitet wird. 
Die zentrale Ebene muss Vorreiter sein und die 
untergeordneten Einheiten unterstützen. Ein 
Blick über den Tellerrand könnte auch jetzt noch 
hilfreich sein. 

Im EU-Vergleich 
zeigt sich: Die 
zentrale Transpa-
renzplattform, die 
auch kommunale 
Angelegenheiten 
umfasst, ist nicht 
gang und gäbe. 

Proaktive Veröff entlichung wo? Die Veröff ent-
lichung bzw. Verlinkung fast aller Dokumente 
(„Information von allgemeinem Interesse“ ist 
ein äußerst schwammiger Begriff  und wird in 
anderen Ländern nicht verwendet) auf einem 
zentralen Onlineportal gibt es eigentlich nir-
gendwo. Wenn zentrale Transparenzplattformen 
von den Gemeinden genutzt werden müssen, 
gibt es klare gesetzliche Vorgaben, welche Arten 
von Information und Dokumenten damit zu 
verlinken sind.  In den Niederlanden trat 2022 
ein umfassendes Transparenzgesetz in Kraft, die 
Ausführungsgesetzgebung zur Defi nition der 
auf der zentralen Onlineplattform zu veröff ent-
lichenden Dokumente steht jedoch noch aus. 
Auch Spanien ist ein Vorreiter bei staatlicher 
Transparenz, die Gemeinden fallen aber in die 
Kompetenz der Regionen, weshalb auch das 
zentrale spanische Transparenzportal nicht zu 
Inhalten der Gemeinden verknüpft. Hier wird 
man eher bei den autonomen Regionen, am 
besten aber auf den Webseiten der einzelnen 
Gemeinden fündig. 

Estland darf nicht vergessen werden, wenn es 
um Digitalisierung und Transparenz geht. Eine 
zentrale Transparenzplattform gibt dort Ein-
blick in 32 Tatbestände öff entlichen Handelns. 
In diesen Bereichen müssen alle öff entlichen 
Stellen, von der Gemeinde bis zur Zentralver-
waltung, Dokumente verlinken; für Gemeinden 
betriff t dies beispielhaft alle Entscheidungen mit 
Legislativ- oder Verordnungscharakter. Aber 
auch hier gilt: Die Tatbestände für die zentrale 
Plattform sind klar defi niert, alles Weitere wird 
auf eigenen Kanälen kommuniziert. 

Die Gemeindehomepage scheint generell 
zentrale Plattformen auszustechen. In Ländern 
wie Belgien, England, Finnland, Frankreich oder 
Schweden ist sie das Kommunikations- und 
Transparenzmedium Nummer 1. Welche Doku-
mente unter die proaktive Transparenzpfl icht 
fallen, ist meist gesetzlich geregelt. Der Zugang 
zu sensibleren Dokumenten muss individuell 
beantragt werden. Hier gibt es maximale Be-
arbeitungsfristen, mancherorts Gebühren und 
nur selten Ausschlussgründe. 

Das beschreibt auch ganz gut die Situation in 
Deutschland. Das dortige Informationsfreiheits-
gesetz regelt individuelle Anträge, die binnen 
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Die Veröff ent-
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einem zentra-
len Online-
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nirgendwo.“
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EISENBAHNKREUZUNGEN

Ein Bahnübergang, der nur 
5 Mal im Jahr benutzt wird

Durch Schönberg verläuft die idyllische 
Kamptalbahn, die an zahlreichen Stellen 
überquerbar ist. Bei der Überprüfungs-

verhandlung, die laut Eisenbahnkreuzungsver-
ordnung nötig ist, stellte sich heraus, dass sieben 
öff entliche Bahnübergänge zu beschranken bzw. 
mit Lichtanlagen zu versehen sind. Das betriff t 
auch Übergänge, die kaum frequentiert werden.

Der Bürgermeister von Schönberg am Kamp, 
Michael Strommer, berichtet von einem be-
sonders krassen Beispiel: „Eine Bahnkreuzung 
ist ein paar hundert Meter von der Haltestelle 
entfernt. Auf der einen Seite der Geleise verläuft 
die Bundesstraße, von der es aber dort keine 
Abfahrt gibt, auf der anderen Seite befi ndet 
sich ein Grundstück, das mehrere Eigentümer 
hat, aber von nur einem Pächter bewirtschaftet 
wird. Dieser Landwirt sagt, dass er den Bahn-
übergang fünf- oder sechsmal pro Jahr benutzt.“ 
Auch sonst überquert niemand an dieser Stelle 
die Bahnschienen. Trotzdem muss der Übergang 
aufgrund der Nähe zur Haltestelle mit Schranken 
gesichert werden. 

Das Problem betriff t viele Gemeinden: Bahnübergänge, die fast nie genutzt werden, 
aber trotzdem aufwendig und teuer zu sichern sind. Die Marktgemeinde Schönberg 
am Kamp wehrt sich jetzt.

FO
TO

 //
 G

em
ei

nd
e 

Sc
hö

nb
er

g

 
So wie das jetzt 
praktiziert wird, 
ist das ein 
ökonomischer 
Wahnsinn.“
Michael Strommer, 
Bürgermeister von 
Schönberg

„Wenn wir an dieser Stelle einen Schranken 
aufstellen, dann kommt das in die Zeitung, weil 
jedem klar ist, dass das unnötig und eine Geld-
verschwendung ist. Das klingt ja nach einem 
Schildbürgerstreich“, meint Bürgermeister 
Strommer. 

Und die Zufahrt von der Straße her? Da müss-
te eine Ab- und Auff ahrt gebaut werden. Was 
das kostet, kann sich jeder ausrechnen.

Wie viel die Beschrankung kosten würde, weiß 
man in der Gemeinde nicht, weil man noch 
nicht informiert wurde. Mit mehreren hundert-
tausend Euro ist aber zu rechnen. „Dazu kom-
men die Kosten für die laufende Wartung, die 
dann erforderlich ist“, sagt Strommer. „Unse-
rer Ansicht hat die Eisenbahnkreuzungsver-
ordnung natürlich bei Bahnübergängen, die 
regelmäßig frequentiert werden, ihre Be-
rechtigung, nicht aber bei kaum benutzten 
Übergängen, die nur für die Landwirtschaft 
relevant sind. So wie das jetzt praktiziert 
wird, ist das ein ökonomischer Wahnsinn.“ 

EISBKRV EISBKRV

D ie am 1. September 2012 in Kraft getretene 
Verordnung war Auslöser für eine Un-
menge an Rechtsfragen, die erst dadurch 

aufgekommen sind, dass die Verordnung hohe 
und kostenintensive Anforderungen an die 
Sicherung von Kreuzungen stellt. Neben den 
hohen Anforderungen (so müssen de facto alle 
bislang nicht technisch gesicherten Kreuzungen 
mit Lichtzeichen bzw. Schranken gesichert und 
bestehende Sicherungseinrichtungen angepasst 
oder erneuert werden) sind vor allem die engen 
Übergangsbestimmungen (Fristen) ein massives 
Problem. So sah die EisbKrV vor, dass alle Eisen-
bahnkreuzungen (mehr als 5.000) bis spätestens 
1. September 2024 zu überprüfen sind und all 
jene, die nicht bis zum Ablauf ihrer technischen 
Nutzungsdauer beibehalten werden können, bis 
spätestens 1. September 2029 den Vorgaben der 
Verordnung entsprechen müssen. 

Verlängerung der Fristen um fünf Jahre. Mit der 
nun in Kraft gesetzten Novelle wurden (endlich) 
die jeweiligen Fristen um fünf Jahre verlängert. 
Letztlich wäre es unmöglich gewesen, binnen 
eines Jahres die rund 1.000 bislang noch nicht 
geprüften Kreuzungen zu prüfen. Diese Verlän-
gerung gibt den Behörden mehr Zeit für Über-
prüfungen (1. September 2029) und den Eisen-
bahnunternehmen mehr Zeit für die Umsetzung 
(1. September 2034). Die Fristerstreckung ist 
auch insofern von Bedeutung, als dadurch Zeit 
gewonnen wird, (streckenweise) Prüfungen von 

Aufl assungen vorzunehmen und Verhandlungen 
der Verkehrsträger über die konkrete Ausgestal-
tung vor Ort zu führen. 

Hinzu kommt, dass vor allem jene Kreuzun-
gen bislang nicht geprüft wurden, die weniger 
frequentiert sind (und nachvollziehbar als weni-
ger prioritär eingestuft wurden). Diese Kreuzun-
gen sind aber besonders ländlich geprägte und 
kostenintensive Kreuzungen. So gibt es Fälle, in 
denen eine Kreuzung mit einer teuren Siche-
rungsanlage gesichert werden muss, obwohl der 
Übergang nur wenige Male im Jahr genutzt wird 
(siehe Schönberg am Kamp).

Kostengünstigere Ausgestaltungen möglich
Immer wieder als Kostentreiber kritisiert wurden 
auch die hohen Anforderungen an die Ausge-
staltung der Sicherungseinrichtungen. Je nach 
 Eisenbahn(infrastruktur)unternehmen muss 
man mit bis zu 500.000 Euro für eine Sicherungs-
anlage (ÖBB) rechnen – zuzüglich jährlicher 
Erhaltungskosten von bis zu 16.000 Euro (Graz-
Köfl acher Bahn) pro Jahr(!).

Erfreulich ist daher, dass die Novelle der Ver-
ordnung endlich auch eine Grundlage bietet, 
dass auf Antrag des Eisenbahnunternehmens 
andere (kostengünstigere) Ausgestaltungen von 
Eisenbahnkreuzungen zugelassen werden kön-
nen (§ 9a). In Anbetracht der horrenden Kosten 
von technischen Sicherungseinrichtungen sind 
die Eisenbahnunternehmen gut beraten, von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. 

MAG. BERNHARD 
HAUBENBERGER
ist Fachreferent der Abtei-
lung Recht & Internatio-
nales des Österreichischen 
Gemeindebundes

Nach jahrelangen Verhandlungen wurde nun endlich die 
Novelle der Eisenbahnkreuzungsverordnung (EisbKrV) 
in Kraft gesetzt. 

NOVELLE DER EISENBAHNKREUZUNGSVERORDNUNG

Mehr Zeit 
für Umsetzung

Die 
Überprüfungs- 
und Umset-
zungsfristen 
wurden ver-
längert. Zudem 
können Eisen-
bahnunterneh-
men alternative 
Ausgestaltungen 
von Sicherungen 
beantragen.“
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EISENBAHNKREUZUNGEN

Ein Bahnübergang, der nur 
5 Mal im Jahr benutzt wird

Durch Schönberg verläuft die idyllische 
Kamptalbahn, die an zahlreichen Stellen 
überquerbar ist. Bei der Überprüfungs-

verhandlung, die laut Eisenbahnkreuzungsver-
ordnung nötig ist, stellte sich heraus, dass sieben 
öff entliche Bahnübergänge zu beschranken bzw. 
mit Lichtanlagen zu versehen sind. Das betriff t 
auch Übergänge, die kaum frequentiert werden.

Der Bürgermeister von Schönberg am Kamp, 
Michael Strommer, berichtet von einem be-
sonders krassen Beispiel: „Eine Bahnkreuzung 
ist ein paar hundert Meter von der Haltestelle 
entfernt. Auf der einen Seite der Geleise verläuft 
die Bundesstraße, von der es aber dort keine 
Abfahrt gibt, auf der anderen Seite befi ndet 
sich ein Grundstück, das mehrere Eigentümer 
hat, aber von nur einem Pächter bewirtschaftet 
wird. Dieser Landwirt sagt, dass er den Bahn-
übergang fünf- oder sechsmal pro Jahr benutzt.“ 
Auch sonst überquert niemand an dieser Stelle 
die Bahnschienen. Trotzdem muss der Übergang 
aufgrund der Nähe zur Haltestelle mit Schranken 
gesichert werden. 

Das Problem betriff t viele Gemeinden: Bahnübergänge, die fast nie genutzt werden, 
aber trotzdem aufwendig und teuer zu sichern sind. Die Marktgemeinde Schönberg 
am Kamp wehrt sich jetzt.
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So wie das jetzt 
praktiziert wird, 
ist das ein 
ökonomischer 
Wahnsinn.“
Michael Strommer, 
Bürgermeister von 
Schönberg

„Wenn wir an dieser Stelle einen Schranken 
aufstellen, dann kommt das in die Zeitung, weil 
jedem klar ist, dass das unnötig und eine Geld-
verschwendung ist. Das klingt ja nach einem 
Schildbürgerstreich“, meint Bürgermeister 
Strommer. 

Und die Zufahrt von der Straße her? Da müss-
te eine Ab- und Auff ahrt gebaut werden. Was 
das kostet, kann sich jeder ausrechnen.

Wie viel die Beschrankung kosten würde, weiß 
man in der Gemeinde nicht, weil man noch 
nicht informiert wurde. Mit mehreren hundert-
tausend Euro ist aber zu rechnen. „Dazu kom-
men die Kosten für die laufende Wartung, die 
dann erforderlich ist“, sagt Strommer. „Unse-
rer Ansicht hat die Eisenbahnkreuzungsver-
ordnung natürlich bei Bahnübergängen, die 
regelmäßig frequentiert werden, ihre Be-
rechtigung, nicht aber bei kaum benutzten 
Übergängen, die nur für die Landwirtschaft 
relevant sind. So wie das jetzt praktiziert 
wird, ist das ein ökonomischer Wahnsinn.“ 

EISBKRV EISBKRV

D ie am 1. September 2012 in Kraft getretene 
Verordnung war Auslöser für eine Un-
menge an Rechtsfragen, die erst dadurch 

aufgekommen sind, dass die Verordnung hohe 
und kostenintensive Anforderungen an die 
Sicherung von Kreuzungen stellt. Neben den 
hohen Anforderungen (so müssen de facto alle 
bislang nicht technisch gesicherten Kreuzungen 
mit Lichtzeichen bzw. Schranken gesichert und 
bestehende Sicherungseinrichtungen angepasst 
oder erneuert werden) sind vor allem die engen 
Übergangsbestimmungen (Fristen) ein massives 
Problem. So sah die EisbKrV vor, dass alle Eisen-
bahnkreuzungen (mehr als 5.000) bis spätestens 
1. September 2024 zu überprüfen sind und all 
jene, die nicht bis zum Ablauf ihrer technischen 
Nutzungsdauer beibehalten werden können, bis 
spätestens 1. September 2029 den Vorgaben der 
Verordnung entsprechen müssen. 

Verlängerung der Fristen um fünf Jahre. Mit der 
nun in Kraft gesetzten Novelle wurden (endlich) 
die jeweiligen Fristen um fünf Jahre verlängert. 
Letztlich wäre es unmöglich gewesen, binnen 
eines Jahres die rund 1.000 bislang noch nicht 
geprüften Kreuzungen zu prüfen. Diese Verlän-
gerung gibt den Behörden mehr Zeit für Über-
prüfungen (1. September 2029) und den Eisen-
bahnunternehmen mehr Zeit für die Umsetzung 
(1. September 2034). Die Fristerstreckung ist 
auch insofern von Bedeutung, als dadurch Zeit 
gewonnen wird, (streckenweise) Prüfungen von 

Aufl assungen vorzunehmen und Verhandlungen 
der Verkehrsträger über die konkrete Ausgestal-
tung vor Ort zu führen. 

Hinzu kommt, dass vor allem jene Kreuzun-
gen bislang nicht geprüft wurden, die weniger 
frequentiert sind (und nachvollziehbar als weni-
ger prioritär eingestuft wurden). Diese Kreuzun-
gen sind aber besonders ländlich geprägte und 
kostenintensive Kreuzungen. So gibt es Fälle, in 
denen eine Kreuzung mit einer teuren Siche-
rungsanlage gesichert werden muss, obwohl der 
Übergang nur wenige Male im Jahr genutzt wird 
(siehe Schönberg am Kamp).

Kostengünstigere Ausgestaltungen möglich
Immer wieder als Kostentreiber kritisiert wurden 
auch die hohen Anforderungen an die Ausge-
staltung der Sicherungseinrichtungen. Je nach 
 Eisenbahn(infrastruktur)unternehmen muss 
man mit bis zu 500.000 Euro für eine Sicherungs-
anlage (ÖBB) rechnen – zuzüglich jährlicher 
Erhaltungskosten von bis zu 16.000 Euro (Graz-
Köfl acher Bahn) pro Jahr(!).

Erfreulich ist daher, dass die Novelle der Ver-
ordnung endlich auch eine Grundlage bietet, 
dass auf Antrag des Eisenbahnunternehmens 
andere (kostengünstigere) Ausgestaltungen von 
Eisenbahnkreuzungen zugelassen werden kön-
nen (§ 9a). In Anbetracht der horrenden Kosten 
von technischen Sicherungseinrichtungen sind 
die Eisenbahnunternehmen gut beraten, von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. 

MAG. BERNHARD 
HAUBENBERGER
ist Fachreferent der Abtei-
lung Recht & Internatio-
nales des Österreichischen 
Gemeindebundes

Nach jahrelangen Verhandlungen wurde nun endlich die 
Novelle der Eisenbahnkreuzungsverordnung (EisbKrV) 
in Kraft gesetzt. 

NOVELLE DER EISENBAHNKREUZUNGSVERORDNUNG

Mehr Zeit 
für Umsetzung

Die 
Überprüfungs- 
und Umset-
zungsfristen 
wurden ver-
längert. Zudem 
können Eisen-
bahnunterneh-
men alternative 
Ausgestaltungen 
von Sicherungen 
beantragen.“
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Anfang Oktober kamen rund 45 Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister unter 40 Jahren zu einem Austauschtreff en der „Jungbürg-
ermeister:innen“ in Traun und Hofkirchen in Oberösterreich zu-
sammen. Im Zentrum standen die Nachwuchsförderung in der 
Kommunalpolitik, das � ema Bürgerbeteiligung sowie Führen und 
Mitarbeiterbindung in Zeiten von Personalmangel. 

TEXT // EVA SCHUBERT

Das Vernetzungstreff en fand bereits zum 
zweiten Mal statt: Im Herbst 2022 lud der 
Österreichische Gemeindebund nach dem 

Vorbild des deutschen Netzwerks Junge Bürger-
meister*innen erstmalig die jungen Ortschefi n-
nen und Ortschefs zu einem Treff en nach Wien 
ein. In Traun waren dieses Jahr daher auch einige 
deutsche Kollegen zu Gast.

Modernes Führen erfordert moderne Ansätze. 
Das Treff en startete mit einem Stadtrundgang 
durch Traun, bei dem Bürgermeister Karl-Heinz 
Koll den Kolleginnen und Kollegen einen Ein-
blick in aktuelle und künftige Projekte in der 
fünftgrößten Gemeinde Oberösterreichs gab. 
Besonders beeindruckt zeigten sich die Gäste 
vom umfassenden Verkehrskonzept, das derzeit 
in Traun in Planung ist.

Der 33-jährige Koll hob die Bedeutung des 
Zusammenhalts im Bezug auf Bürgerbeteiligung 

JUNGBÜRGERMEISTERINNEN UND JUNGBÜRGERMEISTER

Austauschtreff en der „Jungen“ 

hervor: „Es ist unser Ziel, die Leute zusammen-
zuhalten. Dafür muss man auch einmal neue 
Wege gehen und die Jungen mitreden lassen. 
Wenn man für die Leute da ist, dann merken sie 
das auch.“

Im zweiten Impuls des Nachmittags demons-
trierte Mentaltrainer Manuel Horeth auf ein-
drucksvolle Weise die Macht des richtigen Mind-
sets. Die Teilnehmenden konnten sich vor allem 
eines mitnehmen: Erfolg ist kein Zufall, sondern 
lässt sich durch die richtige mentale Einstellung 
trainieren. Im Anschluss diskutierten die Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister bei einem 
Kamingespräch auf Augenhöhe mit Staatssekre-
tärin Claudia Plakolm und Wirtschaftslandesrat 
Markus Achleitner über � emen wie Arbeits-
markt, Umgang mit Belastung in der Politik 
und andere aktuelle � emen und teilten ihre 
Erfahrungen als junge Führungskräfte im Amt. 
Markus Kleemann, Bürgermeister der deutschen 
Stadt Oberstenfeld, betonte: „Es ist ein Privileg, 
Bürgermeister sein zu dürfen. Man kann so viel 

NETZWERKEN

DIE „JUNGEN“

Aktuell gibt es in Österreich 
188 Bürgermeister:innen 
unter 40 Jahren. Das ent-
spricht einem Anteil von 
knapp neun Prozent. 
Der jüngste ist Florian 
Hofmann aus Pernersdorf 
(NÖ, 23 Jahre). Die jüngste 
Bürgermeisterin ist Nicole 
Thaller aus Hofk irchen im 
Traunkreis (OÖ, 27 Jahre).

Das Jungbürgermeister:in-
nen-Treff en wird vom Öster-
reichischen Gemeindebund 
organisiert und soll die 
Vernetzung unter jungen 
Kommunalpolitiker:innen 
fördern und ein starkes 
Zeichen für die Interessen 
der Jungen setzen.

Der Österreichische Ge-
meindebund bemüht sich 
aktiv um Nachwuchsför-
derung. 
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Anfang Oktober kamen rund 45 Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister unter 40 Jahren zu einem Austauschtreff en der „Jungbürg-
ermeister:innen“ in Traun und Hofkirchen in Oberösterreich zu-
sammen. Im Zentrum standen die Nachwuchsförderung in der 
Kommunalpolitik, das � ema Bürgerbeteiligung sowie Führen und 
Mitarbeiterbindung in Zeiten von Personalmangel. 

TEXT // EVA SCHUBERT

Das Vernetzungstreff en fand bereits zum 
zweiten Mal statt: Im Herbst 2022 lud der 
Österreichische Gemeindebund nach dem 

Vorbild des deutschen Netzwerks Junge Bürger-
meister*innen erstmalig die jungen Ortschefi n-
nen und Ortschefs zu einem Treff en nach Wien 
ein. In Traun waren dieses Jahr daher auch einige 
deutsche Kollegen zu Gast.

Modernes Führen erfordert moderne Ansätze. 
Das Treff en startete mit einem Stadtrundgang 
durch Traun, bei dem Bürgermeister Karl-Heinz 
Koll den Kolleginnen und Kollegen einen Ein-
blick in aktuelle und künftige Projekte in der 
fünftgrößten Gemeinde Oberösterreichs gab. 
Besonders beeindruckt zeigten sich die Gäste 
vom umfassenden Verkehrskonzept, das derzeit 
in Traun in Planung ist.

Der 33-jährige Koll hob die Bedeutung des 
Zusammenhalts im Bezug auf Bürgerbeteiligung 

JUNGBÜRGERMEISTERINNEN UND JUNGBÜRGERMEISTER

Austauschtreff en der „Jungen“ 

hervor: „Es ist unser Ziel, die Leute zusammen-
zuhalten. Dafür muss man auch einmal neue 
Wege gehen und die Jungen mitreden lassen. 
Wenn man für die Leute da ist, dann merken sie 
das auch.“

Im zweiten Impuls des Nachmittags demons-
trierte Mentaltrainer Manuel Horeth auf ein-
drucksvolle Weise die Macht des richtigen Mind-
sets. Die Teilnehmenden konnten sich vor allem 
eines mitnehmen: Erfolg ist kein Zufall, sondern 
lässt sich durch die richtige mentale Einstellung 
trainieren. Im Anschluss diskutierten die Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister bei einem 
Kamingespräch auf Augenhöhe mit Staatssekre-
tärin Claudia Plakolm und Wirtschaftslandesrat 
Markus Achleitner über � emen wie Arbeits-
markt, Umgang mit Belastung in der Politik 
und andere aktuelle � emen und teilten ihre 
Erfahrungen als junge Führungskräfte im Amt. 
Markus Kleemann, Bürgermeister der deutschen 
Stadt Oberstenfeld, betonte: „Es ist ein Privileg, 
Bürgermeister sein zu dürfen. Man kann so viel 

NETZWERKEN

DIE „JUNGEN“

Aktuell gibt es in Österreich 
188 Bürgermeister:innen 
unter 40 Jahren. Das ent-
spricht einem Anteil von 
knapp neun Prozent. 
Der jüngste ist Florian 
Hofmann aus Pernersdorf 
(NÖ, 23 Jahre). Die jüngste 
Bürgermeisterin ist Nicole 
Thaller aus Hofk irchen im 
Traunkreis (OÖ, 27 Jahre).

Das Jungbürgermeister:in-
nen-Treff en wird vom Öster-
reichischen Gemeindebund 
organisiert und soll die 
Vernetzung unter jungen 
Kommunalpolitiker:innen 
fördern und ein starkes 
Zeichen für die Interessen 
der Jungen setzen.

Der Österreichische Ge-
meindebund bemüht sich 
aktiv um Nachwuchsför-
derung. 

Anschließend widmeten sich die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer mit Peter Uher von A1 
sowie den Vertretern der BDO, Cornelia Schwa-
minger, Nora Krassnig-Plass und Günter Toth, 
in zwei Workshops einerseits der Digitalisierung 
in Gemeinden und andererseits dem � ema Mit-
arbeiterbindung im öff entlichen Dienst. Aus bei-
den Workshops ergaben sich rege Diskussionen: 
Beim � ema Digitalisierung wurden Fragen der 
vereinheitlichten Datennutzung und -verarbei-
tung vertieft sowie allgemeine Schwierigkeiten 
bei der Digitalisierung der Verwaltung in kleinen 
Gemeinden bei Ressourcenmangel diskutiert. 

Anhand des Beispiels Hofkirchen wurde das 
� ema Bürgerbeteiligung weiter vertieft: Dazu 
berichtete Gastgeberin und Bürgermeisterin 
Nicole � aller vom Bürgerbeteiligungsprozess in 
ihrer 2.000-Einwohner-Gemeinde. Die Teil-
nehmenden bekamen einen Einblick, wie das 
Projekt Schritt für Schritt durchgeführt wurde 
und wie die kleine Gemeinde durch unkon-
ventionelle Mittel trotz limitierter Ressourcen zu 
einem handfesten Ergebnis gekommen ist. Bei 
einer Ortsführung konnten zum Abschluss die 
laufenden und geplanten Projekte in Hofkirchen 
in Lokalaugenschein genommen werden. „Man 
merkt schon, dass der Druck aus der Gesell-
schaft immer stärker wird“, erzählte die jüngste 
Bürgermeisterin Österreichs. „Aber wenn man 
den Bürgerinnen und Bürgern zeigt, dass etwas 
weitergeht in der Gemeinde, spielt das Alter 
keine Rolle“, so die 27-Jährige.

Voneinander lernen und neue Wege gehen. 
Aus dem Erfahrungsaustausch an den beiden 
Tagen zeigte sich deutlich, wie bereichernd der 
gegenseitige Austausch unter Bürgermeistern 
und Bürgermeisterinnen zu fachlichen, aber 
auch persönlichen � emen sein kann. Trotz der 
unterschiedlichen Voraussetzungen und Heraus-
forderungen in den 2.093 Gemeinden Öster-
reichs können immer wieder Parallelen gezogen 
und nützliche Tipps für Lösungsansätze geteilt 
werden. Wie die Sprecher der Jungbürgermeis-
terinnen und -bürgermeister, Fabio Halb und 
Bernadette Geieregger, betonten, gehen gerade 
junge Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
immer wieder anders an die Dinge heran. Sie 
trauen sich eher, neue Wege einzuschlagen, was 
durch den Erfahrungsaustausch nur bestärkt 
wird. Das nächste Jungbürgermeister:innen-
Treff en ist bereits in Planung und wird voraus-
sichtlich im Herbst 2024 in Bludenz in Vorarl-
berg stattfi nden. 

NETZWERKEN
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gestalten und das Lebensumfeld der Menschen 
wirklich verbessern. Die Wertschätzung der 
Bürgerinnen und Bürger ist die schönste Bestä-
tigung.“

Auch Oberösterreichs Gemeindebund-
Präsident Christian Mader stattete den jungen 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern einen 
Besuch ab und lobte die Vernetzung und das 
Engagement der Jungen. Beim Abendprogramm 
mit Oberösterreichs jüngstem Bürgermeister Fa-
bian Grüneis (27) alias DJ Greenice standen der 
lockere Austausch und die Vernetzung zwischen 
den Gästen im Vordergrund. 

Viel Gesprächsbedarf bei Bürgerbeteiligung. 
Der zweite Tag widmete sich in erster Linie dem 
Schwerpunkt Bürgerbeteiligung in Gemeinden. 
Der gastgebende Bürgermeister Karl-Heinz Koll 
präsentierte sein umfassendes Bürgerbeteili-
gungsmodell in Traun inklusive der Ergebnisse. 
Die Amtskolleginnen und -kollegen konnten 
sich hier viele praktische Inputs für die Arbeit in 
ihren Gemeinden mitnehmen. Ein paar grund-
sätzliche Überlegungen zum � ema Bürgerbetei-
ligung bot der Vortrag von Franziska Cecon und 
Renate Kränzl-Nagl vom FH-Lehrgang Public 
Management. Es zeigte sich reger Gesprächsbe-
darf unter den Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern, was die Umsetzung von Beteiligungs-
projekten bei limitiertem Budget und konkreten 
Projekten betriff t. 

FÖRDERUNGEN

Zur Nachwuchsförderung 
wurde vom Gemeindebund 
gemeinsam mit der Sektion 
für  Frauenangelegenheiten 
und Gleichstellung im Bun-
deskanzleramt das Projekt 
„Girls in Politics“ ins Leben 
gerufen, das speziell junge 
Frauen für die Gemeinde-
politik gewinnen möchte. 

Mit der Kampagne „Enga-
gement zahlt sich aus“ 
soll allen Menschen, die sich 
ehrenamtlich engagieren, 
mehr Wertschätzung ent-
gegengebracht werden.

Mehr Infos, Links und 
Fotos fi nden Sie auf 
gemeindebund.at/
junge-buergermeister-
trafen-sich-in-traun- 
und-ho� irchen-in-ober-
oesterreich/
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„Wir brauchen mehr Junge in der 
Politik“, lautet eine Forderung, 
über die weitestgehend Konsens 
herrscht. Doch wehe, wenn sie 
wirklich kommen.  

POLITISCHER NACHWUCHS

Wie man 
Junge aus 
der Politik 
vergrault

D ie Jugend von heute interessiert sich nicht 
mehr für Politik. Dabei wäre es so wich-
tig und wünschenswert, dass wir mehr 

junge Leute für die Politik begeistern können!“ 
Derartige Aussagen werden landauf, landab fast 
mantraartig wiederholt. Wenn sich allerdings 
tatsächlich junge Menschen parteipolitisch 
engagieren und dabei auch noch erfolgreich Fuß 
fassen, scheint das mancherorts plötzlich gar 
nicht mehr so opportun und die Forderung nicht 
mehr als eine leere Floskel zu sein. 

Plakatives Zeichen dafür waren die jüngsten 
Ereignisse in der Marktgemeinde Pernersdorf.   
Der Gemeinderat des Ortes im Weinviertel mit 
gut 1.000 Einwohnern hat nach dem Rückzug 
des Altbürgermeisters den 23-jährigen Florian 
Hofmann zum Nachfolger gewählt. Hofmanns 
Partei hat mit 12 von 19 Mandaten die absolute 
Mehrheit. Die Opposition hätte gerne den Vize-
bürgermeister gestellt, doch in dieses Amt wurde 
Hofmanns Partei- und Gemeinderatskollegin 
Daniela Brunner gewählt. Daraufhin erklärten 
die oppositionellen Mandatare geschlossen ihren 
Rücktritt und erzwangen dadurch  Neuwahlen. 
Ein derart junger Bürgermeister bräuchte näm-
lich jemand Erfahrenen und Kundigen beige-
stellt. Die Begründung verwundert etwas, 
schließlich ist Brunner Mitte vierzig und seit 
über einem Jahrzehnt im Gemeinderat. Da sie 
aber der gleichen Partei wie Hofmann angehöre, 
könne sie nicht als Korrektiv wirken, hieß es.

POLITIK-NACHWUCHS
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„Wir brauchen mehr Junge in der 
Politik“, lautet eine Forderung, 
über die weitestgehend Konsens 
herrscht. Doch wehe, wenn sie 
wirklich kommen.  

POLITISCHER NACHWUCHS

Wie man 
Junge aus 
der Politik 
vergrault

D ie Jugend von heute interessiert sich nicht 
mehr für Politik. Dabei wäre es so wich-
tig und wünschenswert, dass wir mehr 

junge Leute für die Politik begeistern können!“ 
Derartige Aussagen werden landauf, landab fast 
mantraartig wiederholt. Wenn sich allerdings 
tatsächlich junge Menschen parteipolitisch 
engagieren und dabei auch noch erfolgreich Fuß 
fassen, scheint das mancherorts plötzlich gar 
nicht mehr so opportun und die Forderung nicht 
mehr als eine leere Floskel zu sein. 

Plakatives Zeichen dafür waren die jüngsten 
Ereignisse in der Marktgemeinde Pernersdorf.   
Der Gemeinderat des Ortes im Weinviertel mit 
gut 1.000 Einwohnern hat nach dem Rückzug 
des Altbürgermeisters den 23-jährigen Florian 
Hofmann zum Nachfolger gewählt. Hofmanns 
Partei hat mit 12 von 19 Mandaten die absolute 
Mehrheit. Die Opposition hätte gerne den Vize-
bürgermeister gestellt, doch in dieses Amt wurde 
Hofmanns Partei- und Gemeinderatskollegin 
Daniela Brunner gewählt. Daraufhin erklärten 
die oppositionellen Mandatare geschlossen ihren 
Rücktritt und erzwangen dadurch  Neuwahlen. 
Ein derart junger Bürgermeister bräuchte näm-
lich jemand Erfahrenen und Kundigen beige-
stellt. Die Begründung verwundert etwas, 
schließlich ist Brunner Mitte vierzig und seit 
über einem Jahrzehnt im Gemeinderat. Da sie 
aber der gleichen Partei wie Hofmann angehöre, 
könne sie nicht als Korrektiv wirken, hieß es.
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Der Pernersdorfer Ortschef ist der Überzeu-
gung, dass die Jugend durchaus ein Interesse 
an Politik hat, ihre Anliegen aber nicht genug 
gehört fühlt und erst dadurch eine gewisse 
Politikverdrossenheit eintritt. Tatsächlich ist die 
Anzahl an jungen Bürgermeistern in Österreich 
überschaubar. In den knapp 2.100 Gemeinden 
sind bundesweit nur 188 Frauen und Männer in 
diesem Spitzenamt jünger als 40 Jahre. Dabei 
betonten beim Jungbürgermeistertreff en An-
fang Oktober in Traun deren Sprecher Fabio 
Halb (26) und Bernadette Geieregger (30), dass 
gerade junge Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister immer wieder anders an die Dinge 
herangehen und sich eher trauen würden, neue 
Wege einzuschlagen.  
Viele Jungpolitiker kommen aber gar nicht so 
weit. Die Gründe, weshalb viele frühzeitig das 
Handtuch werfen, sind vielfältig. Eine feindse-
lige oder polarisierte politische Umgebung und 
politische Diskussionen, die von persönlichen 
Angriff en und Hass geprägt sind, beeinträchtigen 
die Motivation so mancher Jungpolitiker. Ob es 
vornehmlich fehlende Unterstützung, Mangel an 
Perspektiven, parteipolitischer Druck oder an-
dere Gründe sind, lässt sich nicht konkret sagen 
–genauere Untersuchungen zu den Ursachen, 
warum Junge die Politik verlassen, fehlen.

Wenn junge Politiker das Gefühl haben, dass 
sie keine echte Macht oder Einfl ussmöglich-
keiten haben, desillusioniert das. In dieser Situa-
tion befi ndet sich auch Hofmann gegenwärtig. 
Bis zur Neuwahl ist er zwar weiterhin im Amt, 
ohne Gemeinderatsbeschlüsse kann er aber nur 
verwalten statt gestalten. „Es tut mir jedes Mal 
im Herzen weh, wenn ein Bürger bei der Tür 
rausgeht, und ich ihm nicht helfen, sondern 
ihn nur vertrösten konnte, weil sein Anliegen 

einen Gemeinderatsbeschluss erfordert hätte“, 
bedauert Hofmann. Ans Aufgeben denkt er 
aber keineswegs und rät auch anderen jun-
gen Menschen, die den Schritt in die Politik 

wagen: „Nicht unterkriegen lassen! Das ist das 
Allerwichtigste.“ 

Ob Hofmanns Alter nun der tatsächliche oder 
nur ein vorgeschobener Grund war, ist letzt-
endlich egal. Das Signal ist jedenfalls verheerend 
für alle jungen Menschen, die sich politisch 
engagieren möchten. Ab 18 Jahren darf man in 
Österreich Bürgermeister werden und Hofmann 
wurde eindeutig gewählt. Dennoch ließ man ihn 
an die gläserne Decke stoßen, die ein unsichtba-
res, inoffi  zielles und off enbar höheres Mindest-
alter markiert. Die Begründung ist auch insofern 
fragwürdig, da sie auf eine Eigenschaft – näm-
lich das Alter – abzielt, die kein Mensch beein-
fl ussen kann. Genauso gut könnte man einwen-
den, jemand sei zu groß, zu klein, zu schwarz 
oder zu weiß. Die Gleichsetzung von Jugend mit 
Erfahrungslosigkeit triff t auf Hofmann jedenfalls 
nicht zu. Als Bezirksobmann der Landjugend 
und deren Landesbeirat in Niederösterreich 
für das Weinviertel sowie seit drei Jahren im 
Gemeinderat hat der 23-jährige Landwirt doch 
schon einiges an politischem Realgeschehen 
miterlebt und mitgestaltet. „Mir ist bewusst, 
dass andere Leute in ihrem Leben schon mehr 
mitgemacht haben, doch so richtig vorbereiten 
kann man sich auf das Amt ohnehin nicht. Es 
gibt keine Kaderschmiede, aus der die fertigen 
Bürgermeister herausgestanzt werden, die erst 
wenn sie die Ausbildung fertig haben, das Amt 
antreten“, sagt Hofmann. 

POLITIK-NACHWUCHS

JUNGE 
BÜRGERMEISTER 
IN ÖSTERREICH

188
Jungbürgermeister und 
Jungbürgermeisterinnen 
gibt es derzeit in Öster-
reich.

9%
aller Bürgermeister sind 
unter 40 Jahre alt. 

23
Jahre alt ist der aktuell 
jüngste Bürgermeister 
Österreichs, Florian Hof-
mann aus Per-
nersdorf 
(NÖ).

Nicht unterkriegen 
lassen! Das ist das 
Allerwichtigste.“
Florian Hofmann, Bürger-
meister von Pernersdorf

Zu jung! Bürgermeister Florian 
Hofmann aus Pernersdorf mit 
seiner Vizebürgermeisterin 
Daniela Brunner. 
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Private Videoüberwachung war früher primär 
vor den Villen reicher Leute anzutreff en. 
Mittlerweile ist sie aber ein Massenphäno-

men, denn die Gerätepreise sind stark gesunken, 
die Auswahl ist enorm, die technische Installa-
tion wurde zum Kinderspiel und die Speicher-
möglichkeiten betragen ein Vielfaches von frü-
her. Doch nur weil etwas technisch möglich ist, 
heißt das noch lange nicht, dass es auch erlaubt 
ist. Wer den Datenschutz und die Privatsphäre 
von unbeteiligten Dritten missachtet, dem dro-
hen empfi ndliche Strafen bzw. sogar Gerichts-
verfahren. Worauf sollte man also achten? Und 
wie sorgsam geht die Bevölkerung in der Praxis 
mit diesem � ema um? Eine nun veröff entlichte 
Studie des KFV erhob die derzeitige Situation. 
Demnach haben bereits 44 Prozent der öster-
reichischen Bevölkerung private Videoüberwa-
chung installiert. Jeder Fünfte hat die Kamera an 
der Eingangstür angebracht, 18 Prozent im Auto, 
17 Prozent im Wohnbereich. Manche überwa-
chen auch Mehrparteienhäuser oder greifen auf 
Kamera-Attrappen zurück. 

Bei den Motiven für die Überwachung do-
miniert bei zwei von drei Befragten die Angst 
vor einem Einbruch, gefolgt von der Sorge vor 
Vandalismus mit 51 Prozent, der Beweisführung 
im Straßenverkehr (36 Prozent) und – bei rund 
einem Drittel der Befragten – der Reaktion, 
wenn jemand bereits Opfer eines Verbrechens 
geworden ist. Mehrfachantworten waren dabei 
möglich. 

Videoüberwachung wirkt: Jede vierte instal-
lierte Kamera hat bereits zur Aufklärung eines 
Verbrechens beigetragen. Auff allend ist, dass 

Der Einsatz von Überwachungskameras durch Privat-
personen wird in Österreich immer populärer, birgt aber 
auch Konfl iktpotenzial. Eine neue Studie des Kuratoriums 
für Verkehrssicherheit liefert nun aktuelle Zahlen dazu.  

PRIVATE SICHERHEIT

Videoüberwachung 
meist illegal 

sich ältere Personen häufi ger vor Einbrüchen 
und Vandalismus fürchten als jüngere. Jüngere 
fi lmen dafür häufi ger als Ältere aus technischem 
Interesse oder um die eigenen Manöver im Stra-
ßenverkehr aufzuzeichnen. 

Wie lange dürfen Aufnahmen laut Gesetz 
gespeichert werden? Meist werden die Aufnah-
men aufgrund der begrenzten Speicherkapazität 
nach einem gewissen Zeitraum ohnehin auto-
matisch überschrieben, doch die technischen 
Möglichkeiten sind oft viel besser, als vom Ge-
setzgeber erlaubt. Zulässig ist nur eine maximale 
Speicherdauer von 72 Stunden und dies nur in 
jenen Fällen, in denen die Videoüberwachung 
überhaupt gestattet ist. Bei unerlaubten Auf-
nahmen ist bereits das kurzfristige Speichern 
strafbar. Eine längere Speicherung muss ver-
hältnismäßig sein und begründet werden. In der 
Praxis halten sich laut KFV-Umfrage aber nur 
42 Prozent an das 72-Stunden-Limit. Bei Perso-
nen mit Kindern halten sich zumindest knapp 
zwei Drittel daran. 

Ähnlich sieht es mit der vorschrift smäßigen 
Kennzeichnung aus. In der Praxis haben nur 
39 Prozent ihre Videoüberwachung durch 
Schilder oder Aufkleber klar gekennzeichnet, 
61 Prozent machen das nicht. Personen unter 
40 Jahren halten sich übrigens deutlich häufi ger 
an die Kennzeichnungspfl icht. Bei den Befragten 
über 40 Jahren liegt der Wert hingegen nur bei 
rund einem Viertel. 

Auch für das friedliche Zusammenleben im 
Ort kann Videoüberwachung ein Problem 
darstellen. Bei immerhin 18 Prozent kam es 

PRIVATE VIDEO-
ÜBERWACHUNG 
IN ÖSTERREICH 

44 %
der Österreicher 
haben eine private 
Videoüberwachung in 
Betrieb.

42%
der Überwachenden 
halten sich nicht an 
die Maximalspeicher-
zeit von 72 Stunden.

61 %
der Betreiber haben 
ihre Überwachungs-
anlage entgegen den 
gesetzlichen Bestim-
mungen nicht gekenn-
zeichnet.

QUELLE / KFV-Umfrage 2023
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Die Über-
wachung darf 
zeitlich und 
örtlich nur in 
unbedingt 
erforderlichem 
Ausmaß 
erfolgen.“
Dr. Armin Kaltenegger,
Leiter des Bereichs Recht 
und Normen im KFV

Videoüberwachung durch Privatpersonen nimmt auch hierzulande stark zu. Die Mehrheit der Österreicher 
hält sich dabei jedoch nicht an die gesetzlichen Vorschrift en.    

Dashcams, also Kameras, die vorwiegend am 
Armaturenbrett eines Kfz das Verkehrsgesche-
hen in Fahrtrichtung aufzeichnen, sind trotz zu-
nehmendem Einsatz im Regelfall aufgrund von 
Datenschutzverletzungen unzulässig. Entschei-
dend ist aber letztlich der Einzelfall. Wesentliche 
Kriterien für eine legale private Videoüberwa-
chung gibt es einige. So muss dafür immer ein 
berechtigtes Interesse vorliegen. Der Kamera-
einsatz muss verhältnismäßig sein und es darf 
zeitlich und örtlich nur in unbedingt erforder-
lichem Ausmaß überwacht werden. Diese Über-
wachung muss immer gekennzeichnet werden, 
zum Beispiel durch Hinweisschilder, aus denen 
auch hervorgehen muss, wer dafür verantwort-
lich ist. Die Aufnahmen müssen in regelmäßigen 
Abständen überschrieben bzw. gelöscht werden. 
Die Auswertung der Aufnahmen darf nur im 
Anlassfall erfolgen, zum Beispiel wenn ein-
gebrochen wurde. Die Verarbeitung der Daten 
muss zudem protokolliert werden und es müs-
sen Sicherheitsmaßnahmen ergriff en werden, 
damit Unbefugte keinen Zugriff  auf die Daten 
bekommen. Die Studie des KFV zeigt, dass eine 
Mehrheit der überwachenden Österreicher diese 
Regeln nicht befolgt. Fraglich bleibt, wie viele 
Personen die Gesetze wissentlich missachten 
und wie viele sie gar nicht kennen. Dahingehen-
de Aufklärung scheint auf jeden Fall angebracht 
zu sein, denn Unwissenheit schützt bekanntlich 
vor Strafe nicht. 

bereits zu einem oder mehreren Konfl ikten 
mit den Nachbarn bzw. mit Passanten. Jeder 
Zehnte wurden dabei in eine verbale Ausei-
nandersetzung verwickelt, jeder Zwanzigste 
in eine physische Auseinandersetzung und 
jeder Fünfundzwanzigste wurde wegen seiner 
Videoüberwachung auch schon angezeigt. Mit 
einer Unterschriftenaktion mussten sich zwei 
Prozent der Befragten herumschlagen.

Armin Kaltenegger, der Leiter des Bereichs 
Recht und Normen im KFV, stellt in diesem 
Zusammenhang die aktuelle Rechtslage dar. So 
besteht keine Meldepfl icht für die Installation 
einer privaten Kamera bei den Behörden. Die 
für die Videoüberwachung verantwortliche 
Person muss aber natürlich alle gesetzlichen 
Vorschriften bei der Inbetriebnahme einhalten. 
Falls in allgemeinen Teilen einer Liegenschaft, 
wie etwa im Garten, Gang oder Hauseingang, 
gefi lmt wird, müssen die anderen (Woh-
nungs-)Eigentümer zustimmen. Öff entliche 
Flächen dürfen grundsätzlich nicht mitüber-
wacht werden. Nur in Ausnahmefällen darf 
ein kleiner Teil des Gehsteigs oder der Straße 
(max. 50 cm ab der Grundstücksgrenze) mit-
gefi lmt werden, sofern der Zweck der Video-
überwachung anders nicht erfüllbar wäre, 
etwa bei der Überwachung der Hausfassade. 
Das Nachbargrundstück (mit) zu fi lmen, ist 
natürlich auch nicht erlaubt. 
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Die Über-
wachung darf 
zeitlich und 
örtlich nur in 
unbedingt 
erforderlichem 
Ausmaß 
erfolgen.“
Dr. Armin Kaltenegger,
Leiter des Bereichs Recht 
und Normen im KFV

Videoüberwachung durch Privatpersonen nimmt auch hierzulande stark zu. Die Mehrheit der Österreicher 
hält sich dabei jedoch nicht an die gesetzlichen Vorschrift en.    

Dashcams, also Kameras, die vorwiegend am 
Armaturenbrett eines Kfz das Verkehrsgesche-
hen in Fahrtrichtung aufzeichnen, sind trotz zu-
nehmendem Einsatz im Regelfall aufgrund von 
Datenschutzverletzungen unzulässig. Entschei-
dend ist aber letztlich der Einzelfall. Wesentliche 
Kriterien für eine legale private Videoüberwa-
chung gibt es einige. So muss dafür immer ein 
berechtigtes Interesse vorliegen. Der Kamera-
einsatz muss verhältnismäßig sein und es darf 
zeitlich und örtlich nur in unbedingt erforder-
lichem Ausmaß überwacht werden. Diese Über-
wachung muss immer gekennzeichnet werden, 
zum Beispiel durch Hinweisschilder, aus denen 
auch hervorgehen muss, wer dafür verantwort-
lich ist. Die Aufnahmen müssen in regelmäßigen 
Abständen überschrieben bzw. gelöscht werden. 
Die Auswertung der Aufnahmen darf nur im 
Anlassfall erfolgen, zum Beispiel wenn ein-
gebrochen wurde. Die Verarbeitung der Daten 
muss zudem protokolliert werden und es müs-
sen Sicherheitsmaßnahmen ergriff en werden, 
damit Unbefugte keinen Zugriff  auf die Daten 
bekommen. Die Studie des KFV zeigt, dass eine 
Mehrheit der überwachenden Österreicher diese 
Regeln nicht befolgt. Fraglich bleibt, wie viele 
Personen die Gesetze wissentlich missachten 
und wie viele sie gar nicht kennen. Dahingehen-
de Aufklärung scheint auf jeden Fall angebracht 
zu sein, denn Unwissenheit schützt bekanntlich 
vor Strafe nicht. 

bereits zu einem oder mehreren Konfl ikten 
mit den Nachbarn bzw. mit Passanten. Jeder 
Zehnte wurden dabei in eine verbale Ausei-
nandersetzung verwickelt, jeder Zwanzigste 
in eine physische Auseinandersetzung und 
jeder Fünfundzwanzigste wurde wegen seiner 
Videoüberwachung auch schon angezeigt. Mit 
einer Unterschriftenaktion mussten sich zwei 
Prozent der Befragten herumschlagen.

Armin Kaltenegger, der Leiter des Bereichs 
Recht und Normen im KFV, stellt in diesem 
Zusammenhang die aktuelle Rechtslage dar. So 
besteht keine Meldepfl icht für die Installation 
einer privaten Kamera bei den Behörden. Die 
für die Videoüberwachung verantwortliche 
Person muss aber natürlich alle gesetzlichen 
Vorschriften bei der Inbetriebnahme einhalten. 
Falls in allgemeinen Teilen einer Liegenschaft, 
wie etwa im Garten, Gang oder Hauseingang, 
gefi lmt wird, müssen die anderen (Woh-
nungs-)Eigentümer zustimmen. Öff entliche 
Flächen dürfen grundsätzlich nicht mitüber-
wacht werden. Nur in Ausnahmefällen darf 
ein kleiner Teil des Gehsteigs oder der Straße 
(max. 50 cm ab der Grundstücksgrenze) mit-
gefi lmt werden, sofern der Zweck der Video-
überwachung anders nicht erfüllbar wäre, 
etwa bei der Überwachung der Hausfassade. 
Das Nachbargrundstück (mit) zu fi lmen, ist 
natürlich auch nicht erlaubt. 
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Das Phänomen Homeoffi  ce birgt in Bezug auf Datenschutz, Haftung und 
Kontrolle mehr als „nur“ Komplexitäten für die öff entliche Verwaltung.

TEXT // MARLON POSSARD

D ie Jahre 2020, 2021 und 2022 erforderten, 
bedingt durch das pandemische Gesche-
hen (SARS-CoV-2), zunehmend eine 

gewisse betriebliche Flexibilität (Stichwort: 
Homeoffi  ce). Viele Unternehmen, aber auch die 
öff entliche Verwaltung, mussten viele betrieb-
liche Abläufe nach außen, respektive in die 
jeweiligen Wohnräume der Mitarbeiter:innen, 
verlagern und das Phänomen „Homeoffi  ce“ 
manifestierte sich sukzessive so auch in Öster-
reich. Die Folge: Viele Schwachstellen wurden 
off ensichtlich, insbesondere dass im Sektor der 
Digitalisierung unter anderem in Österreich Auf-
holbedarf besteht. Die Homeoffi  ce-Studie des 
österreichischen Bundesministeriums für Arbeit 
vom März 2021 zeigt auf, dass insgesamt rund 
1,5 Millionen Arbeitnehmer:innen in Österreich 
in Zeiten der Corona-Krise ihre Arbeitsleistung 
von zu Hause aus erledigten.1 Auch für das Jahr 
2023 kann konstatiert werden, dass das soge-
nannte mobile Arbeiten weiterhin eine zentrale 
Rolle in unternehmerischen Strukturen und im 
Bereich der öff entlichen Verwaltung einnimmt. 
Diese betrieblichen Veränderungen innerhalb 
des Arbeitsablaufs (z. B. das Anfertigen von 
Schriftsätzen, die Erreichbarkeit der Mitarbei-
ter:innen) sind auch mit datenschutzrechtlichen 
Fragestellungen verbunden, mit denen sowohl 
Verwaltungsmitarbeiter:innen als auch andere 
Zuständige vertraut sein sollten. Dieser Beitrag 
versucht, auf kompakte Art und Weise die we-
sentlichen Schnittstellen im Kontext von Daten-
schutz, Haftung und Kontrolle zu skizzieren.

Stellen Sie sich folgendes Praxisbeispiel vor: 

HOMEOFFICE IN DER ÖFFENTLICHEN VERWALTUNG

Datenschutz & 
Ha� ung im Fokus

Ein:e Mitarbeiter:in bearbeitet im Homeoffi  ce 
einen Arbeitsauftrag, in dem personenbezogene 
Daten vorkommen. Aufgrund einer Kaff eepau-
se am Balkon wird der Arbeitsplatz verlassen, 
die Daten sind jedoch weiterhin am Bildschirm 
ersichtlich2. Da auch eine Reinigungskraft im 
Wohnhaus anwesend ist und es dieser möglich 
ist, die Daten einzusehen, stellt sich die Frage 
nach dem rechtskonformen Umgang mit der 
Datensicherung und dem Datenschutz, da die 
Reinigungskraft als Unbefugte:r im Sinne des 
Datenschutzes gilt.

Von besonderer Bedeutung sind in  Österreich 
in diesem Zusammenhang das DSG (Daten-
schutzgesetz) und die DS-GVO (Datenschutz-
Grundverordnung). Die Verpfl ichtung zur Schaf-
fung geeigneter datenschutzrechtlicher Maßnah-
men triff t grundsätzlich die Arbeitgeber:innen 
als zuständige Verantwortliche. In Art. 32 Abs. 1 
der DS-GVO normiert der Gesetzgeber folgende 
Notwendigkeiten sowohl für Arbeitgeber:innen 
als auch für Verarbeiter:innen, demgemäß für 
Mitarbeiter:innen: „Unter Berücksichtigung des 
Stands der Technik, der Implementierungskos-
ten und der Art, des Umfangs, der Umstände und 
der Zwecke der Verarbeitung sowie der unter-
schiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und 
Schwere des Risikos für die Rechte und Frei-
heiten natürlicher Personen treff en der Verant-
wortliche und der Auftragsverarbeiter geeignete 
technische und organisatorische Maßnahmen, 
um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau 
zu gewährleisten; [...].“3

Von Priorität 
ist neben den 
digitalen Fertig-
keiten vor allem 
das Wissen, 
dass man 
sich auch im 
Homeoffi  ce in 
keinen rechts-
freien Räumen 
befi ndet.“

HOMEOFFICE

DR. MARLON POSSARD 
IST DOZENT UND 
HABILITAND, ER LEHRT 
UND FORSCHT AN DER 
FH CAMPUS WIEN. DIE 
RECHTSPHILOSOPHIE 
BILDET EINEN SEINER 
LEHR- UND FORSCHUNGS-
SCHWERPUNKTE.

1 vgl. Österreichisches Bundesministerium für Arbeit (2021), online: https://
www.bmaw.gv.at/dam/jcr:da5dd996-e74d-4de1-b447-2b630c24d691/Home-
offi  ce- Studie%20zur%20Verbreitung,%20Gestaltung,%20Meinungsbild%20
und%20Zukunft %20von%20Homeoffi  ce.pdf [abgefragt am: 13.09.2023

2 Im Sachverhalt wird angenommen, dass keine automatische Bildschirmsper-
re erfolgt. Eine solche Sperre wird jedoch dringend empfohlen, denn mittels 
einer solchen Einstellung kann die Zugänglichmachung von Daten gegenüber 
Unbefugten relativ leicht blockiert werden. Gedruckte Schrift stücke müssen, 
sofern das Zimmer nicht abgeschlossen wird, für die Zeit der Abwesenheit 
versperrt werden.
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Mitarbeiter:innen, stark reduziert. Es muss in 
herausfordernden Zeiten – wie damals in jener 
der COVID-19-Pandemie – im Interesse der 
Arbeitgeber:innen sein, die Mitarbeiter:innen für 
ein eff ektives Arbeiten vom Homeoffi  ce aus zu 
schulen und sie im Umgang mit datenschutz-
rechtlichen Aspekten zu sensibilisieren. 

Empfohlen werden kann somit, dass Arbeitge-
ber:innen geeignete IT-Geräte für die Verwen-
dung im Homeoffi  ce zur Verfügung stellen5, da 
die Verwendung von privaten IT- Geräten mit 
rechtlichen Problemfeldern verbunden ist. Ideal 
wäre es auch, diese mit datenschutzrechtlichen 
Schutzmaßnahmen auszustatten, da bei Daten-
pannen die Folgen grundsätzlich von den Arbeit-
geber:innen zu tragen sind. 

Der Zuspruch, den die Möglichkeit der Telear-
beit von vielen Mitarbeiter:innen erhält, muss 
auch der öff entlichen Verwaltung für ihre zu-
künftigen Planungen zu denken geben. Es wird 
immer schwieriger, geeignete Mitarbeiter:innen 
für verschiedenste Aufgaben in der Verwaltung 
zu fi nden. Für viele Menschen stellt die Option 
des mobilen Arbeitens eine Voraussetzung dar, 
in der jeweiligen Organisation überhaupt erst 
tätig werden zu wollen bzw. sich zu bewerben. 
Ein solches Angebot seitens der öff entlichen 
Verwaltung würde demnach gleichzeitig zur At-
traktivitätssteigerung der verwaltungsbezogenen 
Berufsbilder beitragen. Von Priorität ist hierbei, 
neben den digitalen Fertigkeiten, vor allem das 
Wissen, dass man sich auch im Homeoffi  ce in 
keinen rechtsfreien Räumen befi ndet. 

Die Frage einer möglichen 
Haft ung ist prinzipiell 
geregelt: Die Haft ung bzw. 
das Risiko liegt trotz 
Homeoffi  ce weiterhin bei 
den Arbeit geber:innen. 
Dadurch zeigt sich die 
Wichtigkeit der Thematik 
also vor allem für Arbeit-
geber:innen.

LITERATUR-
EMPFEHLUNGEN:

 ≤ Diregger, E. (2018): 
Handbuch Daten-
schutzrecht. Linde 
Verlag

 ≤ Knyrim, R. (Hrsg.) 
(2020): Praxishand-
buch Datenschutz-
recht (4. Aufl age). 
MANZ Verlag

 ≤ Nagel, N. (2019): 
Praxishandbuch 
Datenschutz. Leit-
faden zur DSGVO für 
Juristen und Laien. 
TÜV Austria Fach-
verlag

Von Relevanz in diesem Kontext ist, dass 
trotz der örtlichen Veränderung (=Abkehr von 
der Ausübung der Tätigkeit am Arbeitsplatz 
und Zuwendung zur Verrichtung der Arbeits-
leistungen im Homeoffi  ce) Arbeitgeber:innen 
weiterhin verpfl ichtet sind, die datenschutz-
rechtlichen Aspekte des DSG und der DS-GVO 
einzuhalten. Die Örtlichkeit spielt also bei der 
Beurteilung der Einhaltung der datenschutz-
rechtlichen Regulierungen primär keine Rolle. 
Dahingehend stellt sich die Frage, wie solche 
datenschutzrechtlichen Aspekte im Homeoffi  ce 
implementierbar bzw. umsetzbar sind. Tatsache 
in der Praxis ist, dass die EDV-Ausstattungen 
der Mitarbeiter:innen stark variieren, auch im 
verwaltungstechnischen Sektor. Es eröff net sich 
also eine Grauzone, die jedoch für die prakti-
sche Anwendung von hoher Priorität ist und 
die es zu klären gilt: die Frage einer möglichen 
Haftung. Letztere ist in diesem Zusammenhang 
prinzipiell geregelt: So liegt die Haftung bzw. 
das Risiko einer ebensolchen trotz Homeoffi  ce 
weiterhin bei den Arbeitgeber:innen. Dadurch 
zeigt sich die Wichtigkeit der � ematik also vor 
allem für die Arbeitgeber:innen. Es ist sinnvoll, 
sich als Arbeitgeber:in mit der Umsetzung von 
EDV-gestützten Systemen im Homeoffi  ce bei 
den ausgelagerten Mitarbeiter:innen vertraut zu 
machen, diese dementsprechend auszustatten 
und in weiterer Folge auch zu schulen.

 Von Relevanz kann in diesem Sinne also sein, 
dass Arbeitgeber:innen die technischen Aus-
stattungen für das Homeoffi  ce zur Verfügung 
stellen. Hier können Sicherheitsmaßnahmen4 
bereits im Vorfeld der Arbeitsaufnahme im 
Homeoffi  ce implementiert werden, was das 
Risiko einer möglichen Haftung, im Gegensatz 
zur Verwendung von privaten EDV-Geräten der 

HOMEOFFICE

3 Art. 32 Abs. 1 DS-GVO (Sicherheit der Verarbeitung), online: https://www.
jusline.at/gesetz/dsgvo/paragraf/32 [abgefragt am: 04.09.2023]

4 Solche Sicherheitsmaßnahmen sollten immer im Rahmen eines Sicherheits-
konzepts erfolgen und ebendort professionell ausgearbeitet werden.

5 Für ein solches Vorgehen spricht sich zum Beispiel auch die Wirtschaft s-
kammer Vorarlberg aus. Siehe hierzu: ORF Vorarlberg (2020), online: https://
vorarlberg.orf.at/stories/3041044/ [abgefragt am: 05.09.2023]

Der Beitrag wurde 
redaktionell gekürzt, 
lesen Sie den Volltext 
auf kommunal.at/
datenschutz-haf-
tung-und-kontrolle-
im-homeo�  ce
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Die traditionelle Fach- und Bildungsreise führte eine Abordnung des Präsidiums 
gemeinsam mit dem Europaausschuss des Gemeindebundes von 11. bis 14. Oktober 
nach Spanien. Genauer gesagt in die Hauptstadt Madrid und ihr Umland. 

TEXT // ANDREAS STEINER

Am Programm standen Treff en mit der 
FEMP, dem spanischen Schwesterver-
band des Gemeindebundes, ein Besuch der 

Gemeinde Las Rozas und ein Treff en mit dem 
österreichischen Botschafter in Madrid.

Gleich nach der Landung in Madrid am Mitt-
wochnachmittag ging es für die Reisegruppe 
zuerst direkt ins weltbekannte Prado-Museum 
(Museo del Prado), das jedes Jahr mehr als drei 
Millionen Besucher anlockt. In einer etwa ein-
stündigen Führung konnten wir einige weltbe-
kannte Meisterwerke bewundern und erhielten 
einen raschen Einblick in die spanische Kultur-
geschichte. 

Madrid ist mit rund 3,3 Millionen Einwohnern 
nach Berlin die zweitgrößte Stadt der Europäi-
schen Union. Schon der erste Eindruck zeigte 
aber – im Vergleich zur deutschen Hauptstadt 
– mehr Grün an allen Ecken der Stadt. Über-
all ist auch die historische Entwicklung der 
Stadt erkennbar. Madrid ist ja seit Jahrhunder-
ten geografi scher, politischer und kultureller 
Mittelpunkt Spaniens und hat in den verschie-
denen Epochen unterschiedliche Ausbau- und 
Entwicklungsschritte durchgemacht. So gibt es 

SPANIEN

Zwischen Tapas 
und Flamenco 

neben maurischen Wurzeln sehenswerte Stadt-
teile wie „El Madrid de los Austrias“ (Das Madrid 
der Österreicher oder spanischen Habsburger) 
mit dem beeindruckenden Plaza Mayor aus dem 
17. Jahrhundert oder „El Madrid de los Borbones“ 
(Das Madrid der Bourbonen), die nach dem spa-
nischen Erbfolgekrieg im Jahr 1714 den spani-
schen � ron übernommen haben. Unter Karl III., 
der im Volksmund auch „der beste Bürgermeis-
ter von Madrid“ genannt wurde, wurde Mitte 
des 18. Jahrhunderts die öff entliche Infrastruktur 
der Stadt (Straßen, Plätze, Parks, Wasserversor-
gung) modernisiert und zahlreiche öff entliche 
Bauten wurden errichtet. Ziel der Fach- und 
Bildungsreise ist, neben dem Austausch mit den 
jeweiligen Gemeindevertretern, immer auch ein 
Eintauchen in die Kultur des Landes. Da der Rei-
setermin mit dem spanischen Nationalfeiertag 
am 12. Oktober zusammenfi el, blieb auch etwas 
mehr Zeit und Raum für Kultur. So nutzten wir 
den Donnerstag für eine Besichtigung der Palast- 
und Klosteranlage Escorial etwa 45 Kilometer 
vor der Stadt Madrid. 

Bei allen Reisen des Gemeindebundes steht 
der kommunale Austausch im Fokus. So gab 
es auch ein ausführliches Treff en mit dem 

FACH- & BILDUNGSREISE

ANDREAS STEINER, 
BA MA, IST PRESSESPRECHER 
DES ÖSTERREICHISCHEN 
GEMEINDEBUNDES

die Gemeinden erhöht. Ähnliches kommt auch 
in Österreich immer wieder vor. 

Nach dem interessanten Austausch mit dem 
spanischen Gemeindeverband ging es nach Las 
Rozas, eine Stadt mit 100.000 Einwohnern im 
Umland von Madrid, zu einem Treff en mit Bür-
germeister José de la Uz Pardos. Die Gemeinde 
ist fl ächenmäßig die drittgrößte Stadt Spaniens 
und die Kommune mit der höchsten Lebens-
erwartung, der geringsten Arbeitslosigkeit, dem 
höchsten Pro-Kopf-Einkommen und der höchs-
ten Akademiker-Dichte. In den letzten Jahren hat 
Las Rozas mehr als 30 Auszeichnungen in Bezug 
auf Nachhaltigkeit und Innovation erhalten. So 
hat man mit „Las Rozas Innova“ ein eigenes 
Innovationszentrum eingerichtet, zahlreiche 
PV-Projekte umgesetzt und sich dem Schutz der 
Natur verschrieben. Nach Madrid ist Las Rozas 
die Stadt mit den meisten Start-ups. 

Nach den offi  ziellen Programmpunkten und 
dem Besuch beim österreichischen Botschafter 
standen auch kulinarische (Tapas) und künstle-
rische Eindrücke am Programm. Die köstlichen 
Tapas in den vielen Restaurants der Hauptstadt 
sind ebenso eine Reise wert wie die tempera-
mentvollen Flamenco-Vorführungen. Fazit des 
Besuchs in Madrid und Umgebung: Zwischen 
den kleinen Gemeinden und den starken inno-
vations- und nachhaltigkeitsgetriebenen Städten 
gibt es ein breites Spannungsfeld an fi nanziellen 
und auch sozialen Herausforderungen. 

Beitrag redaktionell gekürzt. Lesen Sie mehr über Spanien 
und sehen Sie mehr Fotos auf gemeindebund.at oder 
auf kommunal.at/ spanien-zwischen-tapas-und-fl a-
menco

Madrid: Natürlich standen 
auch die Sehenswürdigkei-
ten der Metropole auf der 
Tagesordnung – und wo es 
möglich war, kam auch der 
Spaß nicht zu kurz.

Die Delegation des Öster-
reichischen Gemeindebun-
des zu Besuch beim spani-
schen Gemeindeverband 
„Federación Espanõla de 
Municipios y Provincias“, 
kurz FEMP
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Schwesterverband in Madrid, der FEMP (Fede-
ración Espanõla de Municipios y Provincias). 
Die Ursprünge der FEMP gehen auf das Jahr 1979 
zurück, als eine Gruppe von rund zwanzig Bür-
germeistern mehr Anerkennung für die lokale 
Verwaltung forderte. Gegründet wurde der Ver-
band schließlich 1981. In Spanien gibt es 17 auto-
nome Gemeinschaften und 2 autonome Städte. 
Unter dieser Ebene gibt es 50 Provinzen und an 
der Basis schließlich rund 8.200 Gemeinden. 
Die kommunale Struktur ist laut FEMP-General-
sekretär Luis Martínez-Sicluna Sepúlveda sehr 
kleinstrukturiert. Mehr als 6.000 Gemeinden 
haben weniger als 5.000 Einwohner. 118 Kom-
munen haben mehr als 50.000 Einwohner. Mit 
der Größe der Gemeinden unterscheiden sich 
auch die Aufgaben. So gibt es ein Gesetz über die 
Funktionsweise der lokalen Körperschaften ab-
gestuft nach Größen. Zusätzlich müssen Kom-
munen immer wieder Aufgaben übernehmen, 
für die sie gar nicht zuständig sind, wie Migra-
tion oder auch Pfl ege.

Aufgabe aller Gemeinden sind etwa die 
öff entliche Beleuchtung, Müllabfuhr, Wasser-
versorgung, Kanalisation, Gemeindestraßen. 
Gemeinden mit über 5.000 Einwohnern müssen 
sich zusätzlich um die öff entlichen Parks, Biblio-
theken und Abfallbehandlung kümmern. Und ab 
20.000 Einwohnern sind die Gemeinden für Ka-
tastrophenschutz, Feuerwehren und auch Sport-
anlagen zuständig. Der Verband der Gemeinden 
und Provinzen kämpft auch immer wieder 
damit, dass der spanische Staat oder die Re-
gionen Gesetze verabschieden, die Gemeinden 
betreff en, ohne die fi nanziellen Verpfl ichtungen 
zu übernehmen, was wiederum den Druck auf 
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zurück, als eine Gruppe von rund zwanzig Bür-
germeistern mehr Anerkennung für die lokale 
Verwaltung forderte. Gegründet wurde der Ver-
band schließlich 1981. In Spanien gibt es 17 auto-
nome Gemeinschaften und 2 autonome Städte. 
Unter dieser Ebene gibt es 50 Provinzen und an 
der Basis schließlich rund 8.200 Gemeinden. 
Die kommunale Struktur ist laut FEMP-General-
sekretär Luis Martínez-Sicluna Sepúlveda sehr 
kleinstrukturiert. Mehr als 6.000 Gemeinden 
haben weniger als 5.000 Einwohner. 118 Kom-
munen haben mehr als 50.000 Einwohner. Mit 
der Größe der Gemeinden unterscheiden sich 
auch die Aufgaben. So gibt es ein Gesetz über die 
Funktionsweise der lokalen Körperschaften ab-
gestuft nach Größen. Zusätzlich müssen Kom-
munen immer wieder Aufgaben übernehmen, 
für die sie gar nicht zuständig sind, wie Migra-
tion oder auch Pfl ege.

Aufgabe aller Gemeinden sind etwa die 
öff entliche Beleuchtung, Müllabfuhr, Wasser-
versorgung, Kanalisation, Gemeindestraßen. 
Gemeinden mit über 5.000 Einwohnern müssen 
sich zusätzlich um die öff entlichen Parks, Biblio-
theken und Abfallbehandlung kümmern. Und ab 
20.000 Einwohnern sind die Gemeinden für Ka-
tastrophenschutz, Feuerwehren und auch Sport-
anlagen zuständig. Der Verband der Gemeinden 
und Provinzen kämpft auch immer wieder 
damit, dass der spanische Staat oder die Re-
gionen Gesetze verabschieden, die Gemeinden 
betreff en, ohne die fi nanziellen Verpfl ichtungen 
zu übernehmen, was wiederum den Druck auf 
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Die Europäische Woche der Regionen und Städte ist die größte Veranstaltung zur 
EU-Kohäsionspolitik. Bei der 21. Ausgabe von 9. bis 12. Oktober in Brüssel wurden 
die Herausforderungen für Regionen und Städte sowie mögliche Lösungen erörtert. 
Ein zentrales � ema war auch die künftige Gestaltung der Kohäsionspolitik.

TEXT // HANS BRAUN

W ährend der Eröff nungssitzung 
skizzierte die Europäische 
Kommissarin für Kohäsion und 
Reformen, Elisa Ferreira, die 
Ergebnisse und Erwartungen der 

Kohäsionspolitik in Bereichen wie Unterstüt-
zung für Unternehmen, Schaff ung von Arbeits-
plätzen und Energieeffi  zienz.

„Es gibt Hunderte von individuellen Geschich-
ten von Orten, die die europäische Kohäsions-
unterstützung nutzen, um aufregende neue 
Investitionen in den grünen und digitalen Wandel 
voranzutreiben. Jeder von Ihnen bringt diese 
Geschichten mit und wir können voneinander 
lernen“, meinte sie.

Der Präsident des Europäischen  Ausschusses 
der Regionen, Vasco Cordeiro, erklärte, dass die 
Prioritäten der Kohäsionspolitik darin bestünden, 
die Klima- und Lebenshaltungskrisen zu bewälti-
gen und ukrainische Flüchtlinge zu unterstützen. 
Um sicherzustellen, dass die Kohäsionspolitik 
zukünftigen Herausforderungen gerecht werden 
könne, seien Partnerschaften und Rechenschafts-
pfl ichten ebenso erforderlich wie ein Ausgleich 
zwischen Flexibilität und Vorhersehbarkeit. „Wir 
müssen auf allen Regierungsebenen zusammen-
arbeiten, um echte Auswirkungen zu erzielen. 
Regionen und Städte sind entscheidende Akteure 
für die Anpassung an den Klimawandel wie auch 
für dessen Eindämmung“, sagte er.

Der Vorsitzende des Ausschusses für regiona-
le Entwicklung des Europäischen Parlaments, 
Younous Omarjee, und die Vizepräsidentin des 
Europäischen Parlaments, Pina Picierno, hielten 

HERAUSFORDERUNGEN UND LÖSUNGEN: RÜCKBLICK AUF DIE #EUREGIONSWEEK 2023

Die Zukun�  der 
Kohäsionspolitik gestalten

ebenfalls Grundsatzreden. Sie sprachen über die 
Notwendigkeit, dem Nationalismus entgegenzu-
treten, die spezifi schen Bedürfnisse jeder Region 
zu berücksichtigen und – nicht zuletzt auch bei 
den Europawahlen 2024 – auf die Bedeutung 
der Kohäsionspolitik hinzuweisen. Gewählte 
Vertreter aus ganz Europa machten auf Heraus-
forderungen wie Mittelzuweisung, Mobilität und 
Krisenmanagement aufmerksam.

Und Vertreter jeder Fraktion im AdR waren 
aufgerufen, den Teilnehmer:innen ihren jewei-
ligen Standpunkt oder zumindest die Essenz des 
Standpunkts – viel mehr war in zwei Minuten 
Redezeit auch nicht drin – darzulegen.

Für die Grünen sprach Florian Wunsch, 
Europabeauftragter und Bezirksrat in der Wiener 
Josefstadt. Er bezog sich vor allem auf die „Kon-
ferenz Zukunft Europa“, in der jeder Bürger, jede 
Bürgerin eigene Vorstellungen von einer neuen 
EU einbringen könne. Heraus kam vor allem, 
dass die wichtigsten Akteure eines der wich-
tigsten EU-Gremien nicht demokratisch gewählt 
sind, sondern bestimmt werden: jene der Euro-
päischen Kommission, der es obliegt, Gesetze 
auf den Weg zu bringen. Das Europäische Parla-
ment und seine beratende Organisation AdR, 
wo wirklich gewählte Vertreter sitzen, haben in 
diesem Prozess lediglich nachrangige Bedeutung. 
Beispielsweise sollte das Parlament künftig allen 
Gesetzesentwürfen zustimmen müssen. Eigent-
lich sollte das üblich sein, ist es aber nicht.

Das ist im Wesentlichen der alte Wunsch nach 
einer Stärkung der Rolle des EU-Parlaments. 
Angeschlossen ist die Forderung, der Stimme 
der Regionen und Kommunen – also dem AdR – 

Seit ihrer Grün-
dung hat die 
Kohäsionspolitik 
eine zentrale Rolle 
gespielt, um die 
negativen Aus-
wirkungen der 
verschiedenen 
Krisen der letz-
ten Jahre abzu-
mildern.“
Elisa Ferreira, Kommissarin 
für Kohäsion und Reformen

EUROPA
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Ganz links: Emma Blain, Mitglied des 
Dun Laoghaire County Councils aus Ir-
land, diskutierte mit Balazs Szechy, MEP, 
Lewis Dijkstra von der DG Regio und 
Frida Nilsson, Stadträtin von Nidköping 
in Schweden, über die Situation acht 
Monate vor den EU-Wahlen 2024.
Links: Florian Wunsch
Unten links: Düsteres Bild – 167 von 
414 Anwesenden waren der Meinung, 
dass sich seit 2019 das Interesse an der 
EU nicht erhöht habe. 
Unten Mitte: Peter Schobesberger, 
Bürgermeister von Vöcklabruck, war im 
Rahmen des Programms YEP – Young 
Elected Politicians – erstmals in Brüssel.
Unten: Unverzichtbar – die Meister der 
Kommunikation in Brüssel sind die 
Dolmetscher:innen. 
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Rechts: Vasco 
Cordeiro, Präsident 

des Europäischen 
Ausschusses der 

Regionen, und Elisa 
Ferreira, Kommis-

sarin für Kohäsion 
und Reformen, er-

öff neten die Woche 
der Regionen.
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Oben: Viel Jugend an einem Platz 
versammelt bringt neben neuen 
Eindrücken und Ideen auch neue 
Fotomotive – erfreulich anders.

Rechts: So oft  ist man nicht im 
Plenarsaal des Europäischen Parla-
ments in Brüssel: Der Autor musste 
ein Selfi e machen. Und jeder, der 
nach Brüssel kommt, sollte sich die 
Chance nicht entgehen lassen, die 
EU zu besuchen – sie steht für Be-
sucher und vor allem die Bürgerin-
nen und Bürger Europas off en.

deutlich mehr Gewicht zu geben. „Nur so“, meint 
Wunsch, „wird es Europa schaff en, auch bei 
den Bürgerinnen und Bürgern mehr beachtet zu 
werden und künftig auch mehr Zustimmung zu 
erfahren.“ Und es wäre auch eine Erfüllung der 
Bürgerwünsche, wie sie in der „Konferenz 
Zukunft  Europa“ formuliert wurden. Mehr erfah-
ren Sie auf der Website kommunal.at.

Jugendliche Beteiligung. Eines der bemerkens-
wertesten Details an der Woche der Regionen 
war die rege Beteiligung von Jugendlichen aus 
ganz Europa. Deutlich mehr als die Hälfte der 
rund 10.000 Teilnehmer:innen war Anfang 
zwanzig - und dementsprechend herzerfrischend 
locker ging es teils zu. Dabei hatten die „Jungen“ 
– viele kamen über das AdR-Programm YEP 
(Young Elected Politicians) nach Brüssel – durch-
aus ernste Vorstellungen, Anliegen und Wünsche 
an die EU und die Kohäsionspolitik. 

So auch der Vöcklabrucker Bürgermeister 
Peter Schobesberger, bei dem der Brüsseler 
„Wow-Eff ekt“ voll eingeschlagen hat. Europa 
oder besser die EU sei, so Schobesberger, auch 
deshalb so wichtig, wenn man sich vor Augen 
halte, wie sehr jetzt schon von anderen Mächten 
(Russland, China, Indien, den USA) vor allem in 
den ärmeren Regionen Europas Einfl uss genom-
men werde: „Die Delegierte der französischen 
Region Mayotte* hat erzählt, dass mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung ihrer Region unter der 
Armutsgrenze lebt. Da braucht es einen starken 
Background, um diese Einfl üsse draußen zu hal-
ten, eben die EU. Realistisch wird es aber nicht 
umsetzbar sein, dass von den reichen Regionen 
viel Geld zu den ärmeren umgeschichtet wird.“

Im Parlamentsgebäude sitzen 705 Abgeordne-
te aus 27 europäischen Staaten. Jedes gesproche-
ne Wort wird synchron in 26 Sprachen über-
setzt. „Ich fi nde das großartig. Mein Opa hat im 
Zweiten Weltkrieg vier Brüder verloren. Heute 
sitzt man in einem Saal und redet sich die Dinge 
aus, anstatt mit Giftgas und Bombenteppichen 
Menschen zu vernichten. Das wird leider zu oft 
vergessen“, so Schobesberger. 

Ein „Europa der unterschiedlichen Geschwin-
digkeiten“ sieht Schobesberger dagegen kritisch. 
Die Möglichkeit einzelner Staaten, Beschlüsse zu 
verhindern, tue zwar oft weh, dadurch würden 

* Anm.: Mayotte gehört zu einem Archipel im Indischen Ozean zwischen 
Madagaskar und der Küste von Mosambik. Es ist ein französisches Übersee-
Département und damit eine Region Frankreichs.
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Links unten: Rege Akti-
vität herrschte auch in 
den Repräsentanzen der 
Bundesländer in  Brüssel. 
Im Steiermark-Haus 
wurde beispielsweise der 
1. Europa-Sonderpreis 
des Bewerbs  „prima la 
musica“ für junge Mu-
siker vorgestellt. Und 
im Tirol-Haus fand ein 
Kamingespräch mit LH 
Mattle und Österreichs 
Botschaft er bei der EU, 
Franz Wirtenberger, statt.

EUROPA

jedoch Gespräche erzwungen. „Man muss auf-
einander zugehen. Irgendwann gibt es dann ein 
Fenster, in dem eine Entscheidung möglich wird. 
Das ist wie im Gemeinderat“, schmunzelt der 
Vöcklabrucker Bürgermeister. „Als kleines Land 
haben wir keine Stimme in der Welt. Es ärgert 
mich, wenn Menschen auf die EU hinhauen. Die 
EU ist unsere gemeinsame Stimme – Populisten 
sind der Kehlkopfkrebs dieser Stimme.“

Auch zur „Green Economy“ hat der gelernte 
Maschinenbauer eine klare Meinung: Das könne 
im Grunde nur funktionieren, wenn die EU – 
die über eine große Marktmacht verfüge – die 
klimaschädlich hergestellten Produkte dem-
entsprechend sanktioniere (Stichwort Carbon 
Border Tax).

Später diskutierten bei einer Bürgerdialog-
veranstaltung vier junge Menschen, die in ihren 
Heimatregionen geblieben waren, und vier, die 
gegangen waren, mit Kommissarin Ferreira über 
ihre Entscheidungen. Diejenigen, die geblieben 
waren, äußerten den Wunsch, lokale Talente 
zu fördern und Veränderungen herbeizuführen. 
Diejenigen, die gegangen waren, taten dies auf-
grund von Faktoren wie niedrigen Löhnen, man-
gelnden Arbeits- und Studienmöglichkeiten und 
schlechten Verkehrsverbindungen.

Vorurteile über Regionen, die stagniert haben, 
bedeuten, dass es diesen schwerfällt, Talente an-
zuziehen. Kommissarin Ferreira sagte zu solchen 
Regionen: „Es fehlt das, was sie wachsen lassen 
könnte, und das ist die Energie junger, qualifi -
zierter Menschen.“

Journalismuspreis. Der Megalizzi-Niedzielski-
Preis, benannt im Gedenken an Antonio Mega-
lizzi und Bartek Piotr Orent-Niedzielski – zwei 
Journalisten, die 2018 bei einem terroristischen 
Angriff  in Straßburg ermordet wurden –, zeich-
net aufstrebende Journalisten aus, die sich zur 
EU und ihren Werten bekennen.
Die Preisträgerinnen des diesjährigen Journa-
lismuspreises waren Olena Martyniuk aus der 
Ukraine und Antonina Lozanova aus Bulgarien. 
Der Fotojournalismuspreis ging an Sara Fačko 
aus Kroatien.
Kommissarin Ferreira betonte die Bedeutung 
einer freien Presse und forderte die neun Fina-
listen auf, „das helle Tageslicht der Wahrheit in 
jede Ecke unseres europäischen Zuhauses zu 
bringen“.

Großes Finale. In der Abschlusssitzung berichte-
ten Vertreter lokaler und regionaler Regierungen 
sowie Verbände aus ganz Europa über die sechs 
thematischen Sitzungen der EURegionsWeek. 
Dabei ging es um den postindustriellen  Wandel, 
Energieverschiebungen, die Bindung von Talen-
ten, soziale Innovation, kleine und mittlere 
städtische Zentren und grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit sowie bewährte Praktiken aus 
Städten und Regionen.

Hinsichtlich der besseren Umsetzung und 
Entwicklung der Kohäsionspolitik kamen die 
Teilnehmer zu dem Schluss, dass entsprechen-
de Ansätze auf die spezifi schen Bedürfnisse der 
Orte reagieren und inklusiv sein müssten.

Zum Abschluss der Woche sagte Präsident 
Cordeiro, er stelle sich eine Kohäsionspolitik 
vor, die besser und einfacher sowie in der Lage 
sei, unvorhergesehene Ereignisse anzugehen, 
und dennoch eine langfristige Investitionspolitik 
bleibe.

„Ich sehe eine Kohäsionspolitik, an der – 
nicht nur bei der Umsetzung, sondern auch 
bei der Gestaltung von Projekten – Städte und 
Regionen beteiligt sind“, fügte Kommissarin Fer-
reira hinzu. Obwohl die Kohäsionspolitik „nicht 
perfekt“ sei, zeige die Woche, dass die EU die 
Mittel habe, Chancen für alle zu schaff en.

Die Verbesserung der Kohäsionspolitik durch 
Lehren aus dem Erfahrungsschatz der Wieder-
aufbau- und Resilienzfazilität (RRF) wurde an-
schließend von den Mitgliedern des Ausschusses 
der Regionen und den MEPs bei einer Veran-
staltung erörtert, die von der Cohesion Alliance 
gefördert wurde: einer EU-weiten Koalition 
derjenigen, die überzeugt sind, dass die Kohä-
sionspolitik auch in Zukunft ein Eckpfeiler der 
EU sein muss. Die starke Verbindung zwischen 
Investitionen und Reformen sowie das leistungs-
orientierte Umsetzungsmodell seien die Schlüs-
selfunktionen des RRF, die evaluiert und für die 
Gestaltung der zukünftigen Kohäsionspolitik in 
Betracht gezogen werden müssten. 

Der Autor ist Chefredakteur von KOMMUNAL. Der Besuch 
der Woche der Regionen in Brüssel wurde mit Unterstüt-
zung des AdR möglich. Mehr Berichte sowie Links zu viel 
mehr Bildern und weiteren Berichten fi nden Sie auf 
kommunal.at/die-zukunft -der-kohaesionspolitik-
gestalten

LINK ZUR 
„KONFERENZ 

ZUKUNFT EUROPA“
 

www.consilium.
europa.eu/de/policies/

conference-on-the-
future-of-europe/ 
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klimaaktiv mobil

Lückenschluss im Radverkehr
Radfahren bringt’s – vorausgesetzt, es gibt ein gut ausgebautes, durchgängiges Rad-
wegenetz. Bei der gesamtheitlichen Planung unterstützt klimaaktiv mobil, die Initiative 
des Klimaschutzministeriums (BMK). Zur Finanzierung stehen Förderungen und 
Zuschüsse des Bundes bereit.

„Wir haben schon so viele 
Radwege, aber die Leute nut-
zen sie nicht! Warum sollen 
wir dann noch mehr bauen?“ 
Dieser Satz beschreibt eine 
Situation, die in der Praxis 
immer wieder vorkommt. 
Grund dafür: Radwege und 
Radwegenetze werden ten-
denziell noch eher zufällig 
und nur stückweise als im 
Rahmen einer ganzheitlichen 
Radnetzplanung ausgebaut. 
Dabei geht viel Geld verloren, 
wie wissenschaft lich fundierte 
Netzwerkanalysen und Simu-
lationen zeigen. Ein Ausbau 
auf Raten kostet demnach 
mindestens dreimal so viel wie 
eine die ganze Stadt umfas-
sende Radwegestrategie. 

Damit Radwege gerne und 
häufi g befahren werden 
und als echte Alternative zum 

fossil betriebenen Autoverkehr 
genutzt werden, müssen sie 
vor allem durchgängig sein 
und eine kritische Menge an 
Wegen, Verbindungen, Schnell-
routen und Anbindungsstellen 
an den öff entlichen Verkehr 
aufweisen. Die bauliche 
Gestaltung und Geschwindig-
keitsregelungen für den 

Gesamtverkehr spielen ebenso 
eine wichtige Rolle. Dies alles 
zu planen, ist kein einfaches 
Unterfangen. Deshalb steht 
das Beratungsprogramm von 
klimaaktiv mobil, der Initia-
tive des Klimaschutzministe-
riums, interessierten Städten, 
Gemeinden und Regionen 
kostenlos zur Seite. 

Zusätzlich gibt es fi nanzi-
elle Unterstützung durch 
attraktive Förderungen des 
Bundes. Städte und Gemein-
den, die sich im Rahmen von 
klimaaktiv mobil für ein 
regionales Radnetzausbaupro-
gramm mit einer ganzheit-
lichen Planung entscheiden, 
können für die Umsetzung der 
Maßnahmen bis zu 50 Prozent 
Bundesförderung lukrieren. 
Der Eigenmittelanteil für 
Gebietskörperschaft en liegt bei 
nur 15 Prozent. Zur Deckung 
des Eigenmittelanteils und 
darüber hinaus bis maximal 
50 Prozent der Gesamtpro-
jektkosten können Zweckzu-
schüsse aus dem Kommunalen 
Investitionsprogramm (KIP) 
2023 herangezogen werden. 
Die Bundesförderung ist auch 
mit Landesförderungen kom-
binierbar. 

JobRad statt Dienst-Auto
Mit dem JobRad können Gemeinden ihre Bediensteten dabei 
unterstützen, ihre Dienst- und Arbeitswege gesund und umwelt-
freundlich zurückzulegen. Die Mitarbeitenden bezahlen für die 
Fahrradnutzung einen monatlichen Beitrag an die Gemeinde. 
Nach Ende der Abschreibungsdauer kann das Dienstrad zu einem 
symbolischen Restwert, zum Beispiel zehn Euro, von der Gemeinde 
erworben werden. 

Nähere Informationen und Möglichkeiten zur geförderten Anschaf-
fung von E-Bikes, Transporträdern und Falträdern: 
www.umweltfoerderung.at/gemeinden  
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Mehr Infos
Mobilitätsmanagement für 
Städte, Gemeinden und Regionen
komobile – HERRY Consult

Tel:    +43 7612 70911-13
Mail: kommunal@klimaaktivmobil.at
Web: klimaaktivmobil.at/kommunal
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Jede Radfahrt zählt!

Radfahren ist nicht nur eine klimaschonende und 
gesunde Art der Fortbewegung, sondern macht 
auch Spaß. Genau diesen Spaßfaktor nutzt die 
bundesweite Mitmach-Aktion „Österreich radelt“ 
des Klimaschutzministeriums. Städte und Gemein-
den können sich als Veranstalter:innen anmelden 
und ihre Bürger:innen zum Mitmachen motivie-
ren. Die nächste Challenge ist „Winterradeln“. Am 
11. November 2023 geht’s los! 

Information und Anmeldung: radelt.at 

Weg vom Gas für mehr Spaß 
„Mir ist Radfahren im Alltag zu unsicher“ ist ein gewichtiges Argu-
ment, das potenziell Radfahrinteressierte davon abhält, sich auf 
den Drahtesel zu schwingen. Die fl ächendeckende Einführung von 
Tempo 30 im Ortsgebiet könnte Abhilfe schaff en. 

 
Die Vorteile von Tempo 30

 ≤ Unfälle können verhindert und Leben 
gerettet werden, denn der Anhalteweg 
bei Tempo 30 reduziert sich gegenüber 
Tempo 50 um mehr als die Hälft e. 
Laut VCÖ-Berechnungen sinkt bei 
Tempo 30 die Anzahl der Verletzten 
bei Unfällen sogar um 19 Prozent.

 ≤ Emissionen, vor allem von Lärm, werden 
verringert. Die Reduktion von Tempo 50 
auf 30 wird vom Menschen als Halbierung 
des Verkehrs wahrgenommen.

 ≤ Durch die Einführung von Tempo 30 nehmen wir die Umgebung als 
sicherer und attraktiver wahr. Dadurch sind die Menschen häufi ger mit 
dem Fahrrad und zu Fuß unterwegs, was sich positiv auf die Gesundheit 
auswirkt. VCÖ-Berechnungen zeigen außerdem, dass Kinder in Tempo-30-
Zonen durchschnittlich 20 Minuten länger pro Tag im Freien spielen.

 ≤ Tempo 30 verbessert die Lebens- und Aufenthaltsqualität im öff entlichen 
Raum. Das stärkt auch den Einzelhandel und die Nahversorgung im Ort. 

 ≤ Bei Tempo 30 werden bis zu 41 Prozent weniger Straßenfl ächen benötigt, 
weil keine Fahrbahnverbreiterungen und keine eigenen Radwege im Sinne 
des Trennprinzips erforderlich sind (siehe Grafi k). Das bedeutet auch weni-
ger Bodenversiegelung. 

Warum sind immer 
mehr Gemeinden für Tempo 30?

Die wichtigsten Antworten darauf hören Sie im 
aktuellen klimaaktiv-Podcast unter gemeinsam.
klimaaktiv.at/podcast. Wenn Sie ebenfalls 
Tempo 30 einführen und sich einen Überblick über 
Förderungen verschaff en möchten, steht Ihnen das 
klimaaktiv mobil Beratungsprogramm „Mobilitäts-
management für Städte, Gemeinden und Regionen“ 
zur Verfügung.

TIPP: 
Um sicheres Rad-fahren im Mischverkehr zu gewährleisten, werden neben Tempo 30 auch verkehrsberuhigende Maßnahmen wie Markierungen, Pfl an-zentröge, Anpassung der Vorrangregelung oder soziale Kontrolle durch fl exible Ge-schwindigkeitsanzeigen empfohlen. Bei der Umsetzung von baulichen Maßnah-men unterstützt Sie gerne das Bera-tungs- und Förderangebot von klimaaktiv mobil. 

.

Mischen oder trennen?
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ÖSTERREICHISCHE APOTHEKERKAMMER

Impfen in der Apotheke: 
Ho� entlich bald

Es ist Herbst, Grippe- oder 
COVID-19-Au� rischungs-
impfungen stehen an. 

Das ließe sich gleich in der 
Apotheke ums Eck erledigen. 
Bundesweit stehen rund 
2.000 Apothekerinnen und 
Apotheker mit absolvierter 
Impfausbildung bereit. Noch 
aber warten sie auf die Erlaub-
nis der Politik, Impfungen in 
Apotheken durchzuführen.

Nichts als Pluspunkte. Die 
Vorteile des Impfens in der 
Apotheke liegen auf der Hand: 
Die langen, kundenfreund-
lichen Ö� nungszeiten der 
Apotheken machen es den 
Menschen leicht, eine Apothe-
ke aufzusuchen. Urlaube und 
sonstige Schließzeiten gibt es 
keine. 

Aber es ist nicht nur die 
Zeit, sondern auch der Ort: Die 
Apotheken sind, gut durch-
dacht, fl ächendeckend über 
ganz Österreich verteilt, sodass 
man die nächste Apotheke 
zumeist in wenigen Minuten 
erreicht. Dort ist auch der 
Impfsto�  lagernd, was extrem 
praktisch ist, denn dadurch 
entfällt das Hin- und Her-
Pilgern zwischen Apotheke 
und Arztpraxis – von etwaigen 

nervigen Wartezeiten ganz zu 
schweigen. 

Internationale Vorbilder. In 
Dutzenden Ländern weltweit, 
darunter viele in Europa, ist 
das Impfen in der Apotheke 
bereits gang und gäbe. Und 
das mit großem Erfolg. Denn 
in diesen Ländern zeigt sich 
ein weiterer großer Vorteil: Die 
Durchimpfungsrate in der Be-
völkerung steigt. Der Grund ist 
der niederschwellige, service-
orientierte und unkomplizierte 
Zugang zum Impfen, den die 
Apotheken bieten. Dadurch 
können Personen erreicht wer-
den, die bisher von den beste-
henden Möglichkeiten keinen 
Gebrauch gemacht haben.

Breite Front an Befürwor-
tern. Immer mehr prominente 
Persönlichkeiten des ö� ent-
lichen Lebens in Österreich 
sprechen sich für das Impf-
angebot der Apothekerscha�  
aus. Neben Gesundheitsminis-
ter Johannes Rauch, der den 
Vorstoß der Apothekerscha�  
schon seit Jahren unterstützt, 
haben sich dazu zuletzt die 
Präsidentin des Österreichi-
schen Seniorenbundes, Ingrid 
Korosec, sowie Peter Kostelka, 

Präsident des Pensionistenver-
bandes Österreichs, ö� entlich 
zu Wort gemeldet. Gerade 
für ältere Menschen seien 
nahe gelegene und einfach 
zugängliche Impfangebote 
essenziell, erklärte Korosec. 

Die Möglichkeit, zukün� ig 
Impfungen auch in Apothe-
ken zu erhalten, steigere die 
Impfquote in der Bevölke-
rung, was vor allem für den 
Schutz vulnerabler Gruppen 
unabdingbar sei. Für Kostelka 
sind die Apotheken für die 
ältere Generation schon jetzt 
eine zentrale gesundheitliche 
Anlaufstelle. Ein zusätzliches 
Impfangebot sei da nur „der 
nächste logische Schritt“. 

Auch Gerald Bachinger, 
Patientenanwalt Niederöster-
reichs, sieht im Impfangebot 
der Apothekerscha�  einen 
längst überfälligen Schritt, um 
die Durchimpfungsraten in 
Österreich zu steigern. Er sagt: 
„Je mehr Impfangebote es gibt, 
desto besser.“ Recht hat er.

Apothekerinnen und Apotheker stehen bereit, 
um die Menschen in den Apotheken zu impfen. 
Noch fehlt der Startschuss durch die Politik. Die 
Zahl der prominenten Befürworter steigt.
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In Dutzenden Ländern weltweit, darunter viele in Europa, ist 
das Impfen in der Apotheke bereits gang und gäbe. Und das 
mit großem Erfolg.

MEHR INFOS 
Österreichische 
Apothekerkammer
Spitalgasse 31, 1090 Wien
Tel.: +43 1 404 14-100
Mail: 
info@apothekerkammer.at
Web: 
www.apothekerkammer.at
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ÖSTERREICHISCHE APOTHEKERKAMMER

Impfen in der Apotheke: 
Ho� entlich bald

Es ist Herbst, Grippe- oder 
COVID-19-Au� rischungs-
impfungen stehen an. 

Das ließe sich gleich in der 
Apotheke ums Eck erledigen. 
Bundesweit stehen rund 
2.000 Apothekerinnen und 
Apotheker mit absolvierter 
Impfausbildung bereit. Noch 
aber warten sie auf die Erlaub-
nis der Politik, Impfungen in 
Apotheken durchzuführen.

Nichts als Pluspunkte. Die 
Vorteile des Impfens in der 
Apotheke liegen auf der Hand: 
Die langen, kundenfreund-
lichen Ö� nungszeiten der 
Apotheken machen es den 
Menschen leicht, eine Apothe-
ke aufzusuchen. Urlaube und 
sonstige Schließzeiten gibt es 
keine. 

Aber es ist nicht nur die 
Zeit, sondern auch der Ort: Die 
Apotheken sind, gut durch-
dacht, fl ächendeckend über 
ganz Österreich verteilt, sodass 
man die nächste Apotheke 
zumeist in wenigen Minuten 
erreicht. Dort ist auch der 
Impfsto�  lagernd, was extrem 
praktisch ist, denn dadurch 
entfällt das Hin- und Her-
Pilgern zwischen Apotheke 
und Arztpraxis – von etwaigen 

nervigen Wartezeiten ganz zu 
schweigen. 

Internationale Vorbilder. In 
Dutzenden Ländern weltweit, 
darunter viele in Europa, ist 
das Impfen in der Apotheke 
bereits gang und gäbe. Und 
das mit großem Erfolg. Denn 
in diesen Ländern zeigt sich 
ein weiterer großer Vorteil: Die 
Durchimpfungsrate in der Be-
völkerung steigt. Der Grund ist 
der niederschwellige, service-
orientierte und unkomplizierte 
Zugang zum Impfen, den die 
Apotheken bieten. Dadurch 
können Personen erreicht wer-
den, die bisher von den beste-
henden Möglichkeiten keinen 
Gebrauch gemacht haben.

Breite Front an Befürwor-
tern. Immer mehr prominente 
Persönlichkeiten des ö� ent-
lichen Lebens in Österreich 
sprechen sich für das Impf-
angebot der Apothekerscha�  
aus. Neben Gesundheitsminis-
ter Johannes Rauch, der den 
Vorstoß der Apothekerscha�  
schon seit Jahren unterstützt, 
haben sich dazu zuletzt die 
Präsidentin des Österreichi-
schen Seniorenbundes, Ingrid 
Korosec, sowie Peter Kostelka, 

Präsident des Pensionistenver-
bandes Österreichs, ö� entlich 
zu Wort gemeldet. Gerade 
für ältere Menschen seien 
nahe gelegene und einfach 
zugängliche Impfangebote 
essenziell, erklärte Korosec. 

Die Möglichkeit, zukün� ig 
Impfungen auch in Apothe-
ken zu erhalten, steigere die 
Impfquote in der Bevölke-
rung, was vor allem für den 
Schutz vulnerabler Gruppen 
unabdingbar sei. Für Kostelka 
sind die Apotheken für die 
ältere Generation schon jetzt 
eine zentrale gesundheitliche 
Anlaufstelle. Ein zusätzliches 
Impfangebot sei da nur „der 
nächste logische Schritt“. 

Auch Gerald Bachinger, 
Patientenanwalt Niederöster-
reichs, sieht im Impfangebot 
der Apothekerscha�  einen 
längst überfälligen Schritt, um 
die Durchimpfungsraten in 
Österreich zu steigern. Er sagt: 
„Je mehr Impfangebote es gibt, 
desto besser.“ Recht hat er.

Apothekerinnen und Apotheker stehen bereit, 
um die Menschen in den Apotheken zu impfen. 
Noch fehlt der Startschuss durch die Politik. Die 
Zahl der prominenten Befürworter steigt.
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In Dutzenden Ländern weltweit, darunter viele in Europa, ist 
das Impfen in der Apotheke bereits gang und gäbe. Und das 
mit großem Erfolg.

MEHR INFOS 
Österreichische 
Apothekerkammer
Spitalgasse 31, 1090 Wien
Tel.: +43 1 404 14-100
Mail: 
info@apothekerkammer.at
Web: 
www.apothekerkammer.at
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Details und Anmeldung aufDetails und Anmeldung auf
kommunal.at/webinare
Melden Sie sich dort auch direkt für unserenMelden Sie sich dort auch direkt für unseren
Webinar-Newsletter an, um keine Termine zu verpassen!

Modul 2
Am 16. November 2023

Menschliche 
Professionalität in 
der Kommunalverwaltung

NEUE REIHE

Der erfahrene Führungskräftetrainer und Kommuni-
kationsexperte Alexander Riedler setzt sich intensive 
mit Fragen auseinander: Warum sind Diversität und 
Teamarbeit wichtig, aber nicht immer der effi zienteste 
Ansatz? Wo steht die Führungskraft im Team? Was ist 
der Unterschied zwischen einer Bande, einer Crew und 
einem Team und welche Fallstricke lauern dahinter? 
Oder wie und warum entstehen Gruppendynamiken?

•
WEBINARREIHE
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ÄRZTLICHE HAUSAPOTHEKEN

Absichern für 
Versorgungssicherheit
Welche Rolle die ärztlichen Hausapotheken beim 
Ausbau von Primärversorgungseinheiten und dem 
Kassenärztemangel spielen, erzählen Edgar Wutscher, 
Vizepräsident der Österreichischen Ärztekammer und 
Obmann der Bundeskurie niedergelassene Ärzte, 
und Silvester Hutgrabner, Leiter des ÖÄK-Referats für 
Hausapotheken und Medikamentenangelegenheiten.

B is 2025 sollen in Ös-
terreich 121 Primär-
versorgungseinheiten 

eingerichtet werden. Zudem 
verspricht die Regierung 
100 neue Kassenarztstellen bis 
Jahresende. Gleichzeitig sind 
heute knapp 300 Kassenstel-
len unbesetzt – davon 179 in 
der Allgemeinmedizin. 

Inwiefern spielen ärztliche 
Hausapotheken bei den 
angekündigten gesundheits-
politischen Maßnahmen 
eine Rolle?
WUTSCHER: Zu den Zielen, 
die durch den Ausbau von 
 Primärversorgungseinheiten 
genannt werden, gehört 
aus unserer Sicht auf jeden 
Fall eine angeschlossene 
Arzneimittel-Abgabestelle. 
Das hat mehrere Gründe, 
unter anderem werden 
dadurch gerade am Land den 
Patienten viele Verkehrswege 
erspart. Dieser ökologische 
Aspekt sollte eigentlich – ins-
besondere bei einem grünen 

Gesundheitsminister – mehr 
beachtet werden. Durch ärzt-
liche Hausapotheken werden 
jährlich Millionen Fahrkilome-
ter eingespart und der damit 
verbundene CO₂-Ausstoß 
gesenkt. 
HUTGRABNER: Durch die direk-
te Medikamentenabgabe wird 
natürlich auch das Infektions-
geschehen massiv reduziert 
und die Patienten erhalten 
Diagnose und Therapie aus 
einer Hand. Wir benötigen Ver-
sorgungssicherheit am Land 
– und die ist aktuell aufgrund 
des veralteten Apothekenge-
setzes nicht gegeben.
WUTSCHER: Wenn Ärzte sich 
überlegen, sich zu einem 
Primärversorgungsnetzwerk 
– und diese Form von Primär-
versorgungseinheiten ist am 
Land sinnvoll – zusammenzu-
schließen, dann verlieren diese 
Ärzte womöglich ihre Haus-
apotheken. Das liegt daran, 
dass die Rechtslage unklar ist 
und damit keine Planungs-
sicherheit besteht.

HUTGRABNER: Solange das 
nicht geregelt ist, wird im länd-
lichen Raum die Wahrschein-
lichkeit gegen null gehen, dass 
Primärversorgungsnetzwerke 
entstehen. Wir wollten uns zu 
fün�  zu einem Primärversor-
gungsnetzwerk zusammen-
schließen, wovon vier Ärzte 
eine ärztliche Hausapotheke 
führen. Das Risiko, dass uns 
aufgrund des rechtsunsiche-
ren Raums die Hausapotheke 
weggenommen wird, hat aber 
dazu geführt, dass wir uns 
nicht zusammenschließen. 
Die Rechtslage passt nicht 
zum heutigen System und ist 
einfach anachronistisch. 

Was müsste noch geändert 
werden?
WUTSCHER: Wir wollen 
sicherstellen, dass bestehen-
de ärztliche Hausapotheken 
auch weiter bestehen können, 
damit die medizinische Versor-
gung erhalten bleibt und wir 
dadurch die Abwanderung am 
Land zumindest nicht fördern. 

Das Risiko, dass 
uns aufgrund des 
rechtsunsicheren 
Raums die Haus-
apotheke wegge-
nommen wird, hat 
aber dazu geführt, 
dass wir uns nicht 
zusammenschlie-
ßen.“
Silvester Hutgrabner über 
den Plan, sich zu fün�  zu einem 
Primärversorgungsnetzwerk 
zusammenzuschließen, wobei 
vier Ärzte eine ärztliche Haus-
apotheke führen

44 // KOMMUNAL   11/2023

POLITIK & RECHT    



SPONSORED CONTENT

Eine Jungfamilie wird auch 
nicht in eine Gemeinde ziehen, 
in der kein Arzt verfügbar 
ist. Und ein junger Arzt wird 
seltener eine Kassenstelle 
annehmen, wenn er keine 
ärztliche Hausapotheke führen 
kann. Wir sind im Austausch 
mit vielen Bürgermeistern, die 
uns erzählen, dass es o�  wahl-
entscheidend ist, ob ein Arzt 
für die Gemeinde gefunden 
werden kann oder nicht.
HUTGRABNER: Das Apotheken-
gesetz hat in den vergangenen 
Jahren dazu geführt, dass 
viele ärztliche Hausapotheken 
schließen mussten. Früher 
gab es noch einen Gleichstand 
zwischen der Anzahl an öf-
fentlichen Apotheken und den 
Hausapotheken, das Verhältnis 
hat sich aber deutlich zuguns-
ten der ö� entlichen Apothe-
ken verschoben. 

Wie kann verhindert 
werden, dass die Zahl der 
ärztlichen Hausapotheken 
weiter sinkt?

WUTSCHER: Dazu muss das 
Apothekengesetz angepasst 
werden. Das Problem ist, 
dass ein hausapothekenfüh-
render Arzt per Gesetz die 
Bewilligung verliert, sobald 
eine ö� entliche Apotheke im 
Umkreis von vier Straßen-
kilometern neu errichtet wird. 
Neu gegründete Ordinationen 
können keine Hausapotheken-
bewilligung bekommen, wenn 
in der Gemeinde schon eine 
ö� entliche Apotheke besteht 
bzw. die neue Ordination nicht 
mindestens sechs Kilometer 
von der Apotheke entfernt ist. 
Das liegt an der nicht mehr 
zeitgemäßen Gesetzgebung, 
die auch von der Bundeswett-
bewerbsbehörde mehrfach 
kritisiert wurde.
HUTGRABNER: Wir wollen ja 
nicht, dass die Apotheken ab-
gescha�   werden, sondern den 
bewährten Bestand der ärztli-
chen Hausapotheken erhalten. 
Deshalb sollte der betre� ende 
Paragraph im Apotheken-
gesetz ersatzlos gestrichen 

werden. Wir wünschen uns ein 
duales System mit friedlicher 
Koexistenz beider Berufsgrup-
pen.

Die Apothekerkammer 
befürchtet aber, dass damit 
viele Apotheken schließen 
müssten. Wie sehen Sie das?
WUTSCHER: In der Schweiz 
können die Kantone per Volks-
abstimmung das Dispensier-
recht für Ärzte beschließen. 
Dort, wo Ärzte Medikamente 
abgeben, ist uns kein Fall 
bekannt, dass dies zu Apothe-
kenschließungen geführt hat. 
HUTGRABNER: Es ist ein 
Kampf gegen Windmühlen, 
weil es hier um politische Ent-
scheidungen geht. Ich verstehe 
aber nicht, wieso die Politik 
sich hier so sträubt. Schließlich 
geht es um die Verbesserung 
der medizinischen Versorgung 
im ländlichen Raum. Landarzt-
stellen würden durch diese Än-
derungen deutlich attraktiver 
und so können wieder mehr 
Landärzte gewonnen werden.

MEHR INFOS 
Mag. Sophie Niedenzu, MSc
Stv. Leiterin Ö� entlichkeits-
arbeit der Österreichischen
Ärztekammer
Weihburggasse 10–12
1010 Wien
+43 1 51406-3316
s.niedenzu@aerztekammer.at
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Das Problem ist, 
dass ein hausapothe-
kenführender Arzt 
per Gesetz die Bewil-
ligung verliert, so-
bald eine ö� ent-
liche Apotheke im 
Umkreis von vier 
Straßenkilome-
tern neu errichtet 
wird.“
Edgar Wutscher zur Wunsch-
änderung der Ärztekammer, 
damit mehr Primärversorgungs-
einheiten errichtet werden 
können
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Kompass 
durch den 
Förderdschungel
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Kompass 
durch den 
Förderdschungel

Welche Förderungen gibt es überhaupt – und welche 
davon können wir als Gemeinde in Anspruch nehmen? 
Vor dieser Frage stehen praktisch alle kommunalen 
Entscheidungsträger in Österreich. 
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men. Währenddessen entwickelt sich die Welt 
weiter, was dazu führt, dass die ursprünglichen 
Fördermittel mitunter nicht mehr den aktuellen 
Bedürfnissen entsprechen. Gemeinden brauchen 
in der Zwischenzeit schon etwas ganz anderes 
an Förderungen als das, was angeboten wird. 
Das führt in Folge dazu, dass die Fördermittel 
in solchen Fällen oft gar nicht abgeholt werden. 
Hier ist die Zusammenarbeit mit Unternehmen 
und Gemeinden von entscheidender Bedeutung. 
Die Lösung sei die Kooperation mit denen, die 
„investieren wollen und müssen“, meint der 
Geschäftsführer des Klima- und Energie-
fonds, Bernd Vogl. 

Die Suche nach Förderungen in Öster-
reich ist nach wie vor eine komplexe Auf-
gabe, denn die Förderlandschaft ist hier-
zulande vielfältig. Die Gemeinden stehen 
vor der Aufgabe, sich in diesem Dschungel 
zurechtzufi nden, um die Unterstützung zu 
erhalten, die sie benötigen. Die Zusammen-
arbeit zwischen verschiedenen Akteuren, die 
Anpassung von Förderprogrammen an aktuelle 
Anforderungen und die Lösung von Netzinfra-
strukturproblemen sind entscheidende Schritte 
auf dem Weg zu einer erfolgreichen Umsetzung 
von grünen Projekten und innovativen Ideen. 
Gemeindemandatare müssen gut informiert 
sein und sich über die verfügbaren Förderungen 
und die jeweiligen Antragsverfahren im Klaren 
sein. Bei rund 3.000 verschiedenen Förderungs-

TEXT / ANDREAS HUSSAK

W ährend das Abholzen der Regen-
wälder weltweit Rekordausma-
ße angenommen hat, wuchert   
der Förderdschungel in Öster-
reich wie eh und je. Dummer-

weise bindet ausgerechnet er kein CO₂. Täte 
er es doch, wäre der Klimawandel womöglich 
gar kein � ema mehr. Gut, das mag vielleicht 
ein wenig übertrieben sein, doch das Dickicht, 
durch das sich Gemeinden schlagen müssen, 
um passende Förderungen erstens zu fi nden 
und zweitens zugesprochen zu bekommen, ist 
immens und der Aufwand dafür hoch.  

Förderungen an sich sind eigentlich keine 
schlechte Sache. Wenn der Markt allein nicht 
die politisch und gesellschaftlich gewünsch-
ten Ergebnisse liefert, hilft ihm der Staat mit 
Förderungen auf die Sprünge. Das Förderwesen 
in Österreich ist vielfältig und dient dazu, die 
Konjunktur anzukurbeln und Innovationen 
voranzutreiben, insbesondere im Kontext der 
Energie- und Mobilitätswende. Allerdings ist 
dieses System äußerst komplex und für  viele 
Gemeinden schwer zu durchblicken. Exakt 
864 Stellen auf verschiedenen Ebenen stellen 
Förderungen bereit, wobei allein im Energie- 
und Umwelt bereich mehr als 70 Organisationen 
in die Förderabwicklung involviert sind.

Eines der Hauptprobleme des Förderwesens 
ist der bürokratische Aufwand, der oft damit 
einhergeht. Klaus Frühmann, Generalbevoll-
mächtigter der Kommunalkredit Public Con-
sulting (KPC), wies im Zuge der Kommunalen 
Sommergespräche darauf hin, dass es in der 
Abwicklung von Förderungen immer einen Ziel-
konfl ikt gebe. Einerseits sollen die Fördermittel 
so gestaltet sein, dass sie einen Anreiz bieten, 
das gewünschte Ziel zu erreichen. Andererseits 
dürfen sie nicht so großzügig sein, dass ein Mit-
nahmeeff ekt entsteht. Während diese Balance 
zu fi nden das Hauptaugenmerk der Fördernden 
ist, wünschen sich Gemeinden und Projektträger  
vor allem eine einfache Abwicklung, die sich 
nicht in einem unübersichtlichen Bürokratie-
dschungel verliert.

Die Probleme hören jedoch nicht bei der Kom-
plexität auf. Es gibt auch Herausforderungen, die 
mit der langen Vorlaufzeit von Förderinitiativen 
einhergehen. Förderprogramme auf Schiene zu 
bringen, kann geraume Zeit in Anspruch neh-

Bernd Vogl, der Ge-
schäft sführer des Klima- 
und Energiefonds, trägt 

bei den Kommunalen 
Sommergesprächen in 
Bad Aussee seinen Teil 

dazu bei, den Förder-
dschungel ein wenig 

auszulichten. 

Förderungen 
in Österreich

864
aktive 

Abwicklungsstellen, 
die Förderungen auszahlen, gibt 

es aktuell in Österreich.
. 

FÖRDERUNGEN
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Jahre nach ihrer Einführung hatte sie ihre Ziele, 
nämlich Transparenz, Missbrauchsverhinderung 
und Steuerung, nicht erreicht. Auch wenn sie 
nach wie vor nicht für steuernde Zwecke zur 
Verfügung steht, so liefert sie mittlerweile den 
mengenmäßig wohl umfassendsten Blick auf die 
staatliche Förderpolitik. 

Unter www.transparenzportal.gv.at fi nden 
sich zahlreiche Förderungen, nicht nur für Priva-
te und Unternehmen, sondern auch für öff entli-
che Einrichtungen. 

Förderungen können nicht nur hinsichtlich 
ihrer Art und Höhe problematisch sein. Auch 
ihre Durchführung über die beteiligten Förder-
institutionen kann besser oder schlechter funk-
tionieren. Leider ist das österreichische System 
sehr komplex. Es besteht ein umfangreiches 
Gefl echt aus Fördereinrichtungen, die wiede-
rum von teils konkurrierenden Behörden oder 
Ressorts kontrolliert werden, was eine effi  ziente 
Förderpolitik – die ohnehin schon schwer zu 
erreichen ist – für den Bund noch zusätzlich ver-
kompliziert. Auch für potenzielle Fördernehmer 
wird es so schwieriger, das richtige Angebot zu 
fi nden. 

Gemeinden spielen eine Schlüsselrolle beim 
Steuerungseff ekt von Förderungen und es ist 
von größter Bedeutung, dass sie die Unterstüt-
zung und die fi nanziellen Mittel erhalten, die sie 
benötigen, um positive Veränderungen für ihre 
Bürger zu bewirken. Bis auf Weiteres heißt es 
aber nach wie vor, sich selbst und eigeninitiativ 
fehlende Informationen zusammenzutragen.

Eine besondere Herausforderung wird dabei 
das � ema Netzausbau sein, denn bereits jetzt 
hinkt der Ausbau der Netzinfrastruktur dem 
Ausbau der Erneuerbaren hinterher. Das stellt 
eine zusätzliche Herausforderung dar, die es zu 
bewältigen gilt, um die Energiewende erfolgreich 
umzusetzen. 

angeboten von Bund, Ländern und Gemeinden 
ist dieses Wissen unmöglich selbst zusam-

menzutragen. Bedauerlicherweise, denn zu 
holen gäbe es viel. Fast 42 Milliarden Euro 
an Fördergeld wurden beispielsweise im 
Corona-Jahr 2021 insgesamt ausbezahlt. 
Das entspricht etwa zehn Prozent des 
österreichischen BIP. Knapp 21 Milliarden 
wurden für direkte Förderungen ausgege-
ben. 414.000 Förderungsanträge wurden 

im Folgejahr allein von der KPC abgewi-
ckelt. „Wenn Sie Projekte haben, die etwas 

mit der Umwelt zu tun haben, dann ist es sehr 
wahrscheinlich, dass es eine Förderung dafür 
gibt“, verrät Frühmann den Gemeindevertretern 
und empfi ehlt in diesem Zusammenhang die In-
formationsplattform www.umweltfoerderung.at 
als wertvolle Ressource bei der Suche.

Eine weitere Informationsquelle stellt 
die Transparenzdatenbank dar. Die im 
Jahr 2010 ins Leben gerufene Datenbank 
sollte eigentlich sämtliche Leistungen des 
Staatssektors – wie der Name schon sagt 
– transparenter machen und dadurch zu 
einer besseren Steuerung beitragen. Es 

sollte zum Beispiel vermieden werden, 
dass verschiedene Ressorts des Bundes 

oder der Länder das Gleiche fördern oder 
sich in ihren Förderzwecken  konterkarieren. 

Doch leider blieb die Datenbank lange Zeit 
deutlich hinter den Erwartungen zurück. Noch 
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32
Leistungsgeber 

legen diese Förderungen fest – 
von der Parlamentsdirektion 

über die Bundesländer bis hin 
zu den Ministerien.

42
Milliarden Euro 
wurden im Jahr 2021

 in Österreich an direkten 
und indirekten Förderungen 

ausbezahlt. 

Wenn Sie Projekte haben, die etwas 
mit der Umwelt zu tun haben, dann 
ist es sehr wahrscheinlich, dass es 
eine Förderung dafür gibt.“ 
Bernd Vogl

FÖRDERUNGEN
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Am 11. Oktober wurde zum 26. Mal der 
Staatspreis Consulting – Ingenieur-
consulting des Wirtschaftsministe-
riums vergeben. 

„Im Kontext einer wissensbasierten 
Dienstleistungsgesellschaft gilt es, international 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Dazu leisten die 
Ingenieurkonsulentinnen und -konsulenten und 
Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker einen 
unverzichtbaren Beitrag“, erklärte Sektionschef 
Roland Weinert anlässlich der Verleihung an 
Dipl.-Ing. (FH) Dieter Liebisch / Tec- Solution 
Umwelt- & Wärmetechnik GmbH für das 
Projekt „Energieoptimierung in der Bau-
produkteherstellung der BMI Austria GmbH / 
Werk Fürnitz“. 

Die Tec-Solution Umwelt- & Wärmetech-
nik GmbH unterstützte mit Energieanalysen 
und Optimierungsmaßnahmen die BMI Austria 
GmbH dabei, den Erdgasverbrauch am Stand-
ort Fürnitz zu senken. Mit einem Investment 
konnten die Betriebskosten reduziert und eine 
Erdgaseinsparung realisiert werden. Das Projekt 
demonstriert erfolgreich, wie bei einem energie-
intensiven Produktionsprozess eine signifi kante 

Im globalen Wettbewerb ist „Ingenieur-
consulting made in Austria“ ein Synonym 
für Qualität, was die Branche eindrucks-
voll aufgezeigt hat.

STAATSPREIS CONSULTING – INGENIEURCONSULTING 2023 

Synonym für 
„Qualität made 
in Austria“

Menge an Primärenergie durch betriebliche 
Optimierungsmaßnahmen eingespart werden 
kann. 

„Ganz generell zeichnen sich die Nominie-
rungen durch ihren hohen Innovationsgrad und 
ihre Exportrelevanz, gekoppelt mit Antworten 
auf die zentralen Fragen und � emenstellungen 
unserer Zeit wie Nachhaltigkeit, Klimaschutz 
oder Innovation aus. Insgesamt überzeugten 
die eingereichten Projekte zum Staatspreis 
Consulting – Ingenieurconsulting 2023 auf 
eindrucksvolle Weise mit hoher Qualität und 
Lösungskompetenz, gelebter Nachhaltigkeit und 
Kreativität und tragen damit wesentlich zum 
Erfolg heimischer Produkte sowie Dienstleistun-
gen im globalen Wettbewerb bei. 

Die letzten Jahre haben mehr denn je gezeigt, 
dass gerade die wissensbasierten Dienstleis-
tungen den Schlüssel zu Exportwachstum und 
Markterschließung darstellen. Die hervorragen-
den Projekte, die als Preisträger beim Staatspreis 
Consulting ausgezeichnet wurden, stellen damit 
einen wertvollen Beitrag zur positiven Außen-
wahrnehmung Österreichs dar“, so Sektionschef 
Weinert. 

Der Staatspreis „Consulting & Ingenieursconsulting“

ÜBER DEN STAATS-
PREIS CONSULTING

Der Staatspreis Con-
sulting wird vom Wirt-
schaft sministerium 
seit 1990 verliehen, 
seit 2010 alternierend 
für „Ingenieurconsul-
ting“ (Organisator: 
Austrian Consultants 
Association – ACA) 
sowie für „Unterneh-
mensberatung und 
Informationstechno-
logie“. 

Alle Infos sowie Jury-
begründungen von der 
Veranstaltung sind auf 
der Website des Wirt-
schaft sministeriums 
(www.bmaw.gv.at) 
in der Rubrik „Staats-
preise“ zu fi nden.

STAATSPREIS
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Insgesamt 
überzeugten die 
eingereichten 
Projekte zum 
Staatspreis auf 
eindrucksvolle 
Weise mit ho-
her Qualität 
und Lösungs-
kompetenz, 
gelebter Nach-
haltigkeit und 
Kreativität.“
Roland Weinert,
Sektions- und Präsidialchef 
des Bundesministeriums für 
Arbeit und Wirtschaft 

Der Staatspreis „Consulting & Ingenieursconsulting“

Nominierungen für den Staatspreis. Für den 
Staatspreis Consulting 2023 - Ingenieurcon-
sulting gab es insgesamt 20 hochkompetitive 
Einreichungen. Aus diesen wurden fünf Nomi-
nierungen vergeben. Neben dem Staatspreis-
träger wurden weitere vier Projekte als „für den 
Staatspreis nominiert“ ausgezeichnet sowie ein 
Sonderpreis der Jury vergeben:

≤ Projekt: „Quantitative Bewertungsmetho-
den für Schwall-Sunk-Auswirkungen“ – 
„Damit wurden Methoden für die quantitative 
Beurteilung des Strandungs- und Driftrisikos 
von Gewässerorganismen entwickelt. Es 
besticht durch die einzigartige Methode, die 
Auswirkungen des variierenden Abfl usses auf 
die Lebewesen in einem Flusslauf zu bewer-
ten“; Dipl.-Ing. Dr. techn. Clemens Dorfmann 
/ fl ow engineering

≤ Projekt: „Condition-Monitoring-System“ – 
„Dieses System ist eine ausgeklügelte Innova-
tion für die Zustandsüberwachung von Wind-
kraftanlagen im Off shore-Bereich. Dadurch 
können die Beständigkeit, Resilienz und eine 
lange Nutzungsdauer sichergestellt werden”; 
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= Hermann Wallner und Roland 
Weinert mit Samuel Blumer (Staats-
preis-Nominierung „Kirche Holz-
kirchen“)

≥ Bei der Verleihung war auch Zeit 
für Small Talk: Hermann Wallner, 
Karina Bruckner (Generalsekretärin 
Bundeskammer der Ziviltechni-
ker:innen) und Andreas Brandner 
(Vorsitzender der Bundesfachgrup-
pe Bauwesen in der Bundeskam-
mer der Ziviltechniker:innen).

= Hermann Wallner (ACA- Präsident 
und Sektionsvorsitzender der 
Bundessektion Zivilingenieur:innen, 
Bundeskammer der Ziviltechni-
ker:innen), Staatspreisträger Dieter 
Liebisch mit Projektpartnerin 
Romana Liebisch, Roland Weinert, 
(Sektions- und Präsidialchef des 
BMAW) und Juryvorsitzender Peter 
Holzer

Dipl.-Ing. Peter Furtner / VCE Vienna Consul-
ting Engineers ZT GmbH

≤ Projekt: „Digitaler Bahntransport“ – „Hier 
wurde ein innovatives System entwickelt, das 
Güterwaggons mit Sensoren überwacht und 
Daten per Funk sowohl an das Triebfahrzeug 
als auch an eine Überwachungszentrale über-
mittelt“; PJ Monitoring GmbH 

≤ Projekt: „Kirche Holzkirchen“ – „Die holz-
bautechnische Umsetzung dieses geometrisch 
komplexen Tragwerks ist eine hervorragend 
detaillierte und fi nessenreiche Lösung und 
repräsentiert die hohe Leistungsfähigkeit 
der österreichischen Holzbautechnologie”; 
Dipl.-Ing. Dr. techn. Samuel Blumer / 
sblumer ZT GmbH

Der Jury-Sonderpreis  ging an das Projekt 
„Stadtsee Horn“ – „Ein ehemaliges Freibad wur-
de zu einem Badesee umgestaltet. Besonderes 
Highlight dabei sind die großzügigen Holzdecks, 
die den Zugang zum Wasser erleichtern, Platz 
zum Verweilen am Ufer bieten und sogar eine 
einzigartige Seebühne schaff en“; Dipl.-Ing. Do-
minik Scheuch / YEWO LANDSCAPES GmbH 
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Im Herbst 2022 wurde die 
Volksschule Anif und erst 
kürzlich der Umbau der 
VS Straßwalchen fertig-
gestellt. Aktuell im Bau 

befi nden sich die Volksschule 
Adnet und der Kindergarten 
Bergheim. Ein Fokus der Salz-
burg Wohnbau liegt dabei auf 
der Nachhaltigkeit: So setzt sie 
auf Kreislaufwirtscha�  durch 
den steigenden Anteil an Recy-
clingbeton. Beim Bauvorhaben 
der Volksschule Adnet werden 
bereits rund 35 Tonnen CO₂ 
und 300 Tonnen Naturstein 
eingespart werden.

O� ene Raumkonzepte. Der 
neue Schulbau ist geprägt 
durch eine zweckmäßige 
Au� eilung mit viel Platz 
und Freifl ächen zur fl exiblen 
Gestaltung des Unterrichts. 
„Moderner Schulbau zeichnet 
sich nicht nur durch neue 
Raumkonzepte aus, sondern 
durch eine nachhaltige Bau-
weise und Energieversorgung. 
Nachhaltigkeit wird damit 
schon beim Bau vorgelebt. 
Durch den Einsatz zukun� s-
weisender Technologien und 
regionaler Partner bauen wir 
ressourcenschonend und un-

abhängiger von Lieferketten“, 
so die Geschä� sführung der 
Salzburg Wohnbau.

Containerbetrieb verkürzt 
die Bauzeit. Die Salzburg 
Wohnbau setzt während der 
Bauphasen auf moderne 
Containerlösungen, denn sie 
bieten Sicherheit und einen 
ungestörten Alltag – bei 
fl exibel gestaltbarer Raum-
au� eilung. Helle Räume, 
Schalldämmung und ein gutes 
Raumklima sorgen für eine 
ansprechende Umgebung. Ein 
Vorteil ist auch, dass die Bau-

arbeiten durch die räumliche 
Trennung zügig voranschrei-
ten. So ist die Volksschule Anif 
während des Neubaus in eine 
Containerschule ausgewichen, 
die Container fi nden nun 
Verwendung beim Neubau der 
Volksschule Adnet. Auch in 
Bergheim kommt aktuell ein 
Container-Kindergarten zum 
Einsatz.

Förderung von Projekten mit 
„grünem Schwerpunkt“. Bei 
Projekten im Bereich Kinderbe-
treuung und Schulbau profi tie-
ren Gemeinden durch das kom-

Nachhaltige Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen e�  zient und mit wenig 
Belastung für den laufenden Betrieb umzusetzen, darin ist die Salzburg Wohnbau 
Spezialistin. Mit ihrer Expertise ist sie verlässliche Partnerin für die Gemeinden. 

SALZBURG WOHNBAU 

Spezialistin für 
nachhaltigen Schulbau
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CONTAINEX PLUS LINE  

Die Wohlfühloase für Ihre Kinder 
CONTAINEX ist Europas 
führender Anbieter von 
mobilen Raumsystemen 
und beliefert den kommu-
nalen Bereich mit qualitativ 
hochwertigen Raummodu-
len. Die neue CONTAINEX 
PLUS Line eignet sich ideal als 
langfristige oder temporäre 
Raumlösung für den Kommu-
nalbereich. 
Die hochwertige neue Pro-
duktlinie in verbesserter 

Modulbauweise ermöglicht 
ein individuelles Gestalten 
der Räume und bietet neben 
einem modernen Design in 
Anthrazitgrau zahlreiche wei-
tere Highlights.

Diverse Ausstattungen wie 
Außenra� stores, Voll- und 
Teilverglasungen, Heiz- und 
Klimaanlage mit Wärme-
pumpentechnologie und eine 
hochwertige Dämmung, ab-

gestimmt auf Nutzungs- und 
Normanforderungen (z. B. OIB, 
Brandschutz serienmäßig), 
scha� en ein angenehmes 
Raumklima.

KONTAKT 
Überzeugen Sie sich selbst 
und entdecken Sie die Vorzüge 
von CONTAINEX auf 
www.containex.com
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munale Investitionsprogramm 
(KIP) 2023. Darin fi nden neben 
den bisherigen förderbaren 
Investitionen nun auch jene 
mit „grünem Schwerpunkt“ – 
wie der e�  ziente Einsatz von 
Energie oder der Umstieg auf 
erneuerbare Energieträger – 
besondere Aufmerksamkeit.  

Der Neubau der Volksschule Adnet wird ein 
Aushängeschild für nachhaltigen Schulbau mit 
einer Einsparung von rund 35 Tonnen CO₂.

MEHR INFOS 
Salzburg Wohnbau GmbH
Bruno-Oberläuter-Platz 1
5020 Salzburg / Austria
Tel. 0662-2066-0
E-Mail:
o�  ce@salzburg-wohnbau.at

Ein gutes Lernklima durch viel Holz 
und neue Raumkonzepte bietet die 
neue Volksschule Siezenheim.
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PYRA Pflanzgestelle für den öffentlichen Raum

Mit gezielter Bepflanzung gestalten
Sie schöne Innenstädte und
produzieren extra viel Sauerstoff.

Beispiele zum Aufatmen auf:

www.pyra.berlin

Platz für Ihre
Werbung

Halterung für Ihre

Werbung

Mehr Sauerstoff und Lebensqualität für Innenstädte
PYRA GmbH
Sieversufer 18
D-12359 Berlin



Der Klimawandel bringt es mit 
sich, dass die Ressource Wasser 
immer mehr ins Zentrum 
der Aufmerksamkeit rückt. 
Künftig wird vor allem unser 
Umgang mit Wasser in jeder 
Form wichtig sein. Riesige 
Summen werden daher jedes 
Jahr in die Behandlung von 
Abwasser gesteckt, das über 
kommunale Abwasserreini-
gungsanlagen wieder in den 
Kreislauf der Natur geschickt 
wird. Ein oberösterreichisches 
Biotechnologie-Unternehmen 
hat ein Verfahren entwickelt, 
das „nach Zukunft riecht“. 

ABWASSERBEHANDLUNG MIT NANOTECHNOLOGIE

„Es geht um Wasser, Umwelt 
und unsere Zukun� “

ABWASSER
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TEXT // HANS BRAUN

Angefangen hat diese Geschichte Ende 
Juni auf der Kommunalmesse 2023 in 
Innsbruck. Bundeskanzler Karl Ne-
hammer, Festredner des Gemeinde-
tags, besuchte auch die Aussteller der 

Messe. Sein Weg führte ihn unter anderem am 
Stand der VTA – die Abkürzung steht für „Ver-
fahrens Technologische Abwasseraufbereitung“ 
–vorbei. Sein Besuch sollte länger dauern als 
geplant – und fast wirkte es, als könne er nicht 
glauben, was er sieht. 

VTA-Wissenschaftler und -Verfahrenstechni-
ker führten dem Bundeskanzler vor, was mit un-
gereinigtem Abwasser passiert, wenn man einen 
Tropfen „VTA Nanofl oc®“, basierend auf dem 
„VTA Liquid Engineering Verfahren“  –Firmen-
gründer Ulrich Kubinger nennt es „fl üssige Intel-
ligenz“ –, hineingibt. Die Schad- und Schmutz-
stoff e werden eff ektiv zu Flocken gebunden und 
sedimentieren in kürzester Zeit zu Boden. Am 
Ende bleiben optisch klares Wasser und eine 
kompakte Masse am Boden des Glases übrig. 

Ich war beim Rundgang des Kanzlers auf der 
Messe dabei und der Prozess hat nicht nur ihn 
gefesselt. Ich wollte mehr wissen. Und nicht 
nur ich. Wie ich später erfuhr, wollte auch der 
Kanzler mehr wissen und war schon vor mir in 
Rottenbach. Aber das ist eine andere Geschichte.

Ein Besuch bei der VTA – fast wie ein Besuch 
in einer anderen Welt. Zwei Monate später, in 
der kleinen Gemeinde Rottenbach im oberöster-
reichischen Hausruckviertel, eröff net sich einige 
Kilometer nach der Autobahnabfahrt auf der 
Landstraße plötzlich ein unerwarteter Anblick. 
Links der 1.300-Einwohner-Ort Rottenbach, 
rechts ein Firmenkomplex, der Vorstellungen 
von einem „mittelständischen Unternehmen“, 
wie auf der Website der VTA zu lesen steht, 
über den Haufen wirft. Auch meine Recherchen 
vorab hatten mich nur ungenügend vorbereitet. 
Auf dem Weg zu Ulrich Kubinger, dem Chef der 
Firma, revidierte ich das Gelesene. 

Zwei riesige Produktions- und Fertigungs-
hallen tauchen auf, praktisch komplett umhüllt 
mit Photovoltaikmodulen. Daneben das Haupt-
gebäude, wo neben den Büros auch die Labore 
der Wissenschaftler untergebracht sind. Im 
Hintergrund ein weiterer Komplex, der gerade 
in Bau ist, ein europäisches Forschungszentrum 
für Abwasserbehandlung, wie Kubinger später 
erklärt. 
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ZUR PERSON

Ing. Mag. Dr. h.c. Ulrich 
Josef Kubinger, Jahrgang 

1957, Vater dreier Töch-
ter, besuchte die HTL 

Wels (Chemieingenieur-
wesen). Weiterbildungen 
absolvierte er im Bereich 
Management (B.A.) und 
Business Administration 
and Management (M.A.)
Der tiefgläubige Katholik 

Kubinger ist leiden-
schaft licher Chemiker 

und gründete 1992 
die VTA als Ein-Mann-

Unternehmen. Sein Ziel 
damals wie heute ist es, 
die Abwasserreinigung 

in Kläranlagen mit selbst 
entwickelten, innovati-
ven und biologisch voll 

verträglichen Produkten 
zu optimieren. Damit 
baute er die VTA vom 

belächelten Ein-Mann-
Betrieb zum internatio-

nalen Innovationsführer 
der Branche mit einem 

Umsatz von mehr als 
100 Millionen Euro im 

Jahr 2022 aus.
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THEMA

Das Ganze ist in eine gepfl egte Landschaft 
eingebettet, die eines von Weitem zeigte: Da ist 
jemand am Werk, dem die Umwelt  generell – 
nicht nur Wasser – viel bedeutet. Und da besteht, 
wie er eindrücklich mahnt, Zeitnot. Für Ulrich 
Kubinger ist es für die Umwelt nicht 5 vor 12, 
sondern schon knapp vor 3 Uhr nachmittags. 

Wasserreinigung auf Basis modernster Nano-
technologie. „Wo die Chemie an ihre Grenzen 
stößt, beginnt die Nanotechnologie“, erklärt 
der VTA-Chef im Hinblick auf klassische Klär-
anlagen, die das Wasser mit Chemikalien und 
in großen Klärbecken säubern. Er hat selbst 
14 Jahre lang in einer von der Universität Wien 
geplanten Kläranlage gearbeitet, wie er er-
zählt. „Ich kenne mich in der Materie aus“, sagt 
er. „Für den Optimierungsprozess der Anlage 
braucht man gute Systemprodukte, in Kombi-
nation mit verfahrenstechnischer Erfahrung – 
Liquid Engineering“.

Herkömmliche Kläranlagen funktionieren im 
Prinzip immer gleich. Das Abwasser kommt hin-
ein, wird mechanisch vorgereinigt, in der bio-
logischen Stufe belüftet und umgewälzt. Dabei 
arbeiten Mikroorganismen. Dann kommt alles 
in ein Nachklärbecken, wo sich das Feste vom 
Flüssigen trennt. Das Feste nennt man Belebt-
schlamm, dieser wird teilweise rückgeführt, und 
das biologisch gereinigte Wasser wird anschlie-
ßend in einen Vorfl uter eingeleitet.

Vor rund 50 Jahren wollte man mit dem Pro-
zess Kohlenstoff  reduzieren. Dann hat man sich 
vor 40 Jahren überlegt, dass man auch Stickstoff  
und Phosphor reduziert. An der Technik hat sich 

seither nur wenig geändert. Es kam lediglich 
der Faulturm dazu, wo im Wesentlichen Energie 
zurückgewonnen wird, das heißt, nicht rückge-
führtes organisches Material wird in Gas um-
gewandelt, das zur Energiegewinnung genutzt 
wird. Selbst Kläranlagen am heutigen Stand der 
Technik funktionieren so. 

„Aber eine wirklich moderne Kläranlage sieht 
für mich anders aus. Ich sehe die Zukunft der 
Anlagen ganz anders, und ich erkläre Ihnen auch 
gleich wie. Auch die Zukunft der Klärwärter, die 
es als Berufsstand in Österreich eigentlich ja gar 
nicht gibt. Deswegen baue ich auch den Cam-
pus [siehe Beitrag „Ein Forschungscampus für 
die Zukunft“], damit ich den Klärwärtern auch 
einen Berufsstand geben kann“, erläutert Ulrich 
Kubinger. Aber dazu später.

 „Auch heute noch gibt man,“ so Kubinger, 
„Fällmittel lediglich auf Eisensalze-Basis in die 
Kläranlagen. Die modernste Kläranlage der Welt 
oder Europas arbeitet mit diesen Produkten. Und 
was ist daran bitte modern?“

Der erste Versuch, den Kubinger vorführt, 
wird mit standardisiertem Abwasser gezeigt. 
Kubinger: „Da geben wir jetzt unseren ,Biolizer‘ 
– wir nennen es „fl üssige Intelligenz“ – hinein. 
Als Vergleich: Einen Tropfen von herkömmlicher 
Eisensalzlösung (… Pause …) – und jetzt schauen 
Sie sich an, was da an Fällschlamm entsteht.“ 

Was nicht bekannt ist: Eine moderne Klär-
anlage braucht für das Ergebnis 30 Prozent mehr 
Energie. „Das wird zwar mancherorts abgestrit-
ten, aber wenn da nichts mehr wäre, dürfte ich 
auch nichts sehen – oder? Bei meinem Produkt 
sehe ich jedenfalls nichts mehr!“, so Kubinger.

Ulrich Kubinger führt einem faszinierten Bundeskanzler Karl Nehammer auf dem „4GameChangers“-Festival im 
Mai 2023 denselben Versuch vor wie im Juni auf der Kommunalmesse 2023.
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NANO-
TECHNOLOGIE

Was unter den Begriff  
Nanotechnologie (im 
Altgriechischen bedeu-
tet nános  „Zwerg“) 
fällt, wird allein durch 
die Größe der Ma-
terialien bestimmt, 
die untersucht oder 
genutzt werden. Unter 
dem Begriff  werden 
alle Technologien ge-
fasst, die sich in einer 
Größenordnung von 
typischerweise unter 
100 Nanometern (Mil-
liardstelmetern) bis 
hin zur Größe eines 
Atoms abspielen.
Unterhalb von etwa 
50 Nanometern gelten 
nicht mehr die klassi-
schen physikalischen 
Gesetze. Stoff e ver-
halten sich vielmehr 
nach quantenphysi-
kalischen Gesetzen. 
Defi nition laut bmwk.gv.at

LINK ZUM VERSUCH  
 

 vta.cc/de/vta-liquid-
engineering-verfah-

ren/das-vta-liquid-en-
gineering-verfahren/

vta-nanofl oc 
oder Sie klicken den 

QR-Code an und scrollen:

 

ABWASSER THEMA

Ziel des Campus mit internationaler 
Ausrichtung ist die Kompetenzver-
mittlung im Wasser- und Umwelt-

bereich. Wissen soll praktisch, verständlich 
und nachhaltig vermittelt werden, um die 
Bewusstseinsbildung in der Gesellschaft  
zu fördern. Es soll „ein multinationaler 
Campus für Forschung und Diskussio-
nen und zur Wahrheitsfi ndung für eine 
bessere Zukunft  werden“, wünscht sich 
Kubinger. 
Moderne Labore werden die Forschung 
an Verfahren und Technologien zum 
Schutz des Wassers vorantreiben. CO₂-
Reduktion, Nanotechnologie, Mikroplastik, 
Keime oder Energie- und Massebilanz 
sind Campus-Themenschwerpunkte. Im 
täglichen Betrieb rund um Fernstudium 
und Präsenzveranstaltungen werden rund 
50 Mitarbeiter tätig sein. Dabei soll der 

Campus als multinationaler Treff punkt 
und Ort des Austausches für alle dienen, 
die Wasser- und Umweltschutz mit neuer 
Technologie in die Zukunft  führen wollen. 
Jeder, der Bildungsreserven hat, soll in 
Rottenbach studieren können, ungeachtet 
seines sozialen Status, wünscht sich Ku-
binger. Ihm geht es um die besten Köpfe: 
„Die Lösung für unsere Zukunft  besteht in 
einer öff entlichen, ehrlichen, grundlegen-
den Diskussion. Dafür bieten wir Raum 
und Öff entlichkeit.“
Die Alma Mater Europaea ist eine nicht 
auf Gewinn ausgerichtete, selbstständige 
Hochschuleinrichtung nach Förderinitia-
tive der Europäischen Akademie der 
Wissenschaft en und Künste in Salzburg. 
Ihr Spezialgebiet ist die berufsorientierte 
Ausbildung in Forschungsbereichen mit 
Fachkräft emangel.

Vorne der Forschungscampus: Er entsteht auf einem Baugrund von 15.000 Quadrat-
metern direkt neben dem VTA-Hauptgebäude.
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Auf 15.000 Quadratmetern errichtet VTA-Gründer Ulrich 
Kubinger neben dem VTA-Firmengelände in Rottenbach derzeit 
einen Forschungscampus der Alma Mater Europaea. Kommendes 
Jahr soll das imposante Gebäude fertiggestellt sein.

ALMA MATER EUROPAEA

Ein Forschungscampus für die Zukunft 
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Er fokussiert sich auf die Energie. „Wir ha-
ben nämlich nicht so viel Energie, dass wir um 
30 Prozent mehr Energie in ein Verfahren stecken 
können, das billiger möglich ist.“ Er bringt ein 
kurzes Rechenbeispiel: „Normales Eisensulfat 
kostet eine große Kläranlage rund 1.000 Euro am 
Tag, unsere ‚fl üssige Intelligenz‘ kostet 2.500 Euro 
am Tag. Aber die Energiekosten, die wir in der 
Kläranlage bei der alten Methode brauchen, um 
die 8.000 Euro, reduzieren sich damit um 30 Pro-
zent! Das sind bei mir dann 2.400 Euro. Unter 
dem Strich kommt eine Einsparung von 900 Euro 
pro Tag für die Kläranlage raus.“

„Wer nicht mit der Zeit geht, geht mit der Zeit.“ 
Was laut Kubinger auch noch zu bedenken ist: 
Beim VTA-Produkt fällt um bis zu ca. 50 Prozent 
weniger Fällschlamm an. Und weil der Schlamm 
Energie benötigt – man muss ihn belüften, be-
arbeiten, entwässern –, ist ein erheblicher Ener-
gieaufwand nötig. Wenn man weniger Schlamm 
hat, spart man Energie. 

Und es gibt zwei Arten, wie man Energie-
kosten betrachten kann: „Die einen sagen, man 
muss sparen – das setzt aber voraus, dass man 
vorher Energie vergeudet hat. Der klügere Weg 
ist die Energievermeidung, das ist es, was die 
VTA macht. Also agieren und nicht reagieren. 
Aber das kommt nicht bei allen in Österreich gut 
an. Ich denke dann immer an den Spruch ,Wer 
nicht mit der Zeit geht, geht mit der Zeit‘.“

Nach dem Prozess bleibt zwar kein Trinkwas-
ser übrig, aber 99,6 Prozent reines Brauchwasser, 
etwa zu Bewässerung von Grünfl ächen oder mög-
licherweise zukünftig für die Landwirtschaft. 

An diesem Punkt des Klärprozesses wird Nanofl oc 
dem Beckeninhalt hinzugefügt.
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Wasserreinigung auf Basis modernster Nano-
technologie. „Wo die Chemie an ihre Grenzen 
stößt, beginnt die Nanotechnologie“, erklärt 
der VTA-Chef im Hinblick auf klassische Klär-
anlagen, die das Wasser mit Chemikalien und 
in großen Klärbecken säubern. Er hat selbst 
14 Jahre lang in einer von der Universität Wien 
geplanten Kläranlage gearbeitet, wie er er-
zählt. „Ich kenne mich in der Materie aus“, sagt 
er. „Für den Optimierungsprozess der Anlage 
braucht man gute Systemprodukte, in Kombi-
nation mit verfahrenstechnischer Erfahrung – 
Liquid Engineering“.

Herkömmliche Kläranlagen funktionieren im 
Prinzip immer gleich. Das Abwasser kommt hin-
ein, wird mechanisch vorgereinigt, in der bio-
logischen Stufe belüftet und umgewälzt. Dabei 
arbeiten Mikroorganismen. Dann kommt alles 
in ein Nachklärbecken, wo sich das Feste vom 
Flüssigen trennt. Das Feste nennt man Belebt-
schlamm, dieser wird teilweise rückgeführt, und 
das biologisch gereinigte Wasser wird anschlie-
ßend in einen Vorfl uter eingeleitet.

Vor rund 50 Jahren wollte man mit dem Pro-
zess Kohlenstoff  reduzieren. Dann hat man sich 
vor 40 Jahren überlegt, dass man auch Stickstoff  
und Phosphor reduziert. An der Technik hat sich 

seither nur wenig geändert. Es kam lediglich 
der Faulturm dazu, wo im Wesentlichen Energie 
zurückgewonnen wird, das heißt, nicht rückge-
führtes organisches Material wird in Gas um-
gewandelt, das zur Energiegewinnung genutzt 
wird. Selbst Kläranlagen am heutigen Stand der 
Technik funktionieren so. 

„Aber eine wirklich moderne Kläranlage sieht 
für mich anders aus. Ich sehe die Zukunft der 
Anlagen ganz anders, und ich erkläre Ihnen auch 
gleich wie. Auch die Zukunft der Klärwärter, die 
es als Berufsstand in Österreich eigentlich ja gar 
nicht gibt. Deswegen baue ich auch den Cam-
pus [siehe Beitrag „Ein Forschungscampus für 
die Zukunft“], damit ich den Klärwärtern auch 
einen Berufsstand geben kann“, erläutert Ulrich 
Kubinger. Aber dazu später.

 „Auch heute noch gibt man,“ so Kubinger, 
„Fällmittel lediglich auf Eisensalze-Basis in die 
Kläranlagen. Die modernste Kläranlage der Welt 
oder Europas arbeitet mit diesen Produkten. Und 
was ist daran bitte modern?“

Der erste Versuch, den Kubinger vorführt, 
wird mit standardisiertem Abwasser gezeigt. 
Kubinger: „Da geben wir jetzt unseren ,Biolizer‘ 
– wir nennen es „fl üssige Intelligenz“ – hinein. 
Als Vergleich: Einen Tropfen von herkömmlicher 
Eisensalzlösung (… Pause …) – und jetzt schauen 
Sie sich an, was da an Fällschlamm entsteht.“ 

Was nicht bekannt ist: Eine moderne Klär-
anlage braucht für das Ergebnis 30 Prozent mehr 
Energie. „Das wird zwar mancherorts abgestrit-
ten, aber wenn da nichts mehr wäre, dürfte ich 
auch nichts sehen – oder? Bei meinem Produkt 
sehe ich jedenfalls nichts mehr!“, so Kubinger.

Ulrich Kubinger führt einem faszinierten Bundeskanzler Karl Nehammer auf dem „4GameChangers“-Festival im 
Mai 2023 denselben Versuch vor wie im Juni auf der Kommunalmesse 2023.
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NANO-
TECHNOLOGIE

Was unter den Begriff  
Nanotechnologie (im 
Altgriechischen bedeu-
tet nános  „Zwerg“) 
fällt, wird allein durch 
die Größe der Ma-
terialien bestimmt, 
die untersucht oder 
genutzt werden. Unter 
dem Begriff  werden 
alle Technologien ge-
fasst, die sich in einer 
Größenordnung von 
typischerweise unter 
100 Nanometern (Mil-
liardstelmetern) bis 
hin zur Größe eines 
Atoms abspielen.
Unterhalb von etwa 
50 Nanometern gelten 
nicht mehr die klassi-
schen physikalischen 
Gesetze. Stoff e ver-
halten sich vielmehr 
nach quantenphysi-
kalischen Gesetzen. 
Defi nition laut bmwk.gv.at

LINK ZUM VERSUCH  
 

 vta.cc/de/vta-liquid-
engineering-verfah-

ren/das-vta-liquid-en-
gineering-verfahren/

vta-nanofl oc 
oder Sie klicken den 

QR-Code an und scrollen:

 

ABWASSER THEMA

Ziel des Campus mit internationaler 
Ausrichtung ist die Kompetenzver-
mittlung im Wasser- und Umwelt-

bereich. Wissen soll praktisch, verständlich 
und nachhaltig vermittelt werden, um die 
Bewusstseinsbildung in der Gesellschaft  
zu fördern. Es soll „ein multinationaler 
Campus für Forschung und Diskussio-
nen und zur Wahrheitsfi ndung für eine 
bessere Zukunft  werden“, wünscht sich 
Kubinger. 
Moderne Labore werden die Forschung 
an Verfahren und Technologien zum 
Schutz des Wassers vorantreiben. CO₂-
Reduktion, Nanotechnologie, Mikroplastik, 
Keime oder Energie- und Massebilanz 
sind Campus-Themenschwerpunkte. Im 
täglichen Betrieb rund um Fernstudium 
und Präsenzveranstaltungen werden rund 
50 Mitarbeiter tätig sein. Dabei soll der 

Campus als multinationaler Treff punkt 
und Ort des Austausches für alle dienen, 
die Wasser- und Umweltschutz mit neuer 
Technologie in die Zukunft  führen wollen. 
Jeder, der Bildungsreserven hat, soll in 
Rottenbach studieren können, ungeachtet 
seines sozialen Status, wünscht sich Ku-
binger. Ihm geht es um die besten Köpfe: 
„Die Lösung für unsere Zukunft  besteht in 
einer öff entlichen, ehrlichen, grundlegen-
den Diskussion. Dafür bieten wir Raum 
und Öff entlichkeit.“
Die Alma Mater Europaea ist eine nicht 
auf Gewinn ausgerichtete, selbstständige 
Hochschuleinrichtung nach Förderinitia-
tive der Europäischen Akademie der 
Wissenschaft en und Künste in Salzburg. 
Ihr Spezialgebiet ist die berufsorientierte 
Ausbildung in Forschungsbereichen mit 
Fachkräft emangel.

Vorne der Forschungscampus: Er entsteht auf einem Baugrund von 15.000 Quadrat-
metern direkt neben dem VTA-Hauptgebäude.
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Auf 15.000 Quadratmetern errichtet VTA-Gründer Ulrich 
Kubinger neben dem VTA-Firmengelände in Rottenbach derzeit 
einen Forschungscampus der Alma Mater Europaea. Kommendes 
Jahr soll das imposante Gebäude fertiggestellt sein.

ALMA MATER EUROPAEA

Ein Forschungscampus für die Zukunft 
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Er fokussiert sich auf die Energie. „Wir ha-
ben nämlich nicht so viel Energie, dass wir um 
30 Prozent mehr Energie in ein Verfahren stecken 
können, das billiger möglich ist.“ Er bringt ein 
kurzes Rechenbeispiel: „Normales Eisensulfat 
kostet eine große Kläranlage rund 1.000 Euro am 
Tag, unsere ‚fl üssige Intelligenz‘ kostet 2.500 Euro 
am Tag. Aber die Energiekosten, die wir in der 
Kläranlage bei der alten Methode brauchen, um 
die 8.000 Euro, reduzieren sich damit um 30 Pro-
zent! Das sind bei mir dann 2.400 Euro. Unter 
dem Strich kommt eine Einsparung von 900 Euro 
pro Tag für die Kläranlage raus.“

„Wer nicht mit der Zeit geht, geht mit der Zeit.“ 
Was laut Kubinger auch noch zu bedenken ist: 
Beim VTA-Produkt fällt um bis zu ca. 50 Prozent 
weniger Fällschlamm an. Und weil der Schlamm 
Energie benötigt – man muss ihn belüften, be-
arbeiten, entwässern –, ist ein erheblicher Ener-
gieaufwand nötig. Wenn man weniger Schlamm 
hat, spart man Energie. 

Und es gibt zwei Arten, wie man Energie-
kosten betrachten kann: „Die einen sagen, man 
muss sparen – das setzt aber voraus, dass man 
vorher Energie vergeudet hat. Der klügere Weg 
ist die Energievermeidung, das ist es, was die 
VTA macht. Also agieren und nicht reagieren. 
Aber das kommt nicht bei allen in Österreich gut 
an. Ich denke dann immer an den Spruch ,Wer 
nicht mit der Zeit geht, geht mit der Zeit‘.“

Nach dem Prozess bleibt zwar kein Trinkwas-
ser übrig, aber 99,6 Prozent reines Brauchwasser, 
etwa zu Bewässerung von Grünfl ächen oder mög-
licherweise zukünftig für die Landwirtschaft. 

An diesem Punkt des Klärprozesses wird Nanofl oc 
dem Beckeninhalt hinzugefügt.
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Auf dem Weg zur Familienfreundlichkeit!
Wir begleiten Sie - Schritt für Schritt! 

/familieundberufat @familieundberufat/familieundberufatwww.familieundberuf.at
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Familienfreundlichkeit lohnt sich 
Ob Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder Arbeitgeber, Bür-
gerinnen und Bürger, jung oder alt, alle profitieren von familien-
freundlichen Maßnahmen. Die Vorteile dieser liegen auf der Hand: 
Durch eine Aufwertung des Standorts und eine stärkere Identifika-
tion mit dem Wohnort lässt sich Abwanderung gezielt vorbeugen.

Eine familienfreundliche Standortpolitik gewinnt damit immer mehr 
an Bedeutung für eine bedarfsgerechte Lebensumgebung. Dabei 
hat eine rezente Studie im Auftrag der Familie & Beruf Management 
GmbH gezeigt, dass in zertifiziert familienfreundlichen Gemeinden 
das Bevölkerungswachstum stärker und auch die Erwerbsquote hö-
her war als in nicht zertifizierten Gemeinden. 

Die Zertifizierung 
familienfreundlichegemeinde ist ein nachhaltiger, kommunal-
politischer Prozess für österreichische Städte, Marktgemeinden 
und Gemeinden mit dem Ziel, in Workshops und durch akti-
ve Bürgerbeteiligung familienfreundliche Maßnahmen in den  
Gemeinden zu verankern. Nach erfolg- 
reichem Abschluss des Zertifizierungsprozesses, der europaweit als 
Vorzeigebeispiel gilt, wird die Gemeinde mit dem staatlichen Güte-
zeichen ausgezeichnet.

Insgesamt haben österreichweit bereits über 600 Gemeinden an 
der Zertifizierung teilgenommen, das sind rund 30 Prozent al-
ler österreichischen Gemeinden. Somit profitieren rund drei 
Millionen Bürgerinnen und Bürger, also ein Drittel der Ge-
samtbevölkerung, von den familienfreundlichen Maßnahmen. 

Werden auch Sie Teil des familienfreundlichen  
Österreich! 

Die ersten Schritte zum Zertifikat

TEILNAHME AN INFOVERANSTALTUNG
kostenlos und unverbindlich1

2 GEMEINDERATBESCHLUSS
über Teilnahme an der Zertifizierung

3 TEILNAHMEVEREINBARUNG
postalische Übermittlung

4 ZUTEILUNG DES PROZESSBEGLEITERS

UNICEF-Zusatzzertifikat
Gemeinden können im Rahmen 
der Zertifizierung familienfreund-
lichegemeinde auch das UNICEF-
Zusatzzertifikat „Kinderfreundli-
che Gemeinde“ erlangen. 

KOSTENLOSE  INFOVERANSTALTUNG

Die nächsten Termine:
jeweils von 13:00 - 16:00 Uhr

Do, 09. November 2023
Di, 05. Dezember 2023

Melden Sie sich online unter 
www.familieundberuf.at an!

Kontakt: zertifizierungen@familieundberuf.at

EINLADUNG

Erfahren Sie mehr über den Inhalt und den Ablauf des Zertifizierungsprozesses.
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TEXT // GREGOR STICKLER

Der Grundgedanke erscheint logisch und 
richtig: Unternehmen sollen verpfl ichtet 
werden, nicht nur in ihrer eigenen Organi-

sation, sondern auch in ihrer Lieferkette auf die 
Einhaltung von Menschenrechten und Umwelt-
schutz zu achten. Einerseits soll damit verhin-
dert werden, dass im „globalen Süden“ Raubbau 
an Menschen und Ressourcen begangen wird, 
andererseits soll damit als Nebeneff ekt auch die 
Wettbewerbssituation europäischer Unterneh-
men gestärkt werden. 

Derzeit wird auf EU-Ebene eifrig zwischen 
Kommission, Rat und Parlament verhandelt; 
eine Einigung für die EU-Lieferketten-Richt-
linie („Corporate Sustainability Due Diligence 
Directive“, kurz „CSDDD“) scheint schon in den 
nächsten Monaten greifbar zu sein. 

Für Gemeinden kann zunächst Entwarnung 
gegeben werden: In den unmittelbaren Anwen-
dungsbereich der Vorschriften, die in Öster-
reich frühestens in zwei Jahren anwendbar sein 
werden, fallen nur Unternehmen, die Körper-
schaften des Privatrechts sind, also insbesondere 
GmbHs und Aktiengesellschaften. Und das nur 

In Frankreich und in Deutschland gibt es sie bereits, nun soll es 
bald auch auf EU-Ebene so weit sein: Gesetze, die Sorgfaltspfl ichten 
von Unternehmen in Hinblick auf ihre Lieferketten regeln. 

VERGABERECHT: PFLICHTEN IN DER LIEFERKETTE 

Was kommt da auf uns zu?

ab Erreichung bestimmter Größenmerkmale, 
über die derzeit noch intensiv diskutiert wird; 
jedenfalls sprechen wir von Unternehmen mit 
mehreren hundert Mitarbeiter:innen und mit 
einem weltweiten Umsatz im zig- bis hundert-
fachen Millionenbereich. 

Diese unmittelbar betroff enen Unternehmen, 
und hier kann der eine oder andere  kommunale 
Wirtschaftsbetrieb durchaus umfasst sein, 
werden in Zukunft diverse Maßnahmen in Hin-
blick auf ihre Lieferketten ergreifen müssen. 
Dazu zählen insbesondere die Entwicklung einer 
Menschenrechts- und  Umweltschutzstrategie, 
die Durchführung von Risikoanalysen, die Vor-
gabe eines Lieferantenkodex für ihre Zulieferer, 
die Errichtung eines internen Melde systems und 
laufende Berichterstattungen. Sobald Probleme 
erkannt wurden, sind entsprechende Maß-
nahmen zu ergreifen: Das kann von der Unter-
stützung der Lieferanten über regelmäßige 
Kontrollen bis zur Beendigung der Lieferanten-
Vertragsbeziehung reichen. 

Heiß diskutiert wird noch die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen europäische Unter-
nehmen gegenüber jenen Menschen, die durch 

Der Grundgedanke hinter 
der Sorgfaltspfl icht ist, 
dass verhindert werden 
soll, dass im „globalen 
Süden“ Raubbau an 
Menschen und Ressour-
cen begangen wird, 
andererseits soll damit 
als Nebeneff ekt auch die 
Wettbewerbssituation 
europäischer Unterneh-
men gestärkt werden.

MAG. GREGOR STICKLER 
IST RECHTSANWALT UND 
PARTNER BEI SCHRAMM 
ÖHLER RECHTSANWÄLTE 
GMBH 

negative Auswirkungen auf Menschenrechte 
oder Umwelt geschädigt werden, zivilrechtlich 
für eine Verletzung ihrer Sorgfaltspfl ichten haf-
ten müssen. Neben der zivilrechtlichen Haftung 
sollen auch weitere abschreckende Sanktionen 
vorgesehen werden: Dies kann von einer Ver-
öff entlichung des Fehlverhaltens („naming and 
shaming“) bis zur Verhängung empfi ndlicher 
Geldbußen reichen.

Neben den Auswirkungen für unmittelbar 
betroff ene Unternehmen werden die Liefer-
kettenvorschriften aber auch eine erhebliche 
indirekte Wirkung entfalten und dadurch so gut 
wie alle Unternehmen beschäftigen: Praktisch 
jedes Unternehmen ist selbst Teil von Lieferket-
ten und wird daher von seinen Vertragspartnern 
aufgefordert werden, die eigene Vorgangsweise 
in Hinblick auf Menschenrechte und Umwelt-
schutz, auch was die eigene Lieferkette betriff t, 
darzulegen und eine sorgfältige entsprechende 
Vorgangsweise sicherzustellen. Dies kann auch 
auf Kommunen und kommunale Unternehmen 
zukommen.

Mit welchen Auswirkungen muss man wei-
ter rechnen? Der Entwurf der CSDDD sieht 
ausdrücklich vor, dass Unternehmen, wenn 
sie Beihilfen erhalten wollen, bescheinigen 
 müssen, dass sie mit keinen Sanktionen wegen 
einer Nichteinhaltung der Lieferketten-Ver-
pfl ichtungen belegt wurden. 

Und Ähnliches wird für das Vergaberecht 
gelten: Ein schwerer Verstoß gegen eine Ver-
pfl ichtung nach der CSDDD wird wohl dazu 
führen, dass Bieter von der Teilnahme am Ver-
gabeverfahren auszuschließen sind. Darüber 
hinausgehend wird der Druck auf öff entliche 
Auftraggeber steigen, im Rahmen von Vergabe-
verfahren Vorgaben zur Einhaltung von Liefer-
ketten-Sorgfaltspfl ichten vorzusehen. Schon 
jetzt erlaubt das Bundesvergabegesetz bei-
spielsweise, nur Unternehmen zu Vergabever-
fahren zuzulassen, die über ein entsprechendes 
Lieferantenmanagement- und -überwachungs-
system verfügen. 

Warum fi nden solche Vorgaben derzeit noch 
kaum Eingang in Vergabeverfahren? Derzeit wä-
ren sie kaum sachlich gerechtfertigt, auch weil 
nur die wenigsten Bieter sie erfüllen könnten. 
Das wird sich in den nächsten Jahren und Jahr-
zehnten wohl ändern. 
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Der Grundgedanke erscheint logisch und 
richtig: Unternehmen sollen verpfl ichtet 
werden, nicht nur in ihrer eigenen Organi-

sation, sondern auch in ihrer Lieferkette auf die 
Einhaltung von Menschenrechten und Umwelt-
schutz zu achten. Einerseits soll damit verhin-
dert werden, dass im „globalen Süden“ Raubbau 
an Menschen und Ressourcen begangen wird, 
andererseits soll damit als Nebeneff ekt auch die 
Wettbewerbssituation europäischer Unterneh-
men gestärkt werden. 

Derzeit wird auf EU-Ebene eifrig zwischen 
Kommission, Rat und Parlament verhandelt; 
eine Einigung für die EU-Lieferketten-Richt-
linie („Corporate Sustainability Due Diligence 
Directive“, kurz „CSDDD“) scheint schon in den 
nächsten Monaten greifbar zu sein. 

Für Gemeinden kann zunächst Entwarnung 
gegeben werden: In den unmittelbaren Anwen-
dungsbereich der Vorschriften, die in Öster-
reich frühestens in zwei Jahren anwendbar sein 
werden, fallen nur Unternehmen, die Körper-
schaften des Privatrechts sind, also insbesondere 
GmbHs und Aktiengesellschaften. Und das nur 

In Frankreich und in Deutschland gibt es sie bereits, nun soll es 
bald auch auf EU-Ebene so weit sein: Gesetze, die Sorgfaltspfl ichten 
von Unternehmen in Hinblick auf ihre Lieferketten regeln. 

VERGABERECHT: PFLICHTEN IN DER LIEFERKETTE 

Was kommt da auf uns zu?

ab Erreichung bestimmter Größenmerkmale, 
über die derzeit noch intensiv diskutiert wird; 
jedenfalls sprechen wir von Unternehmen mit 
mehreren hundert Mitarbeiter:innen und mit 
einem weltweiten Umsatz im zig- bis hundert-
fachen Millionenbereich. 

Diese unmittelbar betroff enen Unternehmen, 
und hier kann der eine oder andere  kommunale 
Wirtschaftsbetrieb durchaus umfasst sein, 
werden in Zukunft diverse Maßnahmen in Hin-
blick auf ihre Lieferketten ergreifen müssen. 
Dazu zählen insbesondere die Entwicklung einer 
Menschenrechts- und  Umweltschutzstrategie, 
die Durchführung von Risikoanalysen, die Vor-
gabe eines Lieferantenkodex für ihre Zulieferer, 
die Errichtung eines internen Melde systems und 
laufende Berichterstattungen. Sobald Probleme 
erkannt wurden, sind entsprechende Maß-
nahmen zu ergreifen: Das kann von der Unter-
stützung der Lieferanten über regelmäßige 
Kontrollen bis zur Beendigung der Lieferanten-
Vertragsbeziehung reichen. 

Heiß diskutiert wird noch die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen europäische Unter-
nehmen gegenüber jenen Menschen, die durch 

Der Grundgedanke hinter 
der Sorgfaltspfl icht ist, 
dass verhindert werden 
soll, dass im „globalen 
Süden“ Raubbau an 
Menschen und Ressour-
cen begangen wird, 
andererseits soll damit 
als Nebeneff ekt auch die 
Wettbewerbssituation 
europäischer Unterneh-
men gestärkt werden.

MAG. GREGOR STICKLER 
IST RECHTSANWALT UND 
PARTNER BEI SCHRAMM 
ÖHLER RECHTSANWÄLTE 
GMBH 

negative Auswirkungen auf Menschenrechte 
oder Umwelt geschädigt werden, zivilrechtlich 
für eine Verletzung ihrer Sorgfaltspfl ichten haf-
ten müssen. Neben der zivilrechtlichen Haftung 
sollen auch weitere abschreckende Sanktionen 
vorgesehen werden: Dies kann von einer Ver-
öff entlichung des Fehlverhaltens („naming and 
shaming“) bis zur Verhängung empfi ndlicher 
Geldbußen reichen.

Neben den Auswirkungen für unmittelbar 
betroff ene Unternehmen werden die Liefer-
kettenvorschriften aber auch eine erhebliche 
indirekte Wirkung entfalten und dadurch so gut 
wie alle Unternehmen beschäftigen: Praktisch 
jedes Unternehmen ist selbst Teil von Lieferket-
ten und wird daher von seinen Vertragspartnern 
aufgefordert werden, die eigene Vorgangsweise 
in Hinblick auf Menschenrechte und Umwelt-
schutz, auch was die eigene Lieferkette betriff t, 
darzulegen und eine sorgfältige entsprechende 
Vorgangsweise sicherzustellen. Dies kann auch 
auf Kommunen und kommunale Unternehmen 
zukommen.

Mit welchen Auswirkungen muss man wei-
ter rechnen? Der Entwurf der CSDDD sieht 
ausdrücklich vor, dass Unternehmen, wenn 
sie Beihilfen erhalten wollen, bescheinigen 
 müssen, dass sie mit keinen Sanktionen wegen 
einer Nichteinhaltung der Lieferketten-Ver-
pfl ichtungen belegt wurden. 

Und Ähnliches wird für das Vergaberecht 
gelten: Ein schwerer Verstoß gegen eine Ver-
pfl ichtung nach der CSDDD wird wohl dazu 
führen, dass Bieter von der Teilnahme am Ver-
gabeverfahren auszuschließen sind. Darüber 
hinausgehend wird der Druck auf öff entliche 
Auftraggeber steigen, im Rahmen von Vergabe-
verfahren Vorgaben zur Einhaltung von Liefer-
ketten-Sorgfaltspfl ichten vorzusehen. Schon 
jetzt erlaubt das Bundesvergabegesetz bei-
spielsweise, nur Unternehmen zu Vergabever-
fahren zuzulassen, die über ein entsprechendes 
Lieferantenmanagement- und -überwachungs-
system verfügen. 

Warum fi nden solche Vorgaben derzeit noch 
kaum Eingang in Vergabeverfahren? Derzeit wä-
ren sie kaum sachlich gerechtfertigt, auch weil 
nur die wenigsten Bieter sie erfüllen könnten. 
Das wird sich in den nächsten Jahren und Jahr-
zehnten wohl ändern. 
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GLASFASER ERLEICHTERT MEDIZINISCHE BETREUUNG

Gesundheit 
auf Knopfdruck

Gesundheit sollte heut-
zutage keine Frage des 
Wohnortes sein – im-

merhin können medizinische 
Dienstleistungen vielfach digi-
tal genutzt werden und errei-
chen somit auch Menschen, die 
in ländlichen Regionen zuhau-
se sind. „Voraussetzung ist ein 
leistungsstarkes und stabiles 
Internet. Zu bedenken ist auch, 
dass im Gesundheitsbereich 
höchst sensible Daten im Netz 
unterwegs sind. Glasfaser ist 
unanfällig für elektromagneti-
sche Störungen und kann nicht 
abgehört werden. Geschützte 
Übertragungswege sind somit 
gewährt“, versichert Hartwig 
Tauber, Geschäft sführer der 
Österreichischen Glasfaser-Inf-
rastrukturgesellschaft  (öGIG).

Leichter Zugang – effi  ziente 
Betreuung. Die sogenannte 
Telemedizin ist eine sinnvolle 
Ergänzung zu herkömmlichen 
ärztlichen Versorgungsangebo-

ten und erweitert das medizi-
nische Expertenspektrum – ob 
Videosprechstunde, Online-
Medikation oder Kontrolle 
von Blut- und Zuckerwerten: 
Oft mals reicht die virtuelle 
Verbindung via Screen, um 
ärztlichen Rat einzuholen, den 
Gesundheitszustand zu prüfen 
oder unter Anleitung Therapi-
en durchzuführen. Das spart 
Ressourcen, Wege und Warte-
zeiten – insbesondere, wenn 
eine regelmäßige medizini-
sche Betreuung notwendig ist. 
Damit Online-Konsultationen 
in Echtzeit funktionieren kön-
nen, braucht es allerdings stö-
rungsfreies Breitbandinternet: 
Glasfaser leistet diesbezüglich 
wertvolle Dienste. Sie bewältigt 
große Datenmengen mit Bra-
vour, garantiert Stabilität und 
Sicherheit und hält digitale 
Verbindungen verlässlich am 
Laufen.

Von „Hochleistungsin-
ternet“ profi tiert aber auch 

medizinisches Personal – die 
Digitalisierung von Patien-
tenakten, Gesundheitsdaten 
und Prozessen erleichtert die 
Beratung, ebenso wie den 
Pfl egealltag. 

Und virtuelle Weiterbil-
dungsangebote tragen dazu 
bei, dass Ärztinnen und Ärzte 
ihr Gesundheitswissen lau-
fend erweitern können. Eine 
Glasfaser-Infrastruktur schafft   
demnach die notwendigen 
Rahmenbedingungen für eine 
zeitgemäße medizinische 
Rund-um-Betreuung und 
leistet somit einen wichtigen 
Beitrag zur Gesundheitsversor-
gung einer Gemeinde.

Die Lebenserwartung steigt und Men-
schen werden immer älter: Das liegt am 
medizinischen Fortschritt – aber auch die 
Digitalisierung mit ihren neuen Versor-
gungsangeboten trägt dazu bei. Von der 
Online-Sprechstunde bis hin zu optimierten 
Prozessen im Gesundheitswesen profi tieren 
sowohl Betreuer:innen als auch Betreute 
von den neuen Möglichkeiten. 

EN
TG

EL
TL

IC
H

E 
EI

N
SC

H
AL

TU
N

G

„Für die nötige Bandbreite, Geschwindigkeit und vor allem 
die sichere Übertragung der sensiblen Daten des modernen 
Gesundheitswesen sorgt Glasfaser- Internet. Wir vereinfachen 
den Zugang zu digitaler Gesundheitsversorgung“, so Hartwig 
Tauber, Geschäft sführer der Österreichischen Glasfaser-Infra-
strukturgesellschaft  (öGIG)

MEHR INFOS 
Mehr Informationen unter 
www.oegig.at

VERKEHRSÜBERWACHUNG

Section Control 
zeigt starke 
Wirkung

D ie Section Control 
sorgt seit zwanzig 
Jahren für mehr 
Verkehrssicher-
heit in Österreich, 

resümierte Verkehrsminis-
terin Leonore Gewessler im 
September 2023 anlässlich des 
runden Jubiläums dieser Art 
der Verkehrsüberwachung. 

Unfälle stark reduziert
Die erste stationäre Section 
Control-Anlage wurde 2003 
auf der Wiener A22 im Kai-
sermühlentunnel in Betrieb 
genommen. Seitdem ist dort 
kein tödlicher Unfall mehr pas-
siert. Schon nach dem ersten 
Jahr hatten sich zudem die 
Unfallzahlen halbiert. Mittler-
weile gibt es sechs stationäre 
Section Control-Anlagen auf 
Österreichs hochrangigem 
Straßennetz, die alle von der 
ASFINAG (Autobahnen- und 
Schnellstraßen-Finanzierungs-
Aktiengesellscha� ) betrieben 
werden. Deren Vorstand Hart-
wig Hufnagl weiß: „Dort, wo 
sie eingesetzt werden, läu�  der 
Verkehr ruhiger und harmoni-
scher. Gefährliche Au� ahr- und 

Spurwechselmanöver verrin-
gern sich.“ Das gilt auch für 
die Anlage im Plabutschtunnel 
auf der Pyhrnautobahn A9. 
Dass sie funktioniert, dafür 
sorgt der ASFINAG-Partner 
VITRONIC Austria. Der Ver-
kehrsspezialist ist auch für die 
Modernisierung, Errichtung 
und Wartung anderer Section 
Control-Anlagen verantwort-
lich, wie etwa jener auf der S16 
im Arlbergtunnel.     

Mobil einsetzbare Anlagen
Ralf Larcher, der Geschä� s-
führer von VITRONIC Austria, 
weist darauf hin, dass es ak-
tuell noch 20 weitere Anlagen 
gibt, die allerdings nicht statio-
när, sondern mobil einsetzbar 
sind: „Dabei handelt es sich 
richtigerweise um Baustellen-
anlagen mit einem 700 kg 
schweren Stahlfundament, 
die gerne als ,mobile‘ Anlagen 
bezeichnet werden. Tatsächlich 
gibt es zwar mobile Anlagen 
mit Stativ. Solche erfüllen 
jedoch nicht die rechtlichen 
und qualitativen Anforderun-
gen, die bei uns in Österreich 
gelten.“

Positive E� ekte      
Bei der ersten Baustellenanla-
ge auf der Tangente zeigte sich 
bei der anschließenden Analy-
se, dass mit Section Control so-
gar weniger Unfälle passierten 
als in Zeiten ohne Baustelle 
und Verkehrsüberwachung. 
Grundsätzlich gilt: Es kommt 
durch die Section Control zu 
einer Homogenisierung der 
gefahrenen Geschwindigkeit, 
insbesondere auch zwischen 
Pkws und Lastwägen. Überhol-
manöver fi nden kaum noch 
statt. Der Abstand zwischen 
den Fahrzeugen erhöht sich 
automatisch. Ohne Section 
Control-Anlagen würde es laut 
Kuratorium für Verkehrssicher-
heit rund 460 verunglückte 
Personen, 110 Schwerverletzte 
und fast 25 Tote pro Jahr zu-
sätzlich geben. Es reduzieren 
sich aber auch leichtere Unfäl-
le mit Sachschäden, die häufi g 
zu längeren Staus führen.     

Einsatzgebiete ausweiten
Die hohe E� ektivität von 
Section Control-Anlagen ist 
erwiesen. Daher wird über 
weitere Einsatzgebiete nach-

gedacht. Warum soll dieses 
bewährte Instrument für mehr 
Verkehrssicherheit nur dem 
höchstrangigen Straßennetz 
vorbehalten sein, wenn auf 
anderen Straßen sein Einsatz 
ebenso sinnvoll wäre? Eine 
Ausweitung wäre vielerorts 
wünschenswert. Die Unfallzah-
len haben sich nämlich gerade 
auch in den Baustellenberei-
chen halbiert. „Das System 
funktioniert gut und verläss-
lich – und bietet den Ländern 
gerade bei der Kontrolle von 
Lkws auch noch Potenzial für 
die Zukun� “, deutet Gewessler 
bereits weitere Einsatzmög-
lichkeiten an.   
 

Seit 20 Jahren gibt es Section Control-Anlagen 
mittlerweile in Österreich – bislang allerdings 
nur auf Autobahnen und Schnellstraßen. Das 
muss jedoch nicht so bleiben.  
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Section Control in Österreich: stationäres POLISCAN Seco-
Gehäuse mit modernster Laser-Messtechnik 

INFOS & BERATUNG

VITRONIC Machine Vision 
Austria GmbH 
Christine-Touaillon-Str. 11/11
1220 Wien 

ralf.larcher@vitronic.com 
+43-1-2882885
www.vitronic.at 
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Control-Anlagen würde es laut 
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sätzlich geben. Es reduzieren 
sich aber auch leichtere Unfäl-
le mit Sachschäden, die häufi g 
zu längeren Staus führen.     
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Die hohe E� ektivität von 
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erwiesen. Daher wird über 
weitere Einsatzgebiete nach-

gedacht. Warum soll dieses 
bewährte Instrument für mehr 
Verkehrssicherheit nur dem 
höchstrangigen Straßennetz 
vorbehalten sein, wenn auf 
anderen Straßen sein Einsatz 
ebenso sinnvoll wäre? Eine 
Ausweitung wäre vielerorts 
wünschenswert. Die Unfallzah-
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funktioniert gut und verläss-
lich – und bietet den Ländern 
gerade bei der Kontrolle von 
Lkws auch noch Potenzial für 
die Zukun� “, deutet Gewessler 
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Section Control in Österreich: stationäres POLISCAN Seco-
Gehäuse mit modernster Laser-Messtechnik 
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A lle zwei Jahre prämieren das KFV, der 
Österreichische Gemeindebund und (heuer 
erstmals als Partner ebenfalls dabei) der 

Österreichische Städtebund engagierte Verkehrs-
sicherheitsprojekte. Zwischen Jänner und Mai 
2023 konnten Interessent:innen ihre Projekte in 
den Kategorien „Kindergärten & Volksschulen“, 
„Mittelschulen & Höhere Schulen“, „Städte und 
Gemeinden“, „Unternehmen“ sowie „Vereine 
und sonstige Institutionen“ beim KFV einreichen. 
Das Interesse war heuer enorm: Der interdiszipli-
nären Fachjury lagen fast doppelt so viele Einrei-
chungen vor wie 2021. Zusätzlich vergeben wurde 
der Sonderpreis „Best Practice zur Förderung von 
Sicherheit im Radverkehr“. 

Verkehrssicherheit geht gemeinsam. Auch 
dieses Jahr wurde es der Fachjury nicht leicht 
gemacht. „Gut so!“, freut sich KFV-Direktor 
Mag. Christian Schimanofsky über die vielfältigen 
Projekte: „Für die Jury ist es jedes Mal schwer, aus 
der großen Zahl der Einreichungen lediglich einen 
kleinen Teil prämieren zu können. Genau ge-
nommen gebührt der Österreichische Verkehrs-
sicherheitspreis allen Personen, die mehr tun, als 
der Gesetzgeber vorschreibt. Die wunderbaren 
Gewinner:innen stehen daher stellvertretend für 
alle Menschen, die sich mit Herz und Seele jeden 
Tag in Gemeinden, Schulen, Kindergärten, Unter-
nehmen und Vereinen für die Sicherheit von uns 
allen engagieren.“ Durch die Prämierung von 
Siegerprojekten werden Best-Practice-Beispiele 
ins Rampenlicht gebracht, die als Ideenquelle für 
andere Engagements dienen können. Mit mehr 
Verkehrsgestalter:innen und Engagement aus der 
Zivilgesellschaft würde auch mehr Verkehrssi-
cherheit aktiv mitgeformt werden.

Das KFV, der Gemeindebund und der Städtebund bedankten sich 
mit der Verleihung des Verkehrssicherheitspreises AQUILA bei allen, 
die durch ihr außergewöhnliches Engagement und ihre Kreativität 
einen wichtigen Beitrag zur Steigerung der Verkehrssicherheit auf 
Österreichs Straßen leisten. 

KFV-VERKEHRSSICHERHEITSPREIS „AQUILA“ VERLIEHEN

Der „Oscar 
der Sicherheit“

Verkehrs-
sicherheit in 
Städten und 
Gemeinden ist 
die Summe aus 
vielen Maßnah-
men, die das 
Leben der Bür-
ger:innen siche-
rer und lebens-
werter machen.“
Walter Leiss, 
General-
sekretär 
des Öster-
rei chischen 
Gemein de-
bundes

Walter Leiss, Generalsekretär des Gemeinde-
bundes: „Verkehrssicherheit in den Städten und 
Gemeinden ist die Summe aus vielen Maßnah-
men, die das Leben der Bürger:innen in unse-
ren Orten sicherer und lebenswerter machen. 
Tempolimits und Radarmessungen sind dabei 
zentrale Instrumente – aber es gibt zahlreiche 
weitere Initiativen, die die Sicherheit auf den 
Straßen erhöhen. Der Verkehrssicherheits-
preis AQUILA ist eine gute Bühne, um neue und 
innovative Ideen der Städte und Gemeinden in 
Sachen Verkehrssicherheit vorzustellen.“

Positiver Nebeneff ekt für mehr Verkehrs-
sicherheit sei dabei auch die Förderung klima-
freundlicher Mobilität: „Radfahren, Zu-Fuß-
Gehen und die Nutzung der Öffi  s anstelle der Kfz 
machen unsere Zentren nicht nur lebenswerter 
und klimafi tter, sondern auch verkehrssicherer.“

Wiener Neudorf, Gleisdorf und die Stadt Wien 
gewinnen die Kategorie „Städte und Gemein-
den“: Wiener Neudorf wurde für sein Konzept 
des Perspektivenwechsels und den Ausbau von 
Geh- und Radwegen prämiert, bei dem vor allem 
Kinder und ihre Perspektive in die Neugestaltung 
miteinbezogen wurden. Auch die Stadtgemeinde 
Gleisdorf fördert Kindersicherheit mit der Ein-
führung von Schulstraßen, um Eltern das Bringen 
und Abholen ihrer Kinder in sicherer Umgebung 
zu ermöglichen, etwa durch die  Einrichtung von 
„Bussi&Baba“-Parkplätzen. Für ihr Pilotprojekt 
„Supergrätzl Favoriten“ wurde auch die Stadt 
Wien ausgezeichnet: Kern der Transformation der 
9,5 Hektar großen Fläche war eine neue Ver-
kehrsorganisation vor der Mittelschule Herzgasse.

Auch der AQUILA in der Kategorie „Vereine 
und sonstige Institutionen“ geht mit „Große 
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Bei der Preisverleihung 
im festlichen Rahmen 
wurden heuer auch 
ein Medienpreis, ein 
Sonderpreis für beson-
deres Engagement in 
der Verkehrserziehung 
sowie ein Sonderpreis 
für Zivilcourage verge-
ben. Der Event fand als 
Gala-Abend, moderiert 
von Oliver Zeisberger, 
am 12. Oktober im Palais 
Wertheim in Wien statt.

Mit dem Sonderpreis 
„Best Practice zur För-
derung von Sicherheit 
im Radverkehr“ wurde 
Bregenz ausgezeich-
net. Prämiert wurden 
die Innovation und 
Umsetzungsstärke ei-
nes erfolgreich erprob-
ten Vorzeigeprojekts 
für eine überregionale 
Radverkehrslösung in 
der Landeshauptstadt.

Auch ein Medienpreis 
wurde vergeben: Die-
ser ging heuer an die 
Chronik-Redaktion von 
PULS 24 News TV, 
die immer wieder 
Licht auf aktuelle 
Sicherheitsthemen 
in Österreich wirft . 
Dieses kontinuier-
liche Engagement für 
Sicherheit wurde mit 
dem AQUILA belohnt.

www.kfv.at

Hier zeige sich die große Wirkung auch der 
kleinsten Veränderung, so Schimanofsky: „Die 
Aktionen und Initiativen, die für den AQUILA 
eingereicht werden, sind oft bestechend in ihrer 
Einfachheit, mitunter umfassend in Gesamtkon-
zepten gedacht und immer wieder auch zutiefst 
persönlich motiviert. Eines ist ihnen aber allen 
gemein: Sie entstehen aus der Menschlichkeit 
heraus und daher haben sie die Kraft, andere zu 
berühren.“

Weitere AQUILA-Gewinner:innen waren etwa 
Bregenz (Sonderpreis Sicherheit im Radverkehr) 
und PULS 24 (Medienpreis) – siehe Kasten rechts.

Der Sonderpreis für Zivilcourage geht an 
Marianne Gröschl: Ihr Sohn starb vor 25  Jahren 
bei einem von einem alkoholisierten Lenker 
verursachten Verkehrsunfall in Baden. Seitdem 
setzt sich Marianne Gröschl gegen Alkohol am 
Steuer ein. In ihrem aktuellen Buch „Don’t drink 
& drive“ behandelt sie die emotionale Lage der 
Hinterbliebenen und richtet einen Appell an alle, 
die sich alkoholisiert ans Steuer setzen.

Für sein außerordentliches Engagement wur-
de Chefi nspektor Martin Slimar, stellvertretend 
für sein Team der Verkehrspolizei Wien, mit dem 
AQUILA-Sonderpreis für besonderes Engagement 
in der Verkehrserziehung ausgezeichnet. 

schützen Kleine“ an ein Projekt für mehr Kin-
dersicherheit in Graz, mit diversen Sensibilisie-
rungsprojekten für mehr Verkehrskompetenz.

Für sichere E-Bike-Touren wird in Schlad-
ming in der Steiermark gesorgt: In der „Easy 
Drivers“-Radfahrschule werden E-Bike-Touren-
begleitende ausgebildet. Für dieses Engagement 
wurde die „Easy Drivers“-Radfahrschule in der 
Kategorie „Unternehmen“ ausgezeichnet.

VS Langholzfeld macht 1. Platz in der Kategorie 
„Kindergärten & Volksschulen“. Die kleinsten 
Gewinner:innen des AQUILA in der Kategorie 
„Kindergärten & Volksschulen“ kamen dieses 
Jahr von der VS Langholzfeld aus Pasching in 
Oberösterreich. Mit ihrer „Paschinger Schritte-
Challenge“ und der Initiative „Pasching radelt“ 
haben sie das Mobilitätsverhalten der Schüler:in-
nen langfristig verändert und eine Verkehrsbe-
ruhigung rund um die drei Schulstandorte in der 
Gemeinde erreicht. Das Projekt förderte nicht 
nur die Selbstständigkeit und die Eigenverant-
wortung der Kinder, sondern auch den Klima-
schutz.

Mit ihrer SchulGehBus-Route sorgt die Mittel-
schule Scheiblingskirchen in Niederösterreich 
für einen sicheren Schulweg ohne Eltern-Taxis 
und wurde dafür mit dem AQUILA in der Kate-
gorie „Mittelschulen & Höhere Schulen“ ausge-
zeichnet.
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für sein Team der Verkehrspolizei Wien, mit dem 
AQUILA-Sonderpreis für besonderes Engagement 
in der Verkehrserziehung ausgezeichnet. 

schützen Kleine“ an ein Projekt für mehr Kin-
dersicherheit in Graz, mit diversen Sensibilisie-
rungsprojekten für mehr Verkehrskompetenz.

Für sichere E-Bike-Touren wird in Schlad-
ming in der Steiermark gesorgt: In der „Easy 
Drivers“-Radfahrschule werden E-Bike-Touren-
begleitende ausgebildet. Für dieses Engagement 
wurde die „Easy Drivers“-Radfahrschule in der 
Kategorie „Unternehmen“ ausgezeichnet.

VS Langholzfeld macht 1. Platz in der Kategorie 
„Kindergärten & Volksschulen“. Die kleinsten 
Gewinner:innen des AQUILA in der Kategorie 
„Kindergärten & Volksschulen“ kamen dieses 
Jahr von der VS Langholzfeld aus Pasching in 
Oberösterreich. Mit ihrer „Paschinger Schritte-
Challenge“ und der Initiative „Pasching radelt“ 
haben sie das Mobilitätsverhalten der Schüler:in-
nen langfristig verändert und eine Verkehrsbe-
ruhigung rund um die drei Schulstandorte in der 
Gemeinde erreicht. Das Projekt förderte nicht 
nur die Selbstständigkeit und die Eigenverant-
wortung der Kinder, sondern auch den Klima-
schutz.

Mit ihrer SchulGehBus-Route sorgt die Mittel-
schule Scheiblingskirchen in Niederösterreich 
für einen sicheren Schulweg ohne Eltern-Taxis 
und wurde dafür mit dem AQUILA in der Kate-
gorie „Mittelschulen & Höhere Schulen“ ausge-
zeichnet.
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Die Altstoff  Recycling Austria AG (ARA) feiert heuer ihr 
30-jähriges Bestehen. Im Interview blickt ARA-Vorstands-
sprecher Harald Hauke auf die Erfolge der  Vergangenheit, 
die Herausforderungen der Zukunft und die Rolle der 
Kommunen in der Kreislaufwirtschaft.

KOMMUNAL: Herr Hauke, die ARA wurde vor 
30 Jahren als Antwort auf die damals neue 
Verpackungsverordnung ins Leben gerufen. 
Was hat sich seit damals verändert?
HARALD HAUKE: Im Jahr 1993 war Klimaschutz 
noch ein Fremdwort, heute ist er das globale 
� ema Nummer eins. Die Kreislaufwirtschaft 
hat sich in dieser Zeit zu einem wichtigen Hebel 
für den Klimaschutz entwickelt. Für  erfolgreiche 
Kreislaufwirtschaft braucht es aber uns alle: 
Durch die gemeinsame Anstrengung von Wirt-
schaft, Politik, Kommunen und Bevölkerung 
haben wir es geschaff t, heute beim Recycling im 
EU-Spitzenfeld zu liegen. Wir haben ein erfolg-
reiches Sammelsystem für Verpackungen aufge-
baut, das als internationales Vorbild gilt. Mit dem 
laufenden Ausbau der Sammlung, der beque-
men Ab-Haus-Sammlung und der öff entlichen 
Bewusstseinsbildung zog die Akzeptanz für die 
Verpackungssammlung über all die Jahre an, wie 
unsere aktuelle IMAS-Umfrage zeigt: 90 Prozent 
der Menschen in Österreich empfi nden die ge-
trennte Sammlung von Verpackungen als wich-
tig; vor 20 Jahren lag dieser Wert bei 67 Prozent. 
Und 28 Prozent wollen in Zukunft noch mehr 
und noch genauer trennen. Hier müssen wir mit 

Blick auf den Klimaschutz und die EU-Recyc-
lingziele ansetzen.

Mit Jänner 2023 wurde die Sammlung von 
Leichtverpackungen in ganz Österreich verein-
heitlicht. Führt das zu mehr Recycling?
Die Vereinfachung eines einst komplexen Sys-
tems war ein wichtiger Schritt. Die Sammelum-
stellung bei Leichtverpackungen zeigt deutlich 
positive Eff ekte: In den Umstellungsregionen 
stiegen die Mengen um 30 Prozent, bundesweit 
um rund 11 Prozent. Dank zahlreicher Informa-
tionskampagnen in den Bundesländern wird 
die Sammelumstellung weitgehend angenom-
men. Mit unserer App „Digi-Cycle“ bieten wir 
den Menschen zusätzliche Unterstützung beim 
richtigen Trennen und Sammeln. User:innen 
scannen dabei den Barcode auf Verpackungen 
und erhalten über den Recycling-Guide eine 
ortsspezifi sche Trennanleitung  und den Stand-
ort der nächsten Sammelstelle. Wir müssen an 
mehreren Stellschrauben drehen, Jede richtig 
gesammelte Verpackung ist für den Umwelt- 
und Ressourcenschutz unerlässlich, ein wichti-
ger Beitrag für die Klimaziele und ein wertvoller 
Sekundärstoff .

INTERVIEW

„Kreislaufwirtschaft  
braucht uns alle“

30 JAHRE ARA IN ZAHLEN

 ≤ 14 Millionen Tonnen CO₂ 
wurden durch das ARA-
Ver packungsrecycling in den 
letzten 30 Jahren eingespart. 
Das entspricht den Treibhaus-
gasemissionen von 130 Millio-
nen Pkw-Kilometern.

 ≤ 90 Prozent Zustimmung 
erhält die getrennte Verpa-
ckungssammlung von den 
Bürger:innen. Vor 20 Jahren 
lag dieser Wert bei 67 Prozent.

 ≤ Zwei Millionen Sammel-
behälter stehen den Österrei-
cher:innen für die getrennte 
Verpackungssammlung zur 
Verfügung. Darüber hinaus 
sind zwei Millionen Haushalte 
an die Sammlung mit dem 
Gelben Sack angeschlossen. 
1993 waren es 664.000 Sam-
melbehälter.

 ≤ 116 kg Verpackungen und 
Altpapier sammelt jede:r 
Bürger:in pro Jahr durch-
schnittlich. Vor 30 Jahren lag 
der Wert bei rund 81 kg.

 ≤ 150 Meter beträgt der Weg 
bis zur nächsten Gelben 
Tonne. Im Durchschnitt rund 
470 Meter mussten Konsu-
ment:innen vor 20 Jahren 
noch zurücklegen.
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r/ Welchen Beitrag können Österreichs Städte 
und Gemeinden leisten, um Kreislaufwirtschaft  
zu forcieren?
Die Gemeinden sind für uns ein wichtiger Part-
ner beim Ausbau und bei der Vereinheitlichung 
der getrennten Verpackungssammlung. Danke 
für ihr Engagement! Mit den 250 Abfallberatern 
sind sie für die Menschen die erste Anlaufstelle, 
wenn es um Mülltrennung geht. Besonders in all 
jenen Bundesländern, in denen seit Beginn des 
Jahres 2023 anders gesammelt wird, herrscht bei 
den Konsument:innen ein verstärktes Informa-
tionsbedürfnis. Auch wenn die neue Sammlung 
eine Vereinfachung mit sich bringt, müssen 
Routinen geändert werden – das Chipssackerl 
beispielsweise landet jetzt in ganz Österreich 
in der Gelben Tonne bzw. im Gelben Sack. Das 
muss für die Bürger:innen immer und immer 
wiederholt werden. Gemeinden nehmen hier als 
Sprachrohr zu den Bürger:innen eine besondere 
Rolle ein. 

Die Optimierung der Sammlung ist ein Hebel, 
um mehr Kunststoff verpackungen zu recyceln. 
Gibt es weitere Ansatzpunkte?
Bis 2025 müssen wir das Recycling von Kunst-
stoff verpackungen verdoppeln. Neben der 
Sammlung ist eine signifi kante Steigerung 
der Qualität und Ausbeute bei der Sortierung 
ein wichtiger Schlüssel. Mit den bestehenden 
Sortieranlagen ist dieses Ziel aber nicht erreich-
bar. Wir sind daher besonders stolz auf unsere 
Partnerschaft mit Bernegger und dem Grünen 
Punkt. Dieses länderübergreifende Joint Venture 
ermöglicht es uns, die modernste Sortieranlage 
Europas – mit einer Sortierkapazität von rund 
100.000 Tonnen Leichtverpackungen pro Jahr – 
zu errichten. Der Bau der Sortieranlage im ober-
österreichischen Ennshafen stärkt den Wirt-
schaftsstandort Österreich, schließt eine große 
Sortierlücke und hält wertvolle Ressourcen bei 
uns im Land. 

Die Gemeinden sind für uns 
ein wichtiger Partner beim 
Ausbau und bei der Vereinheit-
lichung der getrennten Ver-
packungssammlung. Danke 
für ihr Engagement!“
Harald Hauke
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D ie Friedhofskultur 
befi ndet sich im Wandel. 
Immer mehr Menschen 

entscheiden sich gegen eine 
Erdbestattung und für eine 
Urnenbeisetzung. Die Gemein-
den stehen vor der Heraus-
forderung, diesen Wünschen 
nachzukommen. 

Genau hier bietet das 
Kärntner Familienunternehmen 
GRABKULT mit seinen paten-
tierten Urnensäulen die perfek-
te Alternative an. Stefan Leeder 
ist der Erfi nder dieses Systems. 
Bis zu vier Urnen fi nden in 
diesem einzigartigen System 
Platz. „Mit unseren Urnensäulen 
und Rasengräbern, die auch für 
Biournen geeignet sind, können 
wir fl exibel auf den jeweiligen 
Bedarf eingehen“, erklärt der 
Geschäft sführer. Diese Urnen-
systeme passen perfekt in das 
Gesamtbild des Friedhofs, der 

für viele Menschen eine Begeg-
nungszone ist. 

In den vergangenen Jahren 
hat GRABKULT mit zahlrei-
chen Gemeinden passende 
Konzepte für die Friedhofs-
gestaltung umgesetzt. 
So hat sich die Tiroler Gemeinde 
Langkampfen für dieses System 
entschieden. „Wir hatten das 
Problem der Grablücken, da die 
Urnenbeisetzungen sehr zuge-
nommen haben. Ein weiteres 
Problem war, dass man Urnen-
wände nicht mit Biournen 
belegen kann. Die Urnensäulen 
sind für uns die ideale Lösung. 
Die Umsetzung erfolgte durch 
unsere Bauhofmitarbeiter. 
Die Säulen sind kostengünstig 
und fl exibel einsetzbar“, sagt 
die Finanzverwalterin der Ge-
meinde Langkampfen, Irmgard 
Karrer.

KONTAKT  GRABKULT Handels GmbH 
Damtschacher Straße 31, 9241 Wernberg
offi  ce@grabkult.com      www.grabkult.com
Tel.: 0676/66 66 446

GROSSER ERFOLG FÜR DIE INNOVATIVEN 
URNENGRABLÖSUNGEN VON GRABKULT

Der Friedhof 
der Zukun� 

Welchen Beitrag können Österreichs Städte 
und Gemeinden leisten, um Kreislaufwirtschaft  
zu forcieren?
Die Gemeinden sind für uns ein wichtiger Part-
ner beim Ausbau und bei der Vereinheitlichung 
der getrennten Verpackungssammlung. Danke 
für ihr Engagement! Mit den 250 Abfallberatern 
sind sie für die Menschen die erste Anlaufstelle, 
wenn es um Mülltrennung geht. Besonders in all 
jenen Bundesländern, in denen seit Beginn des 
Jahres 2023 anders gesammelt wird, herrscht bei 
den Konsument:innen ein verstärktes Informa-
tionsbedürfnis. Auch wenn die neue Sammlung 
eine Vereinfachung mit sich bringt, müssen 
Routinen geändert werden – das Chipssackerl 
beispielsweise landet jetzt in ganz Österreich 
in der Gelben Tonne bzw. im Gelben Sack. Das 
muss für die Bürger:innen immer und immer 
wiederholt werden. Gemeinden nehmen hier als 
Sprachrohr zu den Bürger:innen eine besondere 
Rolle ein. 

Die Optimierung der Sammlung ist ein Hebel, 
um mehr Kunststoff verpackungen zu recyceln. 
Gibt es weitere Ansatzpunkte?
Bis 2025 müssen wir das Recycling von Kunst-
stoff verpackungen verdoppeln. Neben der 
Sammlung ist eine signifi kante Steigerung 
der Qualität und Ausbeute bei der Sortierung 
ein wichtiger Schlüssel. Mit den bestehenden 
Sortieranlagen ist dieses Ziel aber nicht erreich-
bar. Wir sind daher besonders stolz auf unsere 
Partnerschaft mit Bernegger und dem Grünen 
Punkt. Dieses länderübergreifende Joint Venture 
ermöglicht es uns, die modernste Sortieranlage 
Europas – mit einer Sortierkapazität von rund 
100.000 Tonnen Leichtverpackungen pro Jahr – 
zu errichten. Der Bau der Sortieranlage im ober-
österreichischen Ennshafen stärkt den Wirt-
schaftsstandort Österreich, schließt eine große 
Sortierlücke und hält wertvolle Ressourcen bei 
uns im Land. 

Die Gemeinden sind für uns 
ein wichtiger Partner beim 
Ausbau und bei der Vereinheit-
lichung der getrennten Ver-
packungssammlung. Danke 
für ihr Engagement!“
Harald Hauke
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Nachhaltig und 
wirtschaft lich 
sanieren
Die Ökobilanz von Straßen-
bauprojekten steht immer 
stärker im Fokus. Kaltrecy-
cling in-place hat sich als 
ressourcenschonende, emis-
sionsarme Technologie eta-
bliert, die sich aufgrund der 
großen Zeit- und Kostener-
sparnis auch wirtschaft lich 
lohnt. Die niederländischen 
Unternehmen KWS und 
Freesmij wählten das Sanie-
rungsverfahren für einen 
1,3 km langen und 3,10 m 
breiten, asphaltieren Weg 
nahe dem Dorf Ferwert. Mit 
dem Kaltrecycling-Zug der 
Wirtgen Group fräste das 
Einbauteam die vorhande-
ne Asphaltschicht aus und 
bereitete das Material vor 
Ort unter Beimischen von 
Bindemitteln und weiteren 
Zuschlagstoff en zu einer 
neuen BSM-Tragschicht auf. 
In nur zwei Tagen konnte 
so die gesamte Strecke mit 
100 Prozent recyceltem 
Material erneuert werden, 
was eine Menge CO₂ und 
natürlich Zeit und Kosten 
sparte. 
Mehr Infos auf 

 s wirtgen-group.com

BEST PRACTICE IN 
ALLER KÜRZE

Klagenfurt ist 
Klimaschutz-

Pionier
Klagenfurt gehört zu den 
zehn europäischen Städ-

ten, die für ihre Pläne zur 
Klimaneutralität bis 2030 

mit dem Siegel der EU-
Mission für klimaneutrale 

und intelligente Städte 
ausgezeichnet wurden. 

Neben der Kärntner 
Landeshauptstadt haben 

Mannheim (Deutschland), 
Sønderborg (Dänemark), 

Madrid, Saragossa, Va-
lencia, Valladolid und 

Vitoria-Gasteiz (Spanien), 
Cluj-Napoca (Rumänien) 
und Stockholm (Schwe-

den) das Siegel erhalten. 
Der Exekutiv-Vizepräsident 
der EU-Kommission Maros 
Šefčovič sagte: „Die Städte 

sind Vorreiter in Sachen 
gerechter ökologischer 
Wandel. Wir brauchen 
volles Engagement auf 

lokaler Ebene, um bis 2030 
die Treibhausgasemissi-
onen um 55 Prozent zu 

senken. Diese zehn Städte 
sind echte Pioniere.”
 s https://ec.europa.

eu/commission/
presscorner/detail/de/

ip_23_4879

NEWS

Einreichungen sind 
laufend ab sofort bis 
30.09.2024 (12 Uhr) nach 
Maßgabe der verfügbaren 
Budgetmittel möglich.

Fünf Millionen 
Förderbudget 
für Energiegemeinschaft en
Lokal, dezentral und erneuerbar – so sieht die Energieversorgung 
der Zukunft  aus. In Österreich setzen bereits mehr als 700 Ener-
giegemeinschaft en auf diese klimaneutrale Lösung und ermögli-
chen es Privatpersonen, Gemeinden und Unternehmen, saubere 
Energie selbst zu produzieren, zu verbrauchen, zu speichern und 
zu verkaufen. Zum dritten Mal können sich nun Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaften (EEG) oder Bürgerenergiegemeinschaften 
(BEG), die anderen Personen, Gemeinden, Regionen und Projekt-
entwicklern als Vorbild dienen, für die Ausschreibung „Energie-
gemeinschaften 2023“ bewerben. Ab heuer werden auch gemein-
schaftliche Erzeugungsanlagen (GEA) unterstützt, die gemeinsam 
Strom produzieren und verwerten können und für die keine eigene 
Rechtsform erforderlich ist. Damit soll die Gründung weiterer inno-
vativer Energiegemeinschaften gefördert werden – insgesamt mit 
fünf Millionen Euro, dotiert aus Mitteln des Klimaschutzministeri-
ums (BMK).

Links zur Ausschreibung:
 s https://www.klimafonds.gv.at/call/energiegemeinscha� en-2023/ 
 s Leitfaden Energiegemeinschaft en Ausschreibung 2023: 

     https://tinyurl.com/yj3n3cjz
 s Weitere Informationen zu Energiegemeinschaft en unter 

     https://energiegemeinscha� en.gv.at
 s Beratungsstellen in den Bundesländern fi nden Sie unter 

     https://energiegemeinscha� en.gv.at/kontakt-beratung/ 
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Häkeln für Korallen
Häkel-Handarbeiten von Senioren des 
Teams „Generationen miteinander – Enger-
witzdorf“ wurden Teil des internationalen 
Kunstprojekts „Crochet Coral Reef“, das 
seit Anfang Oktober im Schlossmuseum 
Linz ausgestellt ist und sich weltweit für den 
Schutz von Korallen und gegen Umweltver-
schmutzung engagiert. Die Initiative „Ge-
nerationen miteinander“ wird gefördert aus 
Mitteln des Sozialressorts des Landes Ober-
österreich und des Sozialministeriums. 
Mehr Information unter: 

 s www.dieziwi.at 
 s https://ooekultur.at/korallenri� 

Bauherrenpreis für 
Altstadt Hohenems
Die „Wiederbelebung“ der Altstadt in Hohen-
ems ist mit dem Bauherrenpreis der öster-
reichischen Architektinnen und Architekten 
2023 ausgezeichnet worden. Unter der 
Leitung von Markus Schadenbauer wurden 
40 historische Gebäude in Hohenems saniert 
und neue hinzugefügt, was zu einem revi-
talisierten und lebendigen Stadtbild führte, 
hieß es von der Jury.  „Dank der visionären 
und geduldigen Arbeit von Markus Schaden-
bauer hat die Straße eine bemerkenswerte 
Wiederbelebung erlebt. Diese Transformation 
wurde mit dem Bauherr:innenpreis ausge-
zeichnet“, schrieb Jurorin Angelika Fitz in 
ihrer Würdigung. Mehr Information unter: 

 s https://zv-architekten.at/bauherrenpreis/
bauherrenpreis-2023

Die Marktstraße in Hohenems in Vorarlberg umfasst 
40 eng aneinander gebaute historische Gebäude. Sie 
wurden im Dialog mit dem Denkmalamt saniert, 
Lücken wurden mit Neubauten ergänzt und auch in 
der zweiten Reihe wurde nachverdichtet. 

Mit dem Ent-
wurf des natio-
nalen Energie- 
und Klimaplans 
ist dem BMK 
kein großer 
Wurf gelun-
gen.“
Jürgen Roth, 
Vorstandsvorsitzender 
der eFuel Alliance Öster-
reich, moniert, dass das 
Potenzial synthetischer 
Energieträger im Plan 
nicht berücksichtigt 
wird und der Bereich der 
neuen Energieträger im 
NEKP-Entwurf fast zur 
Gänze fehlt.

11 %
Immer mehr Unter-
nehmen in Österreich 
nutzen künstliche 
Intelligenz (KI). 2023 
setzen 11 Prozent der Un-
ternehmen KI-Technologien 
ein, vor zwei Jahren lag der 
Anteil bei 9 Prozent.
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Die Initiative „Generationen miteinander“ engagiert 
sich für den Schutz von Korallen.
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Das Fuhrparkmanagement der Porsche Bank

DARAUF KANN
MAN NUR ABFAHREN!

Finanzierung. Versicherung. Wartung. Consulting.
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TEXT  / / ANDREAS HUSSAK

S t. Paul im Lavanttal ist eine Marktge-
meinde im Bezirk Wolfsberg. Identitäts-
stiftend für den Ort ist das Benediktiner-
stift St. Paul, dessen Stiftsgymnasium um 
die 600 Schülerinnen und Schüler besu-

chen. Bekannte Persönlichkeiten, von Hugo Wolf 
über die Hörbigers und Peter Simonischek bis hin 
zu Friedrich Orter, sind hier zur Schule gegangen. 
Die Bevölkerungszahl von St. Paul sank zwar seit 
ihrem Höchststand um den Jahrtausendwechsel, 
doch das könnte sich bald wieder ändern. Mit der 
Eröff nung der Koralmbahn ist ein Aufschwung 
für den Ort vorprogrammiert. Der neue Bahnhof 
im Norden von St. Paul wird die erste Station 
nach dem Koralmtunnel sein und der Ort somit 
der erste Eindruck und quasi das Willkommens-
portal Kärntens. 

„Unsere Vision ist, dass St. Paul zum schöns-
ten Vorort von Graz und Klagenfurt wird“, erklärt 
Bürgermeister Stefan Salzmann. Der 40-Jährige 
ist sich des Potenzials der hochrangigen Bahn-
anbindung bewusst: „Die Eröff nung der Bahn auf 
Kärntner Seite kommt noch heuer und wenn der 
Tunnel 2025 eröff net wird, liegen wir exakt in der 
Mitte eines Ballungsraums mit über einer Million 
Einwohner. Nach Klagenfurt benötigt man dann 
nur noch 22 Minuten und in Graz ist man in 
36 Minuten. Das ist die halbe Zeit, die man mit 
dem Auto brauchen würde. Und schon ab der 
neunten Zugfahrt nach Klagenfurt hat man bei 

Kalkulation mit dem amtlichen Kilometergeld 
die Kosten für das Kärnten Ticket (399 Euro) 
wieder herinnen.“

In St. Paul leben derzeit rund 3.200 Einwohner. 
Mittelfristig rechnet Salzmann damit, dass der 
Ort auf 5.000 Bewohner wachsen wird: „Wir 
können einer jungen Familie anbieten, am Land 
zu wohnen, mit aller Ruhe, mit Lebensqualität, 
Kinderbetreuung, Schwimmbad und Schulen, für 
die Arbeit nach Klagenfurt oder Graz auszupen-
deln und obendrein zumindest auf das Zweitauto 
oder sogar gänzlich auf ein Auto zu verzichten. 
Das wird mit der Koralmbahn möglich sein!“ Na-
türlich reicht es dafür nicht, nur überregional gut 
aufgestellt zu sein. Der Ort kann aber auch inner-
halb der Gemeindegrenzen punkten. Das Modell 
des 15-Minuten-Dorfs ist im St. Pauler Ortskern 
schon jetzt Realität: Von der Kindertagesstätte 
über Kindergarten, Volksschule, Hauptschule, 
Gymnasium, Apotheke, Ärzte, Gasthaus, Beklei-
dungsgeschäft, Billa und Spar bis hin zum Café 
ist alles innerhalb des Ortskerns in 15 Minuten zu 
Fuß erreichbar. „Genau das ist unser Asset. Die 
Leute, die bei uns im Ortskern wohnen, pendeln 
großteils nur mehr zum Arbeiten aus. Neunzig 
Prozent der alltäglichen Wege lassen sich im Ort 
erledigen. Für einen Flachbildfernseher oder 
Sportbekleidung fährt man wohl in die Stadt, 
aber den täglichen Bedarf kann man bei uns im 
Ortskern zu Fuß erledigen.“

Viele Gemeinden können das leider nicht 
bieten. Salzmann ist stolz auf diese Situation und 
möchte sie nicht nur erhalten, sondern weiter 
forcieren: „Wir haben uns einen Raumplaner 
geholt, der Unterpremstätten und Hart bei Graz 
betreut und der Erfahrung mit Boom-Towns hat.“ 
Mehr als ein Dutzend Master-Studenten des Insti-
tuts für Städtebau der TU Graz haben sich zudem 
mit einem Projekt zu St. Paul und der Koralm-
bahn befasst. Auch ihre Erkenntnisse fl ießen in 
die weitere Ortsentwicklung mit ein. „Wir wollen 
keine Fachmarktzentren und damit den Ortskern 
aushungern, wir wollen weder zu nahe zur Straße 

Bei uns ist es 
wie in der 
Schweiz – nur 
leistbar.“
Stefan Salzmann 
verrät, wie er Amerika-
nern St. Paul im Lavanttal 
beschreibt.
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Stefan Salzmann ist Bürgermeister von St. Paul im Lavanttal. Die 
Marktgemeinde ist der erste Halt der neu eröff neten Koralmbahn in 
Kärnten. Damit steht dem Ort ein Impuls bevor, den der 40-Jährige 
auf klimafreundliche Art nutzen will.

DAS AMT UND SEINE TRÄGER*INNEN
Sie tragen die politische Hauptverantwortung für die Le-
bensqualität in den 2.093 Gemeinden Österreichs. Ihren 
Bürgerinnen und Bürgern gelten sie je nach Blickwinkel als 
Reibebaum oder Respekts person, Geldbeschaff er oder -ver-
teiler, machtlos oder machtbewusst. KOMMUNAL fragt nach: 
Wie ticken unsere Bürgermeisterinnen und Bürger meister? 
Was treibt sie an? Wie interpretieren sie ihr Amt zwischen 
Erwartungsdruck, rechtlichen und budgetären Rahmen-
bedingungen? Eine KOMMUNAL-Porträtserie über Gemeinde-
oberhäupter, die ihre Kommune nicht nur verwalten, sondern 
gestalten und ihre Visionen umsetzen wollen.

NAME | Stefan Salzmann

ALTER |  40

GEMEINDE |  St. Paul im Lavanttal

EINWOHNERZAHL |  3.179 (Jan. 2023)

BÜRGERMEISTER SEIT |  7. August 2020

PARTEI | SPÖ
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hin bauen noch zu nah an den Bahnhof. Wir 
wollen eine Raumplanung, bei der wir den Lärm 
ebenso berücksichtigen wie die Energieraum-
planung – also mehr in die Sonne rein – und bei 
der wir eine Verdichtung erreichen. Ein Hektar 
mit Einfamilienhäusern beherbergt durchschnitt-
lich ca. 40 bis 50 Einwohner. Bei einem nur sanft 
verdichteten Flachbau sind es bereits 200 bis 
250 Einwohner. Da zahlt es sich dann schon aus, 
eine Haltestelle oder einen Spielplatz zu errich-
ten. Da wollen wir hin“, bekennt Salzmann.  

Sanft  verdichten und Bodenversiegelung ver-
meiden ist also die Devise. Hinzugekommen 
ist das � ema Unwetter, das mitbedacht werden 
muss. „Ich bin jetzt drei Jahre Bürgermeister. 
Letztes Jahr haben wir schon ein Starkregener-
eignis mit überfl uteten Häusern gehabt und heuer 
ein Jahrhunderthochwasser mit Zivilschutz-
alarm. Mit solchen Ereignissen wird leider weiter 
zu rechnen sein“, so Salzmann. Die Gemeinde 
könne sich nur bestmöglich damit auseinander-
setzen. Daher wird nun ein kostspieliger Hoch-
wasserschutz gebaut. „Wir haben noch mehr 
Respektabstand vor diesen Gefahrenzonen und 
wir berücksichtigen das Hangwasser in der 
Raumplanung und bauen keine Siedlungen mehr 
am Fuße eines Hanges“, erklärt der Bürgermeis-
ter. In Bezug auf die angestrebte Verdichtung 
bedeutet das: „Bei uns wird das Modell ,Keller als 
Wohnfl äche‘ keine Zukunft haben. Wir werden 
eher noch einen Stock in die Höhe gehen.“ 

Anfang des Jahres wurde in St. Paul die Land-
Luft -Wanderausstellung „Boden g’scheit nutzen“ 
gezeigt, die Gemeinden und Initiativen vorstellt, 
die mit gutem Beispiel in Sachen Baukultur und 
Bodenschutz vorangehen. Das � ema ist den 
Bürgerinnen und Bürgern wichtig und dem Bür-
germeister ein persönliches Anliegen. Der Orts-

chef hat durch seinen Werdegang einen breiten 
Einblick in die Gesellschaft. Angefangen hat er als 
Kfz-Mechaniker-Lehrling. Das neunte Schuljahr 
hat er an der landwirtschaftlichen Fachschule in 
St. Andrä absolviert, da beide Seiten der Familie 
in der Landwirtschaft tätig sind. Nach der berufs-
begleitenden Matura zog es ihn in die Automobil-
industrie nach Graz, privat ins Ausland Richtung 
Südamerika. Besonders oft war er in Brasilien 
und Kuba. „Wenn man nur in Österreich oder nur 
in Europa unterwegs ist, neigt man dazu,  diesen 
Eurozentrismus zu haben. Aber die Welt ist doch 
ein bisschen größer. Viele wissen gar nicht, wo 
Österreich liegt. Das habe ich meist als zwischen 
Deutschland und Italien gelegen beschrieben. 
Wenn ich gesagt habe, dass man mit dem Auto 
in drei Stunden in Venedig ist, löste das Staunen 
aus. Das ist in brasilianischen Maßstäben keine 
Distanz. Wenn ich in den USA nach meinem Hei-
matort gefragt wurde, habe ich gerne gesagt: Bei 
uns ist es wie in der Schweiz - nur leistbar.“ Wie-
der in Österreich zurück, arbeitete Salzmann bei 
einem Autokonzern bundesweit im Außendienst: 
„Dadurch habe ich – quasi als Begleiterscheinung 
– viele Gemeinden kennenlernen können.“   

In die Politik kam Salzmann im Jahr 1996, 
wenn auch nur für einen Tag. „Ich habe damals 
bei einer Verlosung gewonnen. Die Gewinner 
durften jeweils einen Tag lang Feuerwehrkom-
mandant, Polizeikommandant oder Bürgermeis-
ter sein. Und ich habe das Los für den Bürger-
meister gezogen. Damals war ich knapp 14 Jahre 
alt. Seitdem habe ich die Kommunalpolitik 
etwas genauer verfolgt.“ Richtig in die Politik 
eingestiegen ist Salzmann 2013 als National-
ratskandidat für die SPÖ im Wahlkreis Ost. Als 
Absolvent der Gewerkschaftsabendschule in 
Graz war das Interesse an der Arbeitervertretung 
seine Triebfeder. 2015 übernahm er den Vorsitz 

= St. Paul von Süden 
aus gesehen. Die Markt-
gemeinde liegt im La-
vanttal, ein Gutteil des 
Gemeindegebiets auch 
im Granitztal und an den 
Ausläufern der Saualpe.

FO
TO

 //
  J

oh
an

n 
Ja

rit
z 

 C
C 

BY
-S

A 
3.

0 
PORTRÄT

FO
TO

 //
 A

rc
om

on
te

26
  C

C 
BY

-S
A 

4.
0

Wir wollen 
keine Fach-
marktzentren 
und damit 
den Ortskern 
aushungern.“
Stefan Salzmann 
über die Raumplanung im 
15-Minuten-Dorf

Bemerkungen und Notizen

ANMERKUNGEN
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einen reißenden Fluss, der immer wieder eine 
bestehende Siedlung überschwemmt. 

Ein weiteres Projekt ist die bestmögliche An-
bindung des neuen Bahnhofs,  insbesondere 
die dazu nötige Abstimmung mit den ÖBB, 
dem Verkehrsverbund, dem Postbus sowie den 
Nachbargemeinden, mit denen ein Mikro-ÖV 
avisiert ist. Die umliegenden Gemeinden sind 
auch Partner, wenn es um die Wirtschaft geht. 
Die Koralmbahn wird zwar neue Bürgerinnen 
und Bürger anlocken, St. Paul will sich aber 
nicht nur auf die Rolle als Wohnsitzgemeinde 
beschränken. Die Bahn kann auch Impulsgeber 
für die Wirtschaft sein. 

Auf einem Grundstück südlich des Bahn-
hofs, das dem Benediktinerstift gehört, ist ein 
Projekt mit der Kärntner Betriebsansiedlungs 
Gesellschaft (BABEG) angedacht, das den Namen 
„Campus 2050“ trägt. Ein Technologiepark soll 
es werden, in der Art des Lake Side Parks in 
Klagenfurt. Keine Fabriksschlote, keine großen 
Hallen, sondern international vernetzte For-
schung und Entwicklung soll sich hier ansiedeln. 
Das Ziel ist es, sich neben Villach im Westen und 
Klagenfurt im Zentralraum als das östliche Zent-
rum Kärntens für Forschung und Entwicklung zu 
etablieren. „Da gibt es schon konkrete Pläne. Die 
Unterschrift fehlt zwar noch, aber wir sind auf 
der Zielgeraden“, freut sich der Bürgermeister. 

Als interkommunaler Technologiepark kon-
zipiert, sind alle neun Gemeinden des Bezirks 
mit dabei. Dank eines Verteilungsschlüssels 
partizipiert jede Gemeinde aliquot nach Ein-
wohnerzahl. Die Beschlüsse dafür sind in allen 
neun Gemeinderäten bereits durch. Den internen 
Standortwettbewerb spart man sich auf diese 
Weise im Bezirk Wolfsberg und arbeitet lieber 
gemeinsam daran, für die Region das Beste aus 
der neuen Bahnanbindung herauszuholen. 

der Ortspartei und löste 2020 schließlich seinen 
Vorgänger im Bürgermeisteramt ab, der dieses 
29 Jahre lang innegehabt hatte. Salzmann setzt 
seitdem seine eigenen Schwerpunkte. Einer 
davon ist es, die Digitalisierung in der Gemeinde 
voranzutreiben. „Als ich gekommen bin, gab es 
auf der Homepage ein paar Formulare als PDFs 
zum Downloaden, Ausdrucken, Ausfüllen und 
Aufs-Gemeindeamt-Tragen. Wir haben den 
digitalen Amtsweg eingeführt, den es andernorts 
ja schon gab.“ Mittlerweile kann man in St. Paul 
den größten Teil der Behördenwege  vollständig 
von zu Hause aus erledigen. 

Den größten Brocken der anstehenden Pro-
jekte hat sich Salzmann allerdings nicht ausge-
sucht. Der umfangreiche Hochwasserschutz des 
Langlbachs ist dringend umzusetzen. St. Paul 
droht gleich von drei Gewässern Gefahr: dem 
Granitzbach, der Lavant und dem Langlbach. 
Letzterer ist eigentlich ein kümmerliches Rinn-
sal. Bei Niederschlag verwandelt er sich aber in 

=≤ Das Stift  St. Paul 
im Lavanttal des Be-
nediktinerordens ist 
identitätsstift end für 
den gleich namigen Ort. 
Im Jahr 1091 gegründet, 
ist es das älteste heute 
noch aktive Kloster in 
Kärnten.

= Das Ortszentrum von 
St. Paul mit Rathaus, 
dem davor fl ießenden 
Granitzbach und dem 
Benediktinerstift  im 
Hintergrund.

PORTRÄT

Ein Rendering des neuen 
Bahnhofs St. Paul im 
Lavanttal. Der erste Halt 
der Koralmbahn auf 
Kärntner Boden wird der 
Gemeinde neue Impulse 
geben. ~
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Der neue Chef des Tiroler Gemeindeverbandes startet in 
schwierige Zeiten. Im Gespräch mit KOMMUNAL klärt Karl-
Josef Schubert über die Situation auf und erklärt die nächsten 
Schritte zur Lösung der „Causa GemNova“.

TEXT // HANS BRAUN

D ie Herausforderungen für den Tiroler 
Gemeindeverband sind in jüngster Zeit er-
heblich gestiegen. Ein Gespräch von KOM-

MUNAL mit dem amtierenden Präsidenten und 
Bürgermeister von Vomp, Karl-Josef Schubert, 
gibt Einblick in die aktuellen Entwicklungen und 
generell die Zukunft des Verbandes.

Zirl, September 2023: In einer Zeit, in der die 
GemNova-Insolvenz die Gemeinden Tirols in 
Atem hält und die Frage nach der Zukunft des 
Tiroler Gemeindeverbandes auf dem Spiel steht, 
hat Karl-Josef Schubert, der neue Präsident des 
Verbandes, die Aufgabe übernommen, die Situa-
tion zu bewältigen.

Schubert betont im Gespräch, dass trotz der 
Turbulenzen keine Neugründung des Verbandes 
notwendig sei. Auf dem Tiroler Gemeindetag im 
September 2023 wurde nicht nur das neue Präsi-
dium gewählt, sondern auch die Zustimmung für 
erhöhte Mitgliedsbeiträge für zwei aufeinander-
folgende Jahre erlangt. Diese fi nanzielle Unter-
stützung soll dazu beitragen, die Handlungs-
fähigkeit des Verbandes in der GemNova-Krise 
aufrechtzuerhalten.

Die GemNova-Pleite führte jedoch, so Schu-
bert, zu Verunsicherungen in vielen Gemeinden, 
insbesondere nach den Gemeinderatswahlen 
im Vorjahr, wo viele neue Mandatarinnen und 

Mandatare ins Amt kamen. Vor allem diese 
Gemeindevertreter stellten die Bedeutung des 
Tiroler Gemeindeverbandes in Frage, besonders 
angesichts steigender fi nanzieller Belastungen. 
„Ich bin sehr lange dabei, bin schon 25 Jahre im 
Tiroler Gemeindeverband im Vorstand, daher 
weiß ich auch, was in der Vergangenheit 
geleistet wurde“, so der neue Präsident. 
Schubert sieht seine vorrangige Aufgabe 
nun darin, aufzuklären, zu informieren 
und den Verband als Interessenvertre-
tung aller Gemeinden in eine erfolgrei-
che Zukunft zu führen. Aber er ergänzt 
auch, dass die jetzige Situation nicht das 
schlimmste Szenario sei, das er in seinen 
27 Jahren als Bürgermeister erlebt habe.

Um ein Zeichen zu setzen und die 
Situation zu bewältigen, haben Schubert 
und das Präsidium beschlossen, bis zum 
Jahresende ohne Bezüge zu arbeiten. Diese 
Opferbereitschaft soll verdeutlichen, dass sie 
mit gutem Beispiel vorangehen und den Ver-
band in schwierigen Zeiten unterstützen 
möchten.

Die GemNova-Pleite und die 
Auswirkungen. Die Idee hinter 
der GemNova war, den Ge-
meinden eine Unterstützung 
bei Beschaff ungsfragen zu 

„Ich bin sehr lange dabei, 
bin schon 25 Jahre im Tiro-
ler Gemeindeverband im 
Vorstand, daher weiß ich 
auch, was der Tiroler Ge-
meindeverband in der Ver-
gangenheit geleistet hat“, 
so der neue Präsident. 
Karl-Josef Schubert sieht 
seine vorrangige Aufgabe 
nun darin, aufzuklären 
und zu informieren.

KARL-JOSEF SCHUBERT IM KOMMUNAL-GESPRÄCH

Auf dem Weg 
zur Rettung des 
Tiroler Gemeindeverbandes
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Der neue Chef des Tiroler Gemeindeverbandes startet in 
schwierige Zeiten. Im Gespräch mit KOMMUNAL klärt Karl-
Josef Schubert über die Situation auf und erklärt die nächsten 
Schritte zur Lösung der „Causa GemNova“.

TEXT // HANS BRAUN

D ie Herausforderungen für den Tiroler 
Gemeindeverband sind in jüngster Zeit er-
heblich gestiegen. Ein Gespräch von KOM-

MUNAL mit dem amtierenden Präsidenten und 
Bürgermeister von Vomp, Karl-Josef Schubert, 
gibt Einblick in die aktuellen Entwicklungen und 
generell die Zukunft des Verbandes.

Zirl, September 2023: In einer Zeit, in der die 
GemNova-Insolvenz die Gemeinden Tirols in 
Atem hält und die Frage nach der Zukunft des 
Tiroler Gemeindeverbandes auf dem Spiel steht, 
hat Karl-Josef Schubert, der neue Präsident des 
Verbandes, die Aufgabe übernommen, die Situa-
tion zu bewältigen.

Schubert betont im Gespräch, dass trotz der 
Turbulenzen keine Neugründung des Verbandes 
notwendig sei. Auf dem Tiroler Gemeindetag im 
September 2023 wurde nicht nur das neue Präsi-
dium gewählt, sondern auch die Zustimmung für 
erhöhte Mitgliedsbeiträge für zwei aufeinander-
folgende Jahre erlangt. Diese fi nanzielle Unter-
stützung soll dazu beitragen, die Handlungs-
fähigkeit des Verbandes in der GemNova-Krise 
aufrechtzuerhalten.

Die GemNova-Pleite führte jedoch, so Schu-
bert, zu Verunsicherungen in vielen Gemeinden, 
insbesondere nach den Gemeinderatswahlen 
im Vorjahr, wo viele neue Mandatarinnen und 

Mandatare ins Amt kamen. Vor allem diese 
Gemeindevertreter stellten die Bedeutung des 
Tiroler Gemeindeverbandes in Frage, besonders 
angesichts steigender fi nanzieller Belastungen. 
„Ich bin sehr lange dabei, bin schon 25 Jahre im 
Tiroler Gemeindeverband im Vorstand, daher 
weiß ich auch, was in der Vergangenheit 
geleistet wurde“, so der neue Präsident. 
Schubert sieht seine vorrangige Aufgabe 
nun darin, aufzuklären, zu informieren 
und den Verband als Interessenvertre-
tung aller Gemeinden in eine erfolgrei-
che Zukunft zu führen. Aber er ergänzt 
auch, dass die jetzige Situation nicht das 
schlimmste Szenario sei, das er in seinen 
27 Jahren als Bürgermeister erlebt habe.

Um ein Zeichen zu setzen und die 
Situation zu bewältigen, haben Schubert 
und das Präsidium beschlossen, bis zum 
Jahresende ohne Bezüge zu arbeiten. Diese 
Opferbereitschaft soll verdeutlichen, dass sie 
mit gutem Beispiel vorangehen und den Ver-
band in schwierigen Zeiten unterstützen 
möchten.

Die GemNova-Pleite und die 
Auswirkungen. Die Idee hinter 
der GemNova war, den Ge-
meinden eine Unterstützung 
bei Beschaff ungsfragen zu 

„Ich bin sehr lange dabei, 
bin schon 25 Jahre im Tiro-
ler Gemeindeverband im 
Vorstand, daher weiß ich 
auch, was der Tiroler Ge-
meindeverband in der Ver-
gangenheit geleistet hat“, 
so der neue Präsident. 
Karl-Josef Schubert sieht 
seine vorrangige Aufgabe 
nun darin, aufzuklären 
und zu informieren.

KARL-JOSEF SCHUBERT IM KOMMUNAL-GESPRÄCH

Auf dem Weg 
zur Rettung des 
Tiroler Gemeindeverbandes
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Die Causa GemNova 
hat die Tiroler Landespolitik dieses Jahr monatelang 
beschäft igt. Endgültig besiegelt hat die Pleite eine 
Bürgermeisterkonferenz des Gemeindeverbandes 
Mitte Juli. Dort wurde die geforderte Zustimmung 
von 90 Prozent der 276 Ortschefs für die Anhebung 
der Mitgliedsbeiträge um 1,1 Millionen Euro – dersel-
be Betrag, der jetzt angestrebt wurde – nicht erreicht 
und die vom damaligen Gemeindeverbandspräsiden-
ten Schöpf geplante Sanierung war damit geschei-
tert. Schöpf zog sich letztlich zurück, er ortete und 
kritisierte in den vergangenen Monaten wiederholt 
ein Aufb auschen der Causa, verbandsinterne Intrigen 
und eine mediale Kampagne gegen ihn.

Geschäft sführer Alois Rathgeb meinte, dass man „auf 
Zuruf des Landes in Notlagen eingesprungen“ sei. So 
habe man während der Pandemie bei der Durchfüh-
rung von Massentestungen und beim Organisieren 
von Sommerschulen geholfen. Als ukrainische Kriegs-
fl üchtlinge zu versorgen waren, habe man Quartiere 
aufgetrieben und Deutschkurse ausgerichtet.

Die GemNova war mit der Muttergesellschaft  und 
fünf Tochtergesellschaft en in die Pleite gerutscht. Die 
Verbindlichkeiten der Tochtergesellschaft en betru-
gen rund 4,3 Millionen Euro. Die Muttergesellschaft  
eingerechnet beliefen sich die Passiva insgesamt auf 
bis zu zehn Millionen Euro. Einen Großteil der Mit-
arbeiter der „Tochter“ Bildungspool Tirol GmbH – sie 
beschäft igte mit Abstand die meisten Mitarbeiter 
in dem Firmenkonstrukt – fi ng das Land über eine 
eigens gegründete gemeinnützige Gesellschaft  auf.

ZUR PERSON
Karl-Josef Schubert ist 
im 27. Jahr Bürgermeister 
der 5.500-Einwohner-
Gemeinde Vomp im Inntal, 
er ist seit 1992 in der Kom-
munalpolitik und seit 1998 
im Vorstand des Tiroler 
Gemeindeverbandes.
Schubert wurde am Tiroler 
Gemeindetag in Zirl am 
19. September 2023 mit 
hundert Prozent der 
gültigen Stimmen (von 
255 Stimmen waren nur 
33 ungültig) zum Nachfol-
ger von Ernst Schöpf als 
Präsident des Tiroler Ge-
meindeverbandes gewählt. 

bieten, insbesondere den kleineren Gemeinden. 
Doch im Laufe der Jahre entwickelte sich die 
Situation anders. Die Fehler lagen vor allem im 
Management, und das schnelle Wachstum und 
die Gründung von Tochterunternehmen ohne 
das Wissen des Gemeindeverbandsvorstands 
führten zu unerwünschten Entwicklungen. Dies 
könnte auch rechtliche Konsequenzen haben.

Auf die Frage, ob ein Konkurs wirklich die 
beste Lösung sei, meint der gelernte Bilanzbuch-
halter, Unternehmensberater und Controller: 
„Mit dem heutigen Stand (das Gespräch fand am 
27. September statt, Anm. d. Red.) ist das aus 
meiner Sicht ein klares Ja, einfach aufgrund der 
vielen Finanzlöcher, die sich aufgetan haben. Ich 
sehe keine andere Möglichkeit.“ 

Auch wenn das für die GemNova ein „Ende 
mit Schrecken“ bedeutet, wie der Haller Bürger-
meister Christian Margreiter laut der „Kronen 
Zeitung“ vom 19. September gemeint hat, so 
hoff t Schubert, dass der Gemeindeverband aus 
den Turbulenzen unbeschadet hervorgeht. „Na-
türlich wissen wir nicht, was der Masseverwalter 
der GemNova alles an den Gemeindeverband 
heranträgt. Ich hoff e, dass man dort so vernünf-
tig agiert und das Gespräch sucht.“ 

Schubert betont die Solidarität der Gemein-
den, die von allen Rednern auf dem Gemeinde-
tag in Zirl angesprochen wurde. Obwohl einige 
große Gemeinden kritisch gegenüber den 
erhöhten Beiträgen sind, sind sich die meisten 
bewusst, welchen Mehrwert der Gemeindever-
band bietet.

Die Herausforderung des Transitverkehrs. 
Abschließend äußert sich Schubert zur Her-
ausforderung des Transitverkehrs in Tirol, der 
auch seine Gemeinde, Vomp, betriff t. Er betont 
die Belastung durch die Autobahn, die seine 
Gemeinde praktisch zweiteilt, und den Lärm, 
jedoch auch die Vorteile der guten Verkehrsan-
bindung für die Wirtschaft.

Schubert spricht sich daher für Tempo 80 
auf der Autobahn und für eine Verlagerung des 
überregionalen Güterverkehrs auf die Bahn aus, 
um die Belastungen durch den Transitverkehr zu 
reduzieren.

Trotz der aktuellen Herausforderungen ist 
Karl-Josef Schubert optimistisch und glaubt an 
die Zukunft des Tiroler Gemeindeverbandes. Mit 
Sachverstand und gutem Willen strebt er an, den 
Verband in eine stabile Zukunft zu führen. 

Mit dem Stand 
27. September ist 
ein Konkurs ein 
klares Ja.“
Der neue Gemeindeverband-Präsident 
zur Zukunft  der GemNova

Redaktionell gekürzt. 
Volltext auf

 kommunal.at
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D ie Vermittlung von CO₂-Einsparung 
ist schwer, weil wir es nicht riechen 
können und es meist in Tonnen ange-
geben wird. Wenn wir die Einheit auf 
eine für uns Menschen verständliche 

Form runterbrechen – also Kilo – und es gleich-
zeitig auch körperlich spürbar machen, entsteht 
eine neue Verständlichkeit von CO₂. Es wird be-
greifbar. Alleine das Bild von  200 Luftballonen, 
die die Masse von einem Kilo CO₂ bedeuten, 
bleibt sofort in unseren Köpfen. 

Bewusstsein für klimafi ttes Bauen und Woh-
nen schärfen. Neben Vorträgen, Beratungen 
und Präsentationen, die inspirieren, erhält man 
im Moosburger Klimafi tnesscenter seit Juni 
2023 einen praktischen Trainingsplan für ein 
nachhaltigeres Leben in den eigenen vier Wän-
den. Das „Training“ eignet sich übrigens für 
Sportler:innen jeden Alters und aller Fitness-
grade! „Bauen und Wohnen ist einer der größ-
ten Verursacher des Klimawandels und welt-
weit für knapp 40 Prozent des CO₂-Ausstoßes 
verantwortlich, deshalb liegt uns dieser Bereich 
in der Gemeinde und Region sehr am Herzen“, 
so Vizebürgermeister Roland Gruber, der in 
der Gemeinde für Bauen, Mobilität und Energie 
zuständig ist. 

Schon kleine Veränderungen im Alltag tragen zum ökologischen Fußabdruck bei. 
Da ist es hilfreich, komplexe und zugleich so wichtige Begriff e wie CO₂ erlebbar zu 
machen. Im ersten Klima-Fitnesscenter in Moosburg wird bei jeder Fitnessübung 
die ungefähre Menge des eingesparten CO₂ vermittelt und dabei auf klimaneutrales 
Bauen und Wohnen aufmerksam gemacht.

WELTWEIT ERSTES KLIMA-FITNESSCENTER IN MOOSBURG ERÖFFNET

Ein Trainingsplan 
für nachhaltiges 
Bauen und Wohnen

Durch Kommunikation ins Tun kommen. „Die 
Umsetzung der Klimaneutralität der Europäi-
schen Union ist für Kärnten auch im Regierungs-
programm verankert und wir müssen gemein-
sam mit unseren Gemeinden und Regionen 
alles daransetzen, diesen Weg schnellstmöglich 
zu erreichen“, so Energielandesrat Sebastian 
Schuschnig. Die Gemeinde Moosburg möchte mit 
der Klima-Energie-Modell-Region (KEM) Wör-
thersee-Karolinger durch aktives Handeln und 
eine leicht verständliche Kommunikation in der 
CO₂-Reduktion bestmöglich wirksam werden 
und ins Tun kommen. Neben dem im Gemeinde-
rat beschlossenen Klimaleitbild 2033, dem Weg 
zum Goldstatus bei der energieeffi  zienten e5-Ge-
meinde, ist dieses Pilotprojekt eines Klima-Fit-
nesscenters für Bauen und Wohnen ein wesent-
licher Beitrag am Weg zur Klimaneutralität. 

Gewichte heben als symbolische Last. Gemein-
sam mit den Expert:innen von Peanutz Archi-
tekten und in Begleitung der Fachhochschule 
Kärnten – Studiengang Architektur wurde in 
einem intensiven Nachdenkprozess die Idee 
des Moosburger Klima-Fitnesscenters entwi-
ckelt. Auf spielerische Art und Weise werden 
das klimaneutrale Bauen und Wohnen und alle 
dazugehörigen Facetten – wie neue Bauweisen 

FAKTEN
Klima-Fitnesscenter 
für Bauen und Woh-
nen

Öff nungszeiten: Mon-
tag bis Freitag von 
16 bis 20 Uhr mit Be-
gleitprogramm (Vor-
träge, Diskussionen, 
Beratungen etc.)
Kirchplatz 2
9062 Moosburg

Kontakt: 
Hiltrud Presch-
Glawischnig, 
KEM Managerin Region 
Wörthersee-
Karolinger
T: +43 664 5440972
kem@woerthersee-
karolinger.at 

www.klima-
fi tnesscenter.info
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D ie Vermittlung von CO₂-Einsparung 
ist schwer, weil wir es nicht riechen 
können und es meist in Tonnen ange-
geben wird. Wenn wir die Einheit auf 
eine für uns Menschen verständliche 

Form runterbrechen – also Kilo – und es gleich-
zeitig auch körperlich spürbar machen, entsteht 
eine neue Verständlichkeit von CO₂. Es wird be-
greifbar. Alleine das Bild von  200 Luftballonen, 
die die Masse von einem Kilo CO₂ bedeuten, 
bleibt sofort in unseren Köpfen. 

Bewusstsein für klimafi ttes Bauen und Woh-
nen schärfen. Neben Vorträgen, Beratungen 
und Präsentationen, die inspirieren, erhält man 
im Moosburger Klimafi tnesscenter seit Juni 
2023 einen praktischen Trainingsplan für ein 
nachhaltigeres Leben in den eigenen vier Wän-
den. Das „Training“ eignet sich übrigens für 
Sportler:innen jeden Alters und aller Fitness-
grade! „Bauen und Wohnen ist einer der größ-
ten Verursacher des Klimawandels und welt-
weit für knapp 40 Prozent des CO₂-Ausstoßes 
verantwortlich, deshalb liegt uns dieser Bereich 
in der Gemeinde und Region sehr am Herzen“, 
so Vizebürgermeister Roland Gruber, der in 
der Gemeinde für Bauen, Mobilität und Energie 
zuständig ist. 

Schon kleine Veränderungen im Alltag tragen zum ökologischen Fußabdruck bei. 
Da ist es hilfreich, komplexe und zugleich so wichtige Begriff e wie CO₂ erlebbar zu 
machen. Im ersten Klima-Fitnesscenter in Moosburg wird bei jeder Fitnessübung 
die ungefähre Menge des eingesparten CO₂ vermittelt und dabei auf klimaneutrales 
Bauen und Wohnen aufmerksam gemacht.

WELTWEIT ERSTES KLIMA-FITNESSCENTER IN MOOSBURG ERÖFFNET

Ein Trainingsplan 
für nachhaltiges 
Bauen und Wohnen

Durch Kommunikation ins Tun kommen. „Die 
Umsetzung der Klimaneutralität der Europäi-
schen Union ist für Kärnten auch im Regierungs-
programm verankert und wir müssen gemein-
sam mit unseren Gemeinden und Regionen 
alles daransetzen, diesen Weg schnellstmöglich 
zu erreichen“, so Energielandesrat Sebastian 
Schuschnig. Die Gemeinde Moosburg möchte mit 
der Klima-Energie-Modell-Region (KEM) Wör-
thersee-Karolinger durch aktives Handeln und 
eine leicht verständliche Kommunikation in der 
CO₂-Reduktion bestmöglich wirksam werden 
und ins Tun kommen. Neben dem im Gemeinde-
rat beschlossenen Klimaleitbild 2033, dem Weg 
zum Goldstatus bei der energieeffi  zienten e5-Ge-
meinde, ist dieses Pilotprojekt eines Klima-Fit-
nesscenters für Bauen und Wohnen ein wesent-
licher Beitrag am Weg zur Klimaneutralität. 

Gewichte heben als symbolische Last. Gemein-
sam mit den Expert:innen von Peanutz Archi-
tekten und in Begleitung der Fachhochschule 
Kärnten – Studiengang Architektur wurde in 
einem intensiven Nachdenkprozess die Idee 
des Moosburger Klima-Fitnesscenters entwi-
ckelt. Auf spielerische Art und Weise werden 
das klimaneutrale Bauen und Wohnen und alle 
dazugehörigen Facetten – wie neue Bauweisen 

FAKTEN
Klima-Fitnesscenter 
für Bauen und Woh-
nen

Öff nungszeiten: Mon-
tag bis Freitag von 
16 bis 20 Uhr mit Be-
gleitprogramm (Vor-
träge, Diskussionen, 
Beratungen etc.)
Kirchplatz 2
9062 Moosburg

Kontakt: 
Hiltrud Presch-
Glawischnig, 
KEM Managerin Region 
Wörthersee-
Karolinger
T: +43 664 5440972
kem@woerthersee-
karolinger.at 

www.klima-
fi tnesscenter.info
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und Baumaterialien, Forcierung von Umbau und 
Sanierung, der nutzbare Garten, die vielen Mög-
lichkeiten von alternativer Mobilität, das wich-
tige Einsparen von Energiekosten und die gute 
und gesunde Ernährung – einfach vermittelt und 
durch körperliche Betätigung mittels Fitnessele-
menten, also mit Hanteln, Boxsack, Hüpfen und 
am Fahrrad spürbar und erlebbar gemacht.

38 große und kleine Übungen. „Mit diesem 
Pilotprojekt Klima-Fitnesscenter möchten 
wir einen aktiven Beitrag zur Klimaneutralität 
leisten und den Bürger:innen persönliche An-
liegen rund um klimafi ttes Bauen und Wohnen 
vermitteln“, so Hiltrud Presch-Glawischnig, die 
KEM-Managerin der Region. Im Klima-Fitness-
center gibt es 38 kleine und große Übungen, die 
den Besucher:innen helfen, einen wesentlichen 
Beitrag für eine klimaneutrale Welt zu schaff en. 

Es sind die kleinen Dinge, die die Welt verän-
dern. „Ob zu Hause, im Alltag, im Garten, auf 
den persönlichen Wegen oder im Supermarkt, 
es sind oft kleine Änderungen, die uns klimafi t 
machen und unseren ökologischen Fußabdruck 
verkleinern“, so Bürgermeister Herbert Gaggl, 
der möglichst viele Personen zum Besuch ein-
lädt. 

Herbert Gaggl ging mit 
gutem Beispiel voran. 
Ein paar Übungseinhei-
ten am Sandsack sparen 
nicht nur Energie, son-
dern bauen auch Stress 
ab. Im Hintergrund spult 
sein Vize Roland Gruber 
ein paar Ergometer-Kilo-
meter ab.
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Links: Alles vorbereitet 
für ein Match gegen sich 
selbst. Auf den Tisch-
tennisplatten sind auch 
Ziele wie „Regenwasser 
nutzen, Trinkwasser 
sparen“ oder „Mulchen – 
Dünger selbst machen“ 
vorgegeben. 

Herbert Gaggl und Sebastian SChuschnig gingen gleich 
hart zur Sache. Ein paar Übungs-Einheiten am Sandsack 
sparen nicht nur Energie, sondern bauen auch Stress ab. I

Links: Vizebürgermeister 
Roland Gruber, Moosburg, 
Wolfgang Grillitsch (Studi-
engangsleiter FH Kärnten), 
Elke Knöss-Grillitsch (Pea-
nutz Architekten), Moos-
burgs Bürgermeister Her-
bert Gaggl, KEM-Managerin 
Hiltrud Presch-Glawischnig 
und Kärntens Energie-Lan-
desrat Sebastian Schusch-
nig bei der Eröff nung.
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Die Kommunalpolitik ist leider bis heute eine 
Männerdomäne, das zeigt der geringe Frauenan-
teil unter den Bürgermeister:innen: In Österreich 
sind gerade 10,5 Prozent aller Gemeinden in weib-
licher Hand. Das ist deshalb problematisch, weil 
die Hälfte der Bevölkerung mit ihren Bedürfnissen 
und Lebensrealitäten nicht abgebildet wird. 

STUDIE: FRAUEN IN DER KOMMUNALPOLITIK 

Woran es 
hapert und 
wo man(n) 
ansetzen kann

TEXT // EVA SCHUBERT

Doch wie bringt man mehr Frauen in die 
Kommunalpolitik? Eine Studie aus Süd-
tirol zeigt Handlungsfelder auf.

Warum es mehr Frauen braucht. Der Beirat für 
Chancengleichheit und das Frauenbüro der Auto-
nomen Provinz Bozen–Südtirol haben in Zusam-
menarbeit mit dem Institut für Public Manage-
ment der Eurac Research Bozen eine Studie zum 
� ema „Frauen in der Gemeindepolitik“ erstellt. 
In der Debatte um die Frauenquote kommt hin 
und wieder die Frage auf, warum es überhaupt 
mehr Frauen in der Gemeindepolitik braucht. Die 
Antwort ist klar: Es geht um Chancengleichheit, 
Vielfalt und darum, dass die Hälfte der Bevöl-
kerung bei politischen Entscheidungen nicht 
vertreten ist. 

Es ist wichtig, Unterschiede anzuerkennen, 
vor allem in der Perspektive und Lebensrealität 
der Menschen. Frauen bringen nun mal ande-
re Erfahrungen mit als Männer, auch wenn sie 
dieselbe Erziehung oder Ausbildung genossen 
haben. Gerade in der Kommunalpolitik ist durch 
die Nähe zu Bürger:innen die Mitarbeit aller 
Geschlechter unabdingbar. Davon ausgehend be-
fasst sich die Studie mit der Frage, warum Frauen 
in der Südtiroler Kommunalpolitik unterreprä-
sentiert sind und was man dagegen tun kann.

Vom Ist zum Soll. Aktuell gibt es in Österreich 
unter 2.093 Gemeinden 220 Bürgermeisterinnen 
– ein Anteil von 10,5 Prozent. Die Zahl der Vize-
bürgermeisterinnen wird auf rund 500 geschätzt 
und die Zahl der Mandatarinnen in den Gemein-
den auf rund 10.300 (von insgesamt 39.330). Ins-
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Die Kommunalpolitik ist leider bis heute eine 
Männerdomäne, das zeigt der geringe Frauenan-
teil unter den Bürgermeister:innen: In Österreich 
sind gerade 10,5 Prozent aller Gemeinden in weib-
licher Hand. Das ist deshalb problematisch, weil 
die Hälfte der Bevölkerung mit ihren Bedürfnissen 
und Lebensrealitäten nicht abgebildet wird. 

STUDIE: FRAUEN IN DER KOMMUNALPOLITIK 

Woran es 
hapert und 
wo man(n) 
ansetzen kann

TEXT // EVA SCHUBERT

Doch wie bringt man mehr Frauen in die 
Kommunalpolitik? Eine Studie aus Süd-
tirol zeigt Handlungsfelder auf.

Warum es mehr Frauen braucht. Der Beirat für 
Chancengleichheit und das Frauenbüro der Auto-
nomen Provinz Bozen–Südtirol haben in Zusam-
menarbeit mit dem Institut für Public Manage-
ment der Eurac Research Bozen eine Studie zum 
� ema „Frauen in der Gemeindepolitik“ erstellt. 
In der Debatte um die Frauenquote kommt hin 
und wieder die Frage auf, warum es überhaupt 
mehr Frauen in der Gemeindepolitik braucht. Die 
Antwort ist klar: Es geht um Chancengleichheit, 
Vielfalt und darum, dass die Hälfte der Bevöl-
kerung bei politischen Entscheidungen nicht 
vertreten ist. 

Es ist wichtig, Unterschiede anzuerkennen, 
vor allem in der Perspektive und Lebensrealität 
der Menschen. Frauen bringen nun mal ande-
re Erfahrungen mit als Männer, auch wenn sie 
dieselbe Erziehung oder Ausbildung genossen 
haben. Gerade in der Kommunalpolitik ist durch 
die Nähe zu Bürger:innen die Mitarbeit aller 
Geschlechter unabdingbar. Davon ausgehend be-
fasst sich die Studie mit der Frage, warum Frauen 
in der Südtiroler Kommunalpolitik unterreprä-
sentiert sind und was man dagegen tun kann.

Vom Ist zum Soll. Aktuell gibt es in Österreich 
unter 2.093 Gemeinden 220 Bürgermeisterinnen 
– ein Anteil von 10,5 Prozent. Die Zahl der Vize-
bürgermeisterinnen wird auf rund 500 geschätzt 
und die Zahl der Mandatarinnen in den Gemein-
den auf rund 10.300 (von insgesamt 39.330). Ins-
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STUDIE: FRAUEN IN DER KOMMUNALPOLITIK 

Woran es 
hapert und 
wo man(n) 
ansetzen kann

Durch aktive 
Mandatarinnen 
als Testimonials 
solcher Kommu-
nikationskam-
pagnen wird der 
Politik ein viel-
fältiges weib-
liches Gesicht 
gegeben.“

lems in der Kommunalpolitik hervorzuheben. 
Die Studie identifi ziert bestimmte Handlungs-
empfehlungen für Gemeinden, um mehr Frauen 
zu gewinnen. Wo kann man also ansetzen?

1. Maßnahmen im politischen und im vorpoliti-
schen Raum. Das zielt vor allem auf Vereine ab, 
wo sich viele Frauen bekanntlich bereits ehren-
amtlich engagieren. Ehrenamtliche Arbeiten 
sind wichtig für die Bekanntheit der Personen 
und gleichzeitig ein Sprungbrett, da bereits 
engagierte Frauen auch eher politisches Enga-
gement an den Tag legen als jene, die sich nicht 
einbringen. Die Politik kann daher Ehrenämter 
als Quelle für Nachwuchs nutzen und mit dort 
engagierten Frauen in Kontakt treten. Der Öster-
reichische Gemeindebund hat zu diesem Zweck 
auch die Kampagne „Engagement zahlt sich aus“ 
ins Leben gerufen, mit der dem Ehrenamt mehr 
Wertschätzung entgegengebracht werden soll. 

Konkret bedeutet das für Gemeinden bei-
spielsweise, aktiv den Austausch mit Vereinen 
zu suchen, sogenannte Frauenbeauftragte in 
den Vereinen zu ernennen, die den Austausch 
von Frauen fördern, oder etwa Frauenstamm-
tische bzw. Netzwerk-Cafés für den Austausch 
von Frauen aus unterschiedlichen Vereinen oder 
Bereichen zu etablieren. Auch in den Schulen 
kann man bereits anfangen, junge Menschen mit 
der Politik in Kontakt zu bringen. Das Projekt 
„Girls in Politics“, bei dem Mädchen und junge 
Frauen einen Tag lang eine Bürgermeisterin 
oder einen Bürgermeister begleiten, ist ein gutes 
Beispiel dafür. Doch auch allgemeine Besuche 
von Politikerinnen und Politikern in der Schule 
oder die Errichtung eines Schülerparlaments 
sind gute Ansätze, um junge Menschen mehr für 
die Möglichkeiten politischer Partizipation zu 
sensibilisieren.

Vieles, was man über die Politik aus den 
Medien erfährt, wirkt abschreckend. Aus diesem 
Grund sind Kommunikations- und Imagekam-
pagnen, die vor allem die positiven Seiten von 
politischen Gestaltungsmöglichkeiten hervor-
heben, wünschenswert. Durch aktive Manda-
tarinnen als Testimonials solcher Kommunika-
tionskampagnen wird der Politik ein vielfältiges 
weibliches Gesicht gegeben.

2. Maßnahmen für die Vereinbarkeit von 
Familie, Beruf und Ehrenamt. Die schwierige 
Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Ehrenamt 
gilt bei den Gemeindepolitikerinnen als einer 
der Hauptgründe für die Benachteiligung von 

BLICK ÜBER DIE GRENZEN

gesamt liegt der Anteil der Frauen in der Kom-
munalpolitik bei etwa einem Viertel. 

In 13 von 116 Südtiroler Gemeinden stand 
im Jahr 2020 eine Frau an der Spitze, das sind 
11 Prozent – ähnlich wie in Österreich und auch 
in Deutschland, wo der Anteil etwa 9 Prozent 
beträgt. In der Schweiz sind schätzungsweise 
etwa 20 Prozent Frauen in der Gemeindeexe-
kutive, der oberste Posten als Gemeindepräsi-
dent:in ist zu 16 Prozent von Frauen besetzt.

Diese Zahlen machen deutlich, dass in puncto 
gleichwertige Repräsentation in der Politik noch 
viel zu tun ist. Doch woran liegt der geringe An-
teil an Frauen in der Lokalpolitik? Als Hürden 
gaben eine große Anzahl an Mandatarinnen 
unter anderem Folgendes an:
— die Unvereinbarkeit von Familie und Beruf,
— die Gesellschaft, die Frauen weniger zutraut,
— die Politik als Männerdomäne mit den männ-

lich geprägten Umgangsformen und Organi-
sationskulturen,

— die fehlende Unterstützung in den Parteien 
und im persönlichen Umfeld.

Zu diesen Faktoren kommt auch die Belastung 
durch das Amt: Die politische Tätigkeit selbst 
wird des Öfteren als sehr belastend empfunden. 
Der hohe Zeitaufwand, die Bürokratie, die man-
gelnde Wertschätzung mancher Mitbürgerinnen 
und Mitbürger, die nicht ernst genommene Mit-
sprache sowie die Machtspiele der männlichen 
Politiker seien kräftezehrend, erklärten Befragte 
in der Umfrage. Das deckt sich mit den Ergeb-
nissen einer ähnlichen Umfrage unter österrei-
chischen Bürgermeister:innen.

Motivatoren für die Kommunalpolitik. In der 
Eurac-Studie wurde auch abgefragt, was den 
Politikerinnen an ihrem Amt gefällt: 
— Meinungen, Ideen und Ansichten einzubrin-

gen,
— sich um die Gemeinde sowie Bürgerinnen und 

Bürger zu kümmern,
— in Kontakt mit Bürgerinnen und Bürgern zu 

treten,
— besser informiert zu sein, über das Gemein-

degeschehen Bescheid zu wissen,
— sich weiterbilden zu können,
— der Kontakt mit anderen Kommunalpolitike-

rinnen und -politikern,
— die Herausforderung und die Verantwortung.

Diese Motivatoren sind besonders vor dem 
Hintergrund des allgemeinen Nachwuchsprob-

EVA SCHUBERT IST 
REDAKTEURIN BEIM 
ÖSTERREICHISCHEN 
GEMEINDEBUND

Wir Frauen 
haben durch 
unseren Lebens-
alltag oft  andere 
Ideen und Prob-
lemstellungen 
als Männer und 
das ergänzt 
sich in der Poli-
tik sehr gut.“
Elisabeth Frenner Su-
ani, Vizebürgermeisterin 
der Gemeinde Enneberg
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Frauen in der Politik – und ist somit auch eine 
der wesentlichen Ursachen für den geringen 
Frauenanteil in diesem Bereich. Um hier anzu-
setzen, braucht es in erster Linie ein Aufbrechen 
von Stereotypen: In Coaching-Programmen von 
Frauen für Frauen können aktive  Politikerinnen 
Neueinsteigerinnen Tipps geben und sie an 
weniger „frauentypische“ Ressorts heranfüh-
ren – ihnen also statt den sozialen Agenden auch 
 einmal Bau- oder Mobilitätsressorts schmackhaft 
machen. Auch gleichberechtigte Familienarbeit 
und fl exible Betreuungsdienste sind, wie er-
wähnt, laut Studie eine wichtige Voraussetzung.

Chancen bietet durchaus auch der Umbruch 
in der Arbeitswelt: Nicht nur in Unternehmen, 
sondern auch im öff entlichen Dienst werden fl e-
xible Arbeitszeitmodelle verstärkt eingefordert 
und üblich werden. Als Bürgermeister:in ist es 
in Österreich aufgrund der meist nebenberufl ich 
ausgeübten Tätigkeit ohnehin bereits gang und 
gäbe, sich die Arbeitszeiten fl exibel einzuteilen.

3. Maßnahmen zur Schaff ung institutioneller 
und rechtlicher Rahmenbedingungen. Trotz aller 
softer Faktoren hat sich im internationalen Ver-
gleich immer wieder gezeigt, dass klare rechtliche 
Vorgaben – auch wenn sie radikal erscheinen – 
langfristig zu einer höheren Frauenquote und 
verbesserten Rahmenbedingungen führen. Zu 
solchen Maßnahmen zählen die Listenquote, das 
Reißverschlussprinzip und die sogenannte „ge-
schlechtergerechte doppelte Vorzugsstimme“, bei 
der eine Vorzugsstimme jeweils an das männliche 
und an das weibliche Geschlecht gehen muss. 
Dies gibt es in Italien bereits auf Staatsebene und 
wäre auch auf kommunaler Ebene ohne Schwie-
rigkeiten umzusetzen.

Die Autor:innen der Studie betonen jedoch: 
Alle rechtlich-institutionellen Maßnahmen 
laufen ins Leere, wenn sie nicht mit einer ge-
sellschaftlichen Einstellungsänderung einher-
gehen. Ein wichtiger Ansatzpunkt sei dabei die 
Kultur innerhalb der Parteien. Auch dort brauche 
es Quoten. In kleineren Gemeinden hätten auch 
Einheitslisten Potenzial, weil dann erfahrungs-
gemäß mehr Frauen kandidieren.

4. Maßnahmen zur Vernetzung der Frauen 
untereinander und Medienarbeit. Vernetzung 
ist für die Informations- und Wissensvermitt-
lung enorm wichtig. Vor allem für Neueinsteige-
rinnen in die Gemeindepolitik ist sie bedeutend, 
um Selbstsicherheit aufzubauen bzw. diese zu 
stärken. Aus vielen Studien geht hervor, dass 

sich neue Politikerinnen oft mehr Unterstützung 
und Austausch wünschen, da dies viel zur per-
sönlichen Ermutigung beiträgt. 

Wichtig sei auch proaktive Öff entlichkeitsar-
beit, die die mediale Präsenz von Frauen fördert. 
Anzudenken wären etwa Politikerinnen-Touren 
oder ein spezieller Preis für Nachwuchspolitike-
rinnen. Auch die geschlechtergerechte Sprache 
wird als wichtiger Punkt genannt, um Frauen 
sichtbar zu machen – egal ob mit Binnen-I, 
Gendersternchen, Doppelpunkt oder durch Aus-
schreiben beider Geschlechter.

Fazit. Aus der Studie geht deutlich hervor, was 
ohnehin bekannt ist: Es gibt noch viel Luft nach 
oben bei der Gleichstellung in der Kommunal-
politik. Verglichen mit den Erfahrungen der 
österreichischen Bürgermeisterinnen zeigt sich, 
dass es hierzulande in puncto gesellschaftliche 
Rollenbilder noch viel zu tun gibt. Die Eurac-
Studie zeigt auch, dass neben den klar ersicht-
lichen Maßnahmen wie Quoten- und Reißver-
schlusssystemen, die auch eine gesellschaftliche 
Änderung herbeiführen würden, viele kleine 
Schritte möglich und notwendig sind.

Die österreichischen Ortschefi nnen haben mit 
dem jährlichen Bürgermeisterinnen-Treff en ein 
starkes Netzwerk etabliert, aus dem sich stets 
neue Initiativen im Bereich Frauenförderung 
ergeben. So etwa das Projekt „Girls in Politics“ 
oder die Frauenfachtagung der Bürgermeisterin-
nen, die in den letzten Jahren auch international 
an Aufwind gewinnt.

Vor allem aber sind es die Präsenz der Bürger-
meisterinnen als Vorbilder für alle Frauen sowie 
deren Vernetzung untereinander, die Hoff nung 
auf mehr Gleichstellung machen. 

                      
Um den Schritt in die Politik zu 
wagen, benötigen Frauen vor 
allem Vertrauen – Vertrauen in 
sich selbst und die eigenen Fähig-
keiten, Schaff ensfreude, Wissbe-
gierde sowie das Angebot zur Zu-
sammenarbeit und Unterstützung 
durch ein tragendes Netzwerk.“

Carmen Plaseller, 
Bürgermeisterin der Gemeinde Lüsen
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BLICK ÜBER DIE GRENZEN
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2003 erfolgte die erste Inbetriebnahme einer stationären Anlage im Tunnel Kaisermühlen 
in Wien. Seither gab es auf diesem Abschnitt keine Todesopfer mehr. Das Kuratorium für 
Verkehrssicherheit, Klimaschutzministerin Leonore Gewessler und die ASFINAG sehen 
die Section Control als wichtige Maßnahme in puncto Verkehrssicherheit.

BERICHT

20 Jahre Section Control 
für mehr Verkehrssicherheit 

Bereits im ersten Jahr nach der Einführung 
der Section Control sind im Kaisermühlen-
tunnel die Unfälle in Relation zur Ver-

kehrsmenge um 50 Prozent zurückgegangen. 
Seit der Inbetriebnahme der Anlage ist dort 
außerdem kein tödlicher Unfall mehr passiert. 
In den vergangenen Jahren sind weitere fünf sta-
tionäre und 20 mobile Anlagen auf Österreichs 
Autobahnen und Schnellstraßen dazugekom-
men. Das Ziel, die Unfälle mit Personenschäden 
zu senken, wurde und wird in allen Abschnitten 
erreicht. 

Eindämmung von schweren Unfällen und 
Senkung der Unfallkosten. Christian Schima-
nofsky, Geschäftsführer des Kuratoriums für 
Verkehrssicherheit, ist überzeugt von der Sec-
tion Control: „Sie leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Erhöhung der Verkehrssicherheit gerade auf 
besonders unfallträchtigen Straßenabschnitten 
in Österreich. Die konkreten Vorteile liegen klar 
auf der Hand: Tempodämpfung, vor allem eine 
Reduktion der starken Tempoüberschreitun-
gen, und eine allgemeine Harmonisierung des 
Geschwindigkeitsniveaus. Beides sorgt sowohl 
für eine Eindämmung von schweren Unfällen 
als auch für eine Senkung von Unfallkosten. Der 
volkswirtschaftliche Nutzen der Section Control 
ist weitaus höher als die Kosten ihrer Installation 
und ihres laufenden Betriebs.“

Geschwindigkeiten um 7 km/h verringert. 
Klimaschutzministerin Leonore Gewessler:  „Die 
Section Control sorgt seit zwanzig Jahren für 
mehr Verkehrssicherheit in Österreich. Wir alle 

Der volkswirtschaft liche 
Nutzen der Section Control 
ist weitaus höher als die 
Kosten ihrer Installation und 
ihres laufenden Betriebs.“
Christian Schimanofsky, Geschäft sführer des 
Kuratoriums für Verkehrssicherheit

Die Praxis zeigt, dass sich die 
durchschnittliche Geschwin-
digkeit in mit Section Cont-
rol kontrollierten Bereichen 
um sieben Kilometer pro 
Stunde verringert.
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Seit Ende Juni 2012 wird 
erstmals auf einer Landes-
straße die Section Control 
eingesetzt, und zwar im Be-
reich des Gföhler Bergs der 
Kremser Straße (B 37).

wollen sicher und unfallfrei ans Ziel kommen. 
Dafür ist es wichtig, dass sich alle an unsere ge-
meinsamen Regeln halten. Hier leistet die Sec-
tion Control auf Autobahnabschnitten mit hoher 
Unfallgefahr einen Beitrag zur Kontrolle. Das hat 
sich bewährt. Das System funktioniert gut und 
verlässlich – und bietet den Ländern gerade bei 
der Kontrolle von Lkws auch noch Potenzial für 
die Zukunft.“ 

Die Praxis zeigt, dass sich die durchschnitt-
liche Geschwindigkeit in mit Section Control 
kontrollierten Bereichen um sieben Kilometer 
pro Stunde verringert – sowohl bei stationären 
als auch bei mobilen Anlagen. 
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Halbierung der Unfälle im Baustellenbereich. 
„Die Einführung von Section Control war für 
die Verkehrssicherheit ein Meilenstein“, betont 
ASFINAG-Vorstand Hartwig Hufnagl, „dort wo 
sie eingesetzt wird, läuft der Verkehr ruhiger 
und harmonischer. Gefährliche Auff ahr- und 
Spurwechselmanöver verringern sich. Das 
bringt nachweisbar mehr Verkehrssicherheit. 
Mithilfe von Section Control konnten wir die 
Zahl von Unfällen in Baustellenbereichen am 
ASFINAG-Netz halbieren. Wir setzen dort auf 
Section Control, wo herkömmliche Maßnahmen 
zur Temporeduktion keinen Erfolg erzielen.“ 

Ebenfalls bestens bewährt haben sich Section-
Control–Anlagen in Baustellenbereichen. Sie 
kommen fl exibel zum Einsatz und auch hier 
sprechen die sinkendenden Zahlen an Unfällen 
für sich: Diese reduzierten sich im Vergleich um 
fast die Hälfte. 

Funktionsweise und Datenschutz. Fährt ein 
Fahrzeug in einen mit Section Control über-
wachten Abschnitt ein, wird es samt Kennzei-
chen und Durchfahrtszeitpunkt aufgenommen 
und mit einem Zeitstempel versehen. Bei der 
Ausfahrt wird das Fahrzeug erneut inklusive 
Zeitstempel aufgezeichnet. Nach dem Vergleich 
der Zeitstempel Einfahrt/Ausfahrt und unter 
Berücksichtigung der geeichten zurückgelegten 
Wegstrecke wird die Durchfahrtsgeschwindig-
keit ermittelt. Überschreitungen speichert und 
ahndet ausschließlich die Polizei. 

Ist keine Überschreitung gegeben, werden 
die Daten sofort gelöscht. Die Section Control 
ist in der Lage, zwischen ein- und mehrspuri-
gen Fahrzeugen sowie zwischen verschiedenen 
Fahrzeugklassen (Pkw, Lkw und Bus) zu unter-
scheiden. 
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Fahrzeug in einen mit Section Control über-
wachten Abschnitt ein, wird es samt Kennzei-
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Ist keine Überschreitung gegeben, werden 
die Daten sofort gelöscht. Die Section Control 
ist in der Lage, zwischen ein- und mehrspuri-
gen Fahrzeugen sowie zwischen verschiedenen 
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Leerstand für Gewerbefl ächen oder als 
Wohnraum soll deshalb wieder vermehrt 
aktiviert und genutzt werden. Im Sinne des 

Vorsorgeprinzips und in Umsetzung des Regie-
rungsprogramms 2020–2024 ist es das Ziel der 
Regierung, die Flächeninanspruchnahme auf 
netto 2,5 ha pro Tag (9 km² pro Jahr) bis 2030 zu 
reduzieren. Damit werden wertvolle Freifl ächen 
geschützt und gleichzeitig bestehende Orts- und 
Stadtkerne gestärkt.

Mit der Bodenstrategie für Österreich wird 
derzeit eine gemeinsame Strategie von Bund, 
Ländern, Städten und Gemeinden sowie Wirt-
schafts- und Sozialpartnern im Rahmen der 
Österreichischen Raumordnungskonferenz 
(ÖROK) erarbeitet. Damit wird die weitere 
Flächeninanspruchnahme und Versiegelung 
verringert. Um eine weitere Zersiedelung zu 
unterbinden, werden Grün- und Freiland ge-
schützt. Damit dieser Schritt auch gelingt, wird 
eine effi  ziente Innenentwicklung in den Fokus 
gerückt. 

„Unser Boden ist eine bedeutsame  natürliche 
Ressource, die es effi  zient zu nützen und zu 

Wohnen, Arbeiten, Wirtschaften sowie Erholung sind unmittelbar an den Bedarf 
an Fläche gekoppelt. Durch diese Nutzungsansprüche stehen die begrenzt verfüg-
baren Ressourcen an Fläche jedoch zunehmend unter Druck. 

AKTIVER BODENSCHUTZ IN DEN GEMEINDEN 

Maßnahmen zur 
Innenentwicklung

schützen gilt. Deshalb ist die Zunahme des Bo-
denverbrauchs und der damit einhergehenden 
Bodenversiegelung in unseren Regionen weiter 
einzudämmen und ein stärkeres Bewusstsein in 
der Bevölkerung über den Schutz unserer wert-
vollen Böden zu schaff en“, so Norbert Totschnig, 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Regionen und Wasserwirtschaft.

Regionen brauchen lebendige Ortskerne mit 
gut erreichbaren Arbeitsplätzen, Einkaufsmög-
lichkeiten, modernen Gemeindezentren sowie 
Gastronomie- und Kultureinrichtungen. Durch 
konsequente „Innen- vor Außenentwicklung“ 
wird das Leben in die Orts- und Stadtzentren ge-
holt und die Zersiedlung mit steigenden kom-
munalen Infrastrukturkosten eingedämmt. Eine 
kompakte Siedlungsstruktur ist eine Grund-
voraussetzung für eine attraktive Funktions-
dichte. Und eine effi  ziente Innenentwicklung 
geht Hand in Hand mit dem sparsamen Umgang 
mit Flächen an Siedlungsrändern und in Außen-
bereichen. Bodenschutz gelingt vor allem durch 
Mobilisierung geeigneter Baulandreserven und 

Das stark sanierungsbe-
dürft ige „Fürstenhaus“ im 
Ortskern von Irdning droh-
te abgerissen und zum 
Parkplatz umfunktioniert 
zu werden. Eine Projekt-
entwicklungsgemeinschaft  
kauft e das Gebäude der 
Gemeinde ab. Unter Bür-
gerbeteiligung wurde das 
Haus umfassend saniert. 
So sind zehn Wohnein-
heiten, vor allem für junge 
Paare, entstanden. In der 
Visualisierung sieht man, 
dass hier auch ein Kaff ee-
haus etc. möglich wäre.
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RegionIMpuls-TOUR
Die Regionen-Dialog-Platt-
form im Rahmen des GAP-
Strategieplans 2023–
2027 (Gemeinsame Ag-
rarpolitik) der EU leistet 
mit ihren digitalen und 
analogen Angeboten 
einen wichtigen Beitrag 
zur Attraktivierung und 
Klimawandelanpassung 
von Orts- und Stadtkernen 
sowie zur Belebung von 
Leerständen.
info.bml.gv.at/themen/

Unser Boden ist eine bedeutsame 
natürliche Ressource, diese es effi  -
zient zu nützen und zu schüt-
zen gilt.“
Norbert Totschnig
Regionalminister

kaufte der Gemeinde das Gebäude ab. Unter 
Bürgerbeteiligung wurde das Haus umfassend 
saniert. So sind zehn Wohneinheiten, vor allem 
für junge Paare, entstanden. Im Erdgeschoß be-
fi ndet sich eine Trafi k; weitere Räumlichkeiten 
stehen für unterschiedliche Nutzungen, bei-
spielsweise für Gastronomie, zur Verfügung. Der 
Laden ist ein sozialer Begegnungsraum. Detailin-
formationen zum Projekt sind online verfügbar. 

Die Initiative „Gründung fi ndet Stadt“ fördert 
Geschäftsideen, die sich in einem (bevorstehen-
den) Leerstand im Zentrum ansiedeln möchten. 
Das Förderpaket beinhaltet eine kostenlose Be-
ratung und Unterstützung beim Erstellen eines 
Business-Plans durch die Gründeragentur riz up, 
Hilfe bei der Suche nach einem geeigneten Leer-
stand in einer der teilnehmenden Gemeinden, 
kostenlose Beratung durch die WKO Niederös-
terreich, Öff entlichkeitsarbeit sowie Beratung/
Bedarfserhebung und vieles mehr. Detailinfor-
mationen zum Projekt sind online verfügbar. 

AUS DEN REGIONEN

FO
TO

 //
 e

is
en

st
ra

ss
e.

in
fo

FO
TO

 //
 b

m
t

LINKS ZUM THEMA  
 

www.gruendung
fi ndetstadt.at/ 

Die Initiative „Grün-
dung fi ndet Stadt“ för-
dert Geschäft sideen, 
die sich in einem 
(bevorstehenden) 
Leerstand im Zentrum 
ansiedeln möchten.

aktive Bodenpolitik. Die Interessen am Boden 
sind vielfältig, eine Abwägung der Bedürfnis-
se ist für die Entscheidungsfi ndung essenziell. 
Regionale Lösungen können einer Konkurrenz 
zwischen Gemeinden vorbeugen und ermög-
lichen es, Planungsentscheidungen durch inter-
kommunale Zusammenarbeit zu treff en.

Die Reaktivierung von Leerständen stellt in 
den Zentren eine große Herausforderung dar. 
Es sind jedoch meist umfassende Sanierungen 
und Modernisierungen notwendig, um Gebäude 
wieder nutzbar zu machen. Doch innovative 
Nutzungskonzepte können alten Bauten neues 
Leben einhauchen. Für ein gutes Gelingen 
müssen lokale Bedürfnisse ermittelt werden, 
um Überlegungen zu konkretisieren. Damit 
kann Raum für neue Ideen geschaff en werden. 
Das erfordert die Vernetzung der handelnden 
Personen auf regionaler Ebene. Vernetzung auf 
überregionaler Ebene kann als Unterstützung 
bei der Entwicklung und Umsetzung von Pro-
jekten dienen

Neben der Tour von Minister Norbert Tot-
schnig, die am 15. September 2023 in Tirol 
startete und durch ganz Österreich führt, steht 
zum interaktiven Austausch die Regionen-
Dialog-Plattform (www.meine-regionen.at) 
zur Verfügung.

In Österreich gibt es bereits Projekte, die mit 
Ortskernstärkung und Leerstandsbelebung 
diesen multifunktionalen Ansatz nutzen. Das 
stark sanierungsbedürftige „Fürstenhaus“ im 
Ortskern von Irdning (Steiermark) drohte ab-
gerissen und zum Parkplatz umfunktioniert zu 
werden. Eine Projektentwicklungsgemeinschaft 
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Unser Boden ist eine bedeutsame 
natürliche Ressource, diese es effi  -
zient zu nützen und zu schüt-
zen gilt.“
Norbert Totschnig
Regionalminister

kaufte der Gemeinde das Gebäude ab. Unter 
Bürgerbeteiligung wurde das Haus umfassend 
saniert. So sind zehn Wohneinheiten, vor allem 
für junge Paare, entstanden. Im Erdgeschoß be-
fi ndet sich eine Trafi k; weitere Räumlichkeiten 
stehen für unterschiedliche Nutzungen, bei-
spielsweise für Gastronomie, zur Verfügung. Der 
Laden ist ein sozialer Begegnungsraum. Detailin-
formationen zum Projekt sind online verfügbar. 

Die Initiative „Gründung fi ndet Stadt“ fördert 
Geschäftsideen, die sich in einem (bevorstehen-
den) Leerstand im Zentrum ansiedeln möchten. 
Das Förderpaket beinhaltet eine kostenlose Be-
ratung und Unterstützung beim Erstellen eines 
Business-Plans durch die Gründeragentur riz up, 
Hilfe bei der Suche nach einem geeigneten Leer-
stand in einer der teilnehmenden Gemeinden, 
kostenlose Beratung durch die WKO Niederös-
terreich, Öff entlichkeitsarbeit sowie Beratung/
Bedarfserhebung und vieles mehr. Detailinfor-
mationen zum Projekt sind online verfügbar. 
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www.gruendung
fi ndetstadt.at/ 

Die Initiative „Grün-
dung fi ndet Stadt“ för-
dert Geschäft sideen, 
die sich in einem 
(bevorstehenden) 
Leerstand im Zentrum 
ansiedeln möchten.

aktive Bodenpolitik. Die Interessen am Boden 
sind vielfältig, eine Abwägung der Bedürfnis-
se ist für die Entscheidungsfi ndung essenziell. 
Regionale Lösungen können einer Konkurrenz 
zwischen Gemeinden vorbeugen und ermög-
lichen es, Planungsentscheidungen durch inter-
kommunale Zusammenarbeit zu treff en.

Die Reaktivierung von Leerständen stellt in 
den Zentren eine große Herausforderung dar. 
Es sind jedoch meist umfassende Sanierungen 
und Modernisierungen notwendig, um Gebäude 
wieder nutzbar zu machen. Doch innovative 
Nutzungskonzepte können alten Bauten neues 
Leben einhauchen. Für ein gutes Gelingen 
müssen lokale Bedürfnisse ermittelt werden, 
um Überlegungen zu konkretisieren. Damit 
kann Raum für neue Ideen geschaff en werden. 
Das erfordert die Vernetzung der handelnden 
Personen auf regionaler Ebene. Vernetzung auf 
überregionaler Ebene kann als Unterstützung 
bei der Entwicklung und Umsetzung von Pro-
jekten dienen

Neben der Tour von Minister Norbert Tot-
schnig, die am 15. September 2023 in Tirol 
startete und durch ganz Österreich führt, steht 
zum interaktiven Austausch die Regionen-
Dialog-Plattform (www.meine-regionen.at) 
zur Verfügung.

In Österreich gibt es bereits Projekte, die mit 
Ortskernstärkung und Leerstandsbelebung 
diesen multifunktionalen Ansatz nutzen. Das 
stark sanierungsbedürftige „Fürstenhaus“ im 
Ortskern von Irdning (Steiermark) drohte ab-
gerissen und zum Parkplatz umfunktioniert zu 
werden. Eine Projektentwicklungsgemeinschaft 
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Das Österreichische Wohnhandbuch 2023 berichtet über Fortschritte bei der Dekarbonisierung des gemeinnützigen 
Wohnungsbestands. Leistbarkeit im Wohnen ist ebenso Thema wie das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz.

Aus der langen Perspektive erschließt sich dem 
Leser dieses Handbuchs die Entwicklung und 
die heutige Performance des österreichischen 
wohnungspolitischen Systems. Österreich hat 
eine im internationalen Vergleich sehr gute 
Wohnversorgung, was quantitative und qua-
litative Indikatoren gleichermaßen belegen. 
Die Wohnkostenbelastung liegt bei 19 Prozent 
des verfügbaren Haushaltseinkommens und 
damit immer noch unter dem EU-Durchschnitt. 

Gerade bei unteren Einkommensgruppen ist 
die Wohnkostenbelastung deutlich niedriger 
als in den meisten Nachbarländern. Die Verbin-
dung eines großen Angebots objektgeförderter 
Wohnungen und eines gut ausgebauten Wohn-
beihilfensystems bewirkt, dass Wohnen für den 
größten Teil der Bevölkerung leistbar ist.
Allerdings haben sich in jüngster Vergangenheit 
Bruchlinien aufgetan. So sind unter anderem 
die Baupreise innerhalb von nur zwei Jahren 

um 30 Prozent angestiegen. Neben den sehr 
hohen Baukosten verhageln die in kürzester 
Zeit massiv angestiegenen Kapitalmarktzinsen 
so manche Kalkulation und den Traum vom 
eigenen Haus für viele junge Familien.
Wohnbauförderung und Wohnungsgemein-
nützigkeit, im Tandem jahrzehntelang Garant 
für Kontinuität, Preisstabilität und Leistbarkeit, 
scheinen mit dieser Volatilität überfordert zu 
sein. In mehreren Bundesländern ist der ge-

WOHNHANDBUCH 2023 

Leistbares Wohnen: Bilanz und Ausblick

Herausgeber 
Christian Struber 
mit Patrick Stumer 
vom Linde Verlag

ÜBER DAS 
WOHNHANDBUCH
Die Österreichischen Wohn-
handbücher dokumentieren 
seit fast drei Jahrzehnten 
die Entwicklung der öster-
reichischen Wohnbauland-
schaft . 
Das Wohnhandbuch 2023 
ist beim Linde Verlag er-
hältlich; 
ISBN: 9783707348101

förderte Neubau fast gänzlich zum Erliegen 
gekommen. 
Ein weiterer wohnungspolitischer Aspekt 
rückt zusehends in den Vordergrund: der 
Beitrag des Wohnens zur Dekarbonisierung 
unserer Gesellschaft . Es ist an der Zeit, dass 
sich die Kapazitäten der Bauwirtschaft  vom 
Neubau in Richtung Sanierung verlagern.

Mehr auf kommunal.at/ein-blick-auf-den-
oesterreichischen-wohnbau-markt

Damit sind alle Maßnahmen gemeint, die 
dazu beitragen, dass alle Gegenstände 
und Infrastrukturen intensiv genutzt 

werden, eine möglichst lange Lebensdauer 
erhalten und am Schluss vollständig recycelt 
werden. Denn das Ziel der Kreislaufwirt-
schaft ist es, den Verbrauch von Ressourcen 
drastisch zu reduzieren. Der Check steht allen 
Gemeindeverantwortlichen und Interessier-
ten zur Verfügung. Nach dem Ausfüllen eines 
Fragebogens, in dem sie angeben, welche 
Maßnahmen in der eigenen Gemeinde bereits 
gesetzt werden, erhalten sie in Echtzeit einen 
Statusbericht mit Potenzialanalyse und Hand-
lungsempfehlungen. Die Ergebnisse liefern 
den Gemeinden damit wichtige Informationen 
über ihre aktuelle Circular Economy Readiness 
in Bereichen wie der Abfall- und Abwasser-
wirtschaft, der öff entlichen Beschaff ung, dem 
Bauwesen, der Standortentwicklung oder auch 
für Veranstaltungen.

Der Ressourcen-Check ist speziell auf die Bedürfnisse von 
österreichischen Gemeinden zugeschnitten und wurde entwickelt, 
um diese bei der Umsetzung von Maßnahmen für mehr 
Kreislaufwirtschaft zu unterstützen. 

RFA PRÄSENTIERT DEN RESSOURCEN-CHECK FÜR GEMEINDEN

Kreislaufwirtscha�  
forcieren 

ÜBER DAS 
RESSOURCEN FORUM 
AUSTRIA

Das Ressourcen Forum 
Austria wurde 2013 als 
österreichische Plattform 
für effi  ziente Ressourcen-
nutzung gegründet. Ziel 
ist es u. a., Lösungen für 
eine ressourceneffi  ziente 
Kreislaufwirtschaft  zu ent-
wickeln. Mehr Infos bei 
Andreas Van-Hametner, 
Geschäft sführer des 
Ressourcen Forum Austria,
E-Mail: a.van-hametner@
ressourcenforum.at
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Wir sind überzeugt, dass die 
Gemeinden eine Schlüsselrolle 
beim Übergang zu einer Kreislauf-
wirtschaft  spielen.“
Walter Leiss, 
Generalsekretär des Gemeindebundes

„Wir sind überzeugt, dass 
die Gemeinden eine Schlüsselrolle 
beim Übergang zu einer Kreislauf-

wirtschaft spielen. Der Ressourcen 
Check übersetzt das wichtige � ema 
Kreislaufwirtschaft in einzigartiger 

Weise in die Welt der Gemeinden und 
hilft ihnen dabei, ihre Ressourcennutzung 

kritisch zu überprüfen und gezielte Maß-
nahmen zur Optimierung zu ergreifen“, erklärt 
Walter Leiss, Generalsekretär des Österreichi-
schen Gemeindebundes, der Partner im Projekt 
war.

Kreislaufwirtschaft  ist Klimaschutz. Der 
Ressourcen Check für Kreislaufwirtschaft und 
Ressourceneffi  zienz in der Gemeinde wurde aus 
Mitteln des Klima- und Energiefonds gefördert 
und im Rahmen des Programms „Klima- und 
Energie-Modellregionen (KEM-Leitprojekt)“ 
durchgeführt. Partner im Projekt waren neben 
dem Ressourcen Forum Austria und dem Öster-
reichischen Gemeindebund die KEM-Regionen 
„Salzburger Seenland“, „Nachhaltiges Saalach-
tal“, „Lungau“ und „Pinzgau Nationalparkre-
gion“. „Um Klimaneutralität 2040 für Österreich 
zu erreichen, müssen wir vom Reden ins Tun 

kommen! Und genau das passiert in den Klima- 
und Energie-Modellregionen. Die Energiewende 
fi ndet dort in zahlreichen Klimaschutzprojekten 
in den Gemeinden vor Ort statt. Ich freue mich, 
dass nun auch aktiv die � emen Kreislaufwirt-
schaft und Ressourcenschonung bearbeitet 
werden“, betont Bernd Vogl, Geschäftsführer 
des Klima- und Energiefonds. Aktuell hat der 
Klimafonds eine Schwerpunktregion für Kreis-
laufwirtschaft, aber in vielen Regionen werden 
bereits einzelne Maßnahmen gesetzt.

Mehr Infos auf www.kommunal.at

DER 
RESSOURCEN-CHECK 

Das Ressourcen Forum 
Austria hat gemeinsam 
mit dem Österreichischen 
Gemeindebund für den 
Klima- und Energiefonds 
den neuen Ressourcen 
Check für Kreislaufwirt-
schaft  in der Gemeinde 
entwickelt. 

Alle Best Practices sind 
öff entlich einsehbar unter: 
www.ressourcenforum.
at/best-practice-
gemeinden/
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Um Klimaneutralität 2040 
für Österreich zu erreichen, 
müssen wir vom Reden 
ins Tun kommen.“
Bernd Vogl, 
Geschäft sführer Klima- und Energiefonds

ÖKOLOGIE & ÖKONOMIE
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Herausgeber 
Christian Struber 
mit Patrick Stumer 
vom Linde Verlag

ÜBER DAS 
WOHNHANDBUCH
Die Österreichischen Wohn-
handbücher dokumentieren 
seit fast drei Jahrzehnten 
die Entwicklung der öster-
reichischen Wohnbauland-
schaft . 
Das Wohnhandbuch 2023 
ist beim Linde Verlag er-
hältlich; 
ISBN: 9783707348101

förderte Neubau fast gänzlich zum Erliegen 
gekommen. 
Ein weiterer wohnungspolitischer Aspekt 
rückt zusehends in den Vordergrund: der 
Beitrag des Wohnens zur Dekarbonisierung 
unserer Gesellschaft . Es ist an der Zeit, dass 
sich die Kapazitäten der Bauwirtschaft  vom 
Neubau in Richtung Sanierung verlagern.

Mehr auf kommunal.at/ein-blick-auf-den-
oesterreichischen-wohnbau-markt

„Wir sind überzeugt, dass 
die Gemeinden eine Schlüsselrolle 
beim Übergang zu einer Kreislauf-

wirtschaft spielen. Der Ressourcen 
Check übersetzt das wichtige � ema 
Kreislaufwirtschaft in einzigartiger 

Weise in die Welt der Gemeinden und 
hilft ihnen dabei, ihre Ressourcennutzung 

kritisch zu überprüfen und gezielte Maß-
nahmen zur Optimierung zu ergreifen“, erklärt 
Walter Leiss, Generalsekretär des Österreichi-
schen Gemeindebundes, der Partner im Projekt 
war.

Kreislaufwirtschaft  ist Klimaschutz. Der 
Ressourcen Check für Kreislaufwirtschaft und 
Ressourceneffi  zienz in der Gemeinde wurde aus 
Mitteln des Klima- und Energiefonds gefördert 
und im Rahmen des Programms „Klima- und 
Energie-Modellregionen (KEM-Leitprojekt)“ 
durchgeführt. Partner im Projekt waren neben 
dem Ressourcen Forum Austria und dem Öster-
reichischen Gemeindebund die KEM-Regionen 
„Salzburger Seenland“, „Nachhaltiges Saalach-
tal“, „Lungau“ und „Pinzgau Nationalparkre-
gion“. „Um Klimaneutralität 2040 für Österreich 
zu erreichen, müssen wir vom Reden ins Tun 

kommen! Und genau das passiert in den Klima- 
und Energie-Modellregionen. Die Energiewende 
fi ndet dort in zahlreichen Klimaschutzprojekten 
in den Gemeinden vor Ort statt. Ich freue mich, 
dass nun auch aktiv die � emen Kreislaufwirt-
schaft und Ressourcenschonung bearbeitet 
werden“, betont Bernd Vogl, Geschäftsführer 
des Klima- und Energiefonds. Aktuell hat der 
Klimafonds eine Schwerpunktregion für Kreis-
laufwirtschaft, aber in vielen Regionen werden 
bereits einzelne Maßnahmen gesetzt.

Mehr Infos auf www.kommunal.at

DER 
RESSOURCEN-CHECK 

Das Ressourcen Forum 
Austria hat gemeinsam 
mit dem Österreichischen 
Gemeindebund für den 
Klima- und Energiefonds 
den neuen Ressourcen 
Check für Kreislaufwirt-
schaft  in der Gemeinde 
entwickelt. 

Alle Best Practices sind 
öff entlich einsehbar unter: 
www.ressourcenforum.
at/best-practice-
gemeinden/
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Um Klimaneutralität 2040 
für Österreich zu erreichen, 
müssen wir vom Reden 
ins Tun kommen.“
Bernd Vogl, 
Geschäft sführer Klima- und Energiefonds

ÖKOLOGIE & ÖKONOMIE
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MIT ENTSCHLIESSUNG VOM 9. SEPTEMBER 2023 HAT 
BUNDESPRÄSIDENT DR. ALEXANDER VAN DER BELLEN VERLIEHEN:

Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik an 

Ing. Franz Josef Roidinger, ehem. Gemeindevorstand 
der Gemeinde Weibern (OÖ)

Das Silberne Verdienstzeichen der Republik an 

Walter Marböck, ehem. Vizebürgermeister der 
Gemeinde Weibern (OÖ) sowie an 

Alois Zauner, ehem. Bürgermeister der 
Marktgemeinde Hofk irchen an der Trattnach (OÖ)

MIT ENTSCHLIESSUNG VOM 25. SEPTEMBER 2023:

Die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik an 

Rainer Winkelbauer, ehem. Gemeindevorstand der 
Marktgemeinde Gastern (NÖ)

EHRUNGEN

PERSONALIA 

„Herr Professor“ ist 
der neue Bürgermeister
GAWEINSTAL // Nach dem Rücktritt 
der bisherigen Bürgermeisterin Birgit 
Boyer – sie legte mit 30. September 
2023 das Bürgermeisteramt zurück – 
war eine Neuwahl durch den Gemeinde-
rat notwendig. Dabei wurde der bisherige 
Vizebürgermeister Prof. Mag. Johannes 
Berthold als neuer Bürgermeister vorgeschlagen 
und einstimmig zum neuen Ortschef der Marktgemeinde 
Gaweinstal gewählt. Birgit Boyer verzichtete auch auf ihr 
Gemeinderatsmandat. Laura Manschein aus Gaweinstal 
und Astrid Reuter aus Schrick, beide ÖVP, wurden neu im 
Gemeinderat angelobt. Danach wurde Laura Manschein zur 
neuen Vizebürgermeisterin gewählt..
QUELLE // www.noen.at/mistelbach am 16.10.2023

Ein Schlossherr 
als Bürgermeister
ST. GEORGEN im ATTERGAU // Nach dem 
Rückzug Ferdinand Aigners aus der Kommunal-
politik waren in St. Georgen im Attergau Bürger-

meisterwahlen nötig. Mitte September 
entschied ein Kandidat sie klar für 

sich: Fritz Mayr-Melnhof erhielt 
58,5 Prozent der Stimmen und 
ist somit neuer Bürgermeis-
ter. Er trat als unabhängiger 
Kandidat für die ÖVP-Liste 

Aigner an.
Aigner hatte sein Amt am 1. Juni 

aus gesundheitlichen Gründen zu-
rückgelegt, das machte die Neuwahlen 

in der Gemeinde nötig. Im Vorjahr war er mit der 
Bundespolitik angeeckt: Am Nationalfeiertag gab 
es eine Demonstration just auf einer Autobahn-
abfahrt, um gegen zusätzliche Zelte im überlaste-
ten Flüchtlingszentrum in � alheim aufzutreten. 
Er schäme sich für diese Art der Unterbringung, 
ließ der Bürgermeister damals wissen.
Sein Nachfolger ist 37 Jahre alt und mit Politik - 
zumindest verwandtschaftlich - vertraut: Sein 
Großvater war in den 1980er-Jahren ÖVP-Lan-
desrat in Salzburg, im oberösterreichischen  
St. Georgen im Attergau besitzt die Familie 
Schloss Kogl.
Landeshauptmann � omas Stelzer gratulierte 
noch am Sonntag. Mayr-Melnhof habe in den 
vorangegangenen Wochen bereits bewiesen, 
dass er „Politik nah am Bürger macht und die 
Anliegen der Menschen in den Mittelpunkt 
stellt“, kommentierte Stelzer.  Intensiver Kon-
takt mit den Bürgerinnen und Bürgern bei Haus-
besuchen und persönlichen Gesprächen sei „mit 
Sicherheit ein Erfolgsgeheimnis“ gewesen.

QUELLE // kurier.at/chronik am 24.9.2023
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16. Internationaler Facility 
Management Kongress
Der IFM-Kongress ist durch das rege Interesse 
des Fachpublikums und die hervorragenden 
Präsentationen aus dem In- und Ausland zu 
einer fi xen Größe in der heimischen  und 
internationalen Facility-Management- Branche 
geworden und erfreut sich Jahr für Jahr regen 
Zulaufs. Ein zentrales � ema heuer ist die 
Workplace Experience: Wie ist der Arbeitsplatz 
zu gestalten,um Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern die beste Lösung zu bieten und sie wieder 
zurück ins Offi  ce zu holen? Ebenfalls diskutiert 
wird die Frage: ESG ist in aller Munde, aber wie 
setze ich die Vorgaben effi  zient um? Kreislauf-
wirtschaft als eine Lösung? 

Early-Bird-Rabatte 
für das Kommunal-
wirtschaft sforum 2024
Von 24. bis 26. April 2024 lädt der Öster-
reichische Kommunal-Verlag Österreichs 
Entscheidungsträger zum 11. Kommunal-
wirtschaft sforum in Europas Kulturhaupt-
stadt Bad Ischl. Auf mehr als 200 Teil-
nehmerInnen warten zwei spannende 
Kongresstage – gefüllt mit inspirierenden 
Keynotes, interaktiven Workshops und 
hochkarätig besetzen Podiumsdiskussio-
nen. Inmitten der malerischen Kulisse von 
Bad Ischl bieten wir Ihnen einen einzig-
artigen Rahmen, um sich über aktuelle He-
rausforderungen und innovative Lösungs-
ansätze in der kommunalen Wirtschaft 
auszutauschen. Wir freuen uns schon jetzt 
darauf, Sie herzlich willkommen zu heißen 
und gemeinsam neue Perspektiven für die 
Zukunft zu entwickeln. Sichern Sie sich 
jetzt Ihren Platz und seien Sie Teil dieses 
einzigartigen Events!
Initiatoren des KWF sind Raiff eisen-Lea-
sing, Deloitte, Siemens Österreich und 
Swietelsky, weitere Partner fi nden Sie auf 
der Website.

23-24/November

24-26 /April

www.tuwien.at/mwbw/im/ie/
ifm/kongress/programm
Ort: TU Wien

www.kommunalwirtscha� sforum.at
Ort: Bad Ischl

TERMINE 

Ehrentitel für Christian Struber
ST. KOLOMAN / WIEN // Dem Geschäftsführer der 
Salzburg Wohnbau, DI Christian Struber, 
MBA wurde von Bundeskanzler Karl 
Nehammer der Berufstitel Kommerzi-
alrat verliehen. Das Dekret wurde bei 
einem Festakt im Bundeskanzleramt 
von Bundesministerin Mag. Karoline 
Edt stad ler übergeben.
Strubers Karriere ist geprägt 
von Spitzenfunktionen in 
Wirtschaft und Politik. 
In seiner Heimatge-
meinde St. Koloman 
war er mehrere Jahre 
als Gemeinderat und 
dann 16 Jahre als Bür-
germeister tätig.

    KOMMUNAL
WIRTSCHAFTS
    FORUM 2024
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DAS BESTE ZUM SCHLUSS

Superlative aus Österreichs Gemeinden
Österreichs Gemeinden können mit einer 
Vielzahl an Einzig artig keiten aufwarten. 
Manche davon sind gar Europa- oder 
Weltrekorde. 

Aus der niederösterreichi-
schen Gemeinde Siegharts-
kirchen, genauer gesagt aus 
dem Ort Riederberg, kommt 
Friedrich Melka. Seine Tage-

tes (Studentenblume) 
ist mit 121,8 cm 

die weltweit 
längste jemals 
gemessene 
ihrer Art.

FOTO // Martin Hofmann

FOTO // Sabina Bajracharya

Das größtes Brauchtumsfest 
Österreichs ist der Kirchtag in 
Villach. Bei über 130  Einzelver-
anstaltungen wird heimisches 
und ausländisches 
Brauchtum gezeigt. 
Alljährlich kom-
men mehr als 
450.000  Besucher 
zum Villacher 
Kirchtag. 

Längste 
Tagetes 
der Welt

FOTO // Andreas Stiasny

Die Festung Hohensalzburg in 
der Stadt Salzburg ist die größ-
te vollständig erhaltene Burg 
Mitteleuropas. Sie besitzt eine 
Fläche von rund 32.000 m² 
(ohne Außenwerke 
wie Katze, Sperrbö-
gen etc.) und ein 
Bauvolumen von 
gut 100.000  m³.

Größte, 
vollständig 

erhaltene Burg 
Mitteleuropas

Größtes 
Brauchtumsfest

Österreichs
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 DER ONLINE MARKTPLATZ FÜR GEMEINDEN

Der Beschaffungsprozess für Gemeinden kann auch ganz einfach funktionieren. 
Durch die unkomplizierte Bestellung aus unserem umfangreichen Sortiment und dem sicheren Kauf 
auf Rechnung. KOMMUNALBEDARF.AT ist der Online Marktplatz mit über 500.000 Artikeln für 
den kommunalen Bedarf. Erstellen Sie ein kostenloses Kundenkonto und sichern Sie sich mit dem 
Code WILLKOMMEN2023 einen Rabatt von 10 % auf Ihre erste Bestellung.

-10%  Rabatt
bei einer Bestellung  bis 31.12.2023

KOMMUNALBEDARF.ATEinfach. Alles. Beschaffen.

Gestaltung
beginnt beim
einkauf.
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Digitale Dokumentenarchivierung für Städte und Gemeinden.

Sie haben noch meterlange Aktenschränke voller Bauakten in Ihrem Amt? 
Steigen Sie um und profitieren Sie von der Bauakten-Digitalisierung der Post. 
Sie senken damit Ihren Aufwand, gewinnen Raum und können zeitgleich, 
schnell und ortsunabhängig auf die Akten zugreifen. Sie haben Interesse? 
Schreiben Sie uns, wir beraten Sie gerne.

Jetzt E-Mail-Anfrage senden: business@post.at

BAUAKTEN-DIGITALISIERUNG 
Schafft Platz und Ordnung  
in jeder Gemeinde.


